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DG 0002/2023 

Begrüssung und Mitteilungen der Kantonsratspräsidentin 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Geschätzte Frau Landammann, werte Damen und Herren 
Regierungsräte, liebe Kolleginnen und Kollegen des Kantonsrats, liebe Mitarbeiter der Presse, liebe 
Gäste auf der Tribüne, liebe Live-Streamerinnen und Live-Streamer - wenn man das so sagen darf - ich 
begrüsse Sie zum zweiten Tag der ersten Session 2023. Ich möchte darauf hinweisen, dass wir nach der 
Pause Gäste begrüssen können. Es handelt sich dabei um die Kreisschule Mittelgösgen. Die Klassen 
Sek E 1a und Sek E 1b werden uns jeweils kurz besuchen. Altersgerecht wird das nicht stundenlang sein. 
Ich komme nun zur Tagesordnung. Aufgrund der gestern beschlossenen Dringlichkeit von zwei Interpel-
lationen hat die heutige Tagesordnung natürlich eine Anpassung zur Folge. Wir werden die zwei Inter-
pellationen «ID 0009/2023 Dringliche Interpellation Fraktion SP/Junge SP: Situation im Bürgerspital Solo-
thurn der Solothurner Spitäler AG» und «ID 0008/2023 Dringliche Interpellation Mitte-Fraktion. Die 
Mitte - EVP: Ungeklärte wiederholte personelle Unruhen und Abgänge bei der Solothurner Spitäler AG» 
nach der Morgenpause behandeln. Die Stellungnahmen des Regierungsrats befinden sich im Moment 
im Kopierapparat. Sie werden in Kürze verteilt und auf der Homepage aufgeschaltet. Wer sie bereits 
vorher lesen möchte, kann dies also tun. Gerne möchte ich Sie noch über einige Kleine Anfragen, die 
vom Regierungsrat beantwortet wurden, informieren. 

K 0219/2022 

Kleine Anfrage Hardy Jäggi (SP, Recherswil): Kleinlotterien 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Kleinen Anfrage vom 13. Dezember 2022 und schriftliche Stellungnahme des Regierungs-
rats vom 23. Januar 2023: 
 
1. Vorstosstext. Mit Schreiben vom 11. November 2022 teilt das Amt für Wirtschaft und Arbeit (AWA) 
den Gemeinden mit, dass ab 01.01.2023 für Lottos, die Gutscheine oder Edelmetalle als Preise abgeben, 
neue Regeln gelten. Das heisst: 
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• Es braucht neu vom AWA eine Bewilligung. 
• Das Mindestalter ist 18, oder es muss ein Antrag auf Ausnahmebewilligung gestellt werden. 
• 50 % der maximal möglichen Einsätze müssen als Preise ausgegeben werden. 

• Ein Preisplan muss vorgängig beim AWA eingereicht werden. 
• Danach muss ein Bericht ans AWA über Spielverlauf, Spielabrechnung und Gewinnverwendung er-

stellt werden. 
Diese neue Regelung trifft die Dorfvereine sehr hart. Abgesehen vom massiv erhöhten administrativen 
Aufwand, muss der Verein das Risiko tragen, dass er weniger als die maximal möglichen Einsätze ein-
nimmt und dennoch 50 % vom Maximum als Preise ausgeben muss. Ist ein Lottoanlass schlecht besucht, 
wird er zum Nullsummenspiel. Dorfvereine, die den Aufwand oder das finanzielle Risiko nicht auf sich 
nehmen können, verlieren eine ihrer wichtigsten Einnahmequellen. Bereits wurden Lottos abgesagt. Es 
ist für mich unverständlich, dass der Regierungsrat eine jahrelange und absolut bewährte Praxis aufgibt, 
nur weil es die Interkantonale Geldspielaufsicht empfiehlt. Zudem sind wir bekanntlich mitten in der 
Lottosaison, die im Winterhalbjahr stattfindet. Die Vereine haben praktisch alles organisiert und eine 
solche kurzfristige Änderung der Spielregeln kann bei Einhaltung aller neuen Vorgaben existenzbedro-
hend sein. 
In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat, folgende Fragen zu beantworten: 
1. Wer hat diesen Entscheid gefällt? 
2. Warum wurden die Gemeinden/der Verband der Solothurner Einwohnergemeinden (VSEG) nicht 

vorher angehört?  
3. War sich der Regierungsrat der Konsequenzen dieses Entscheides bewusst?  
4. Wie stellt sich der Regierungsrat die künftige Praxis für die Vereine vor? 
5. Kann sich der Regierungsrat vorstellen, Vereine finanziell zu unterstützen, welche die Lottos als 

Einnahmequelle verlieren?  
2. Begründung. Im Vorstosstext enthalten. 
3. Stellungnahme des Regierungsrates 
3.1 Vorbemerkungen. Das Bundesgesetz über Geldspiele (Geldspielgesetz, BGS; SR 935.51) sowie dessen 
Verordnung (Geldspielverordnung, VGS; SR 935.511) wurden vom Bundesrat per 1. Januar 2019 in Kraft 
gesetzt. Das Geldspielgesetz schafft eine umfassende Regelung aller Geldspiele in der Schweiz. Im Be-
reich der Kleinlotterien (inkl. bewilligungsfreie Kleinlotterien wie Lottomatches und Tombolas) wurde 
mit dem Geldspielgesetz ein geschlossenes System geschaffen, wonach mit den erwirtschafteten Rein-
gewinnen ausnahmslos gemeinnützige Zwecke zu verfolgen sind (Art. 34 Abs. 2 BGS). Das Bundesrecht 
sieht vor, dass Gewinne bei bewilligungsfreien Kleinlotterien im Rahmen eines Unterhaltungsanlasses 
ausschliesslich aus Sachpreisen bestehen dürfen. Mit Inkrafttreten des Geldspielgesetzes unterstehen 
Grossspiele (Lotterien, Sportwetten und Geschicklichkeitsspiele) und Kleinspiele (Kleinlotterien, lokale 
Sportwetten und kleine Pokerturniere) grundsätzlich der Bewilligungspflicht. Die Kantone haben zwei 
Jahre Zeit gehabt, die entsprechenden Anpassungen vorzunehmen. Im Kanton Solothurn wurde das 
Geldspielgesetz mit der Teilrevision des Wirtschafts- und Arbeitsgesetz (WAG; BGS 940.11) und dessen 
Verordnung (VWAG; BGS 940.12) entsprechend umgesetzt. Der Kanton Solothurn hat sich bei der Um-
setzung des Geldspielgesetzes bereiterklärt, Kleinlotterien, die bei einem Unterhaltungsanlass veranstal-
tet werden, deren Gewinne ausschliesslich in Sachpreisen bestehen, bei denen die Ausgabe der Lose, die 
Losziehung und die Ausrichtung der Gewinne in unmittelbaren Zusammenhang mit dem Unterhal-
tungsanlass erfolgen und bei denen die maximale Summe aller Einsätze tief ist, bewilligungsfrei zuzu-
lassen. Diese bewilligungsfreien Kleinlotterien sind unter dem Begriff Lottos/Lottomatches und Tombo-
las bekannt und unterstehen lediglich einer Meldepflicht. Gemäss Bundesrecht sind Gutscheine, 
Edelmetalle und Barpreise als Gewinne bei Kleinlotterien ohne Weiteres zulässig, bedürfen jedoch einer 
kantonalen Kleinspielbewilligung und müssen so ausgestaltet sein, dass auch die weiteren für die Klein-
lotterien geltenden Regeln eingehalten werden (bspw. Höchstbetrag von CHF 10.-für einen einzelnen 
Einsatz, Gewinnquote mind. 50 %, Trefferquote mind. 10 %, Berichterstattung innert drei Monate nach 
Abschluss einer Kleinlotterie). Das regulative System des Geldspielgesetzes (welches auch dem Schutz 
der Vereine dienen soll, wonach bei Kleinlotterien mit den erworbenen Reingewinnen ausschliesslich 
gemeinnützige Zwecke verfolgt werden dürfen und sich Dritte nicht am Spielbetrieb bereichern sollen) 
erfordert bei bewilligungspflichtigen Spielformen von den Veranstaltern einen gewissen, vertretbaren 
administrativen Aufwand. In der Praxis hat es sich etabliert, dass Vereine (Veranstalter) für die Durch-
führung von Lottomatches oft eine Drittperson (sog. Durchführer) beiziehen; dabei werden Gutscheine 
und Goldpreise oft nicht vereinzelt abgegeben, sondern als Preis- und Publikumsmagnet in den Vorder-
grund gerückt. Nach geltendem Recht muss, wenn die Organisation oder die Durchführung von bewilli-
gungspflichtigen Kleinlotterien an Dritte ausgelagert wird, der Dritte gemeinnützige Zwecke verfolgen 
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(Art. 33 Abs. 2 BGS). Das Geldspielgesetz will so verhindern, dass sich Dritte am Spielbetrieb anderer 
bereichern. 
3.2 Zu den Fragen 
3.2.1 Zu Frage 1: Wer hat diesen Entscheid gefällt? Die Interkantonale Geldspielaufsicht (Gespa) hat mit 
Schreiben vom 19. September 2022 sämtliche kantonalen Aufsichts- und Vollzugsbehörden ausdrücklich 
darauf aufmerksam gemacht, dass nach Bundesrecht Lotterien mit Gutscheinen oder Barpreisen nicht als 
bewilligungsfreie Kleinlotterie durchgeführt werden dürfen. Hintergrund der Intervention der Gespa 
war die unterschiedliche Praxis in den einzelnen Kantonen. Mit vorerwähntem Schreiben nimmt die 
Gespa ihre spezialgesetzliche Oberaufsichtsfunktion wahr. Die Gespa hat ihre diesbezügliche Rechtsauf-
fassung im Rahmen eines Meinungsaustausches mit dem Bundesamt für Justiz konsolidiert, um sicherzu-
stellen, dass der Spielraum der einzelnen Kantone nicht unnötig eingeschränkt wird. Das Amt für Wirt-
schaft und Arbeit (AWA) ist gemäss § 41 Abs. 1 Bst. m VWAG zuständige Behörde für den Vollzug des 
Geldspielgesetzes auf dem Kantonsgebiet. Das AWA ist dem Hinweis auf die bundesrechtskonforme 
Praxis nachgekommen und hat die Einwohnergemeinden und Lotto-Veranstalter über die Rechtsan-
wendung informiert. 
3.2.2 Zu Frage 2: Warum wurden die Gemeinden/der Verband der Solothurner Einwohnergemeinden 
(VSEG) nicht vorher angehört? Beim vorerwähnten Schreiben der Gespa handelt es sich nicht um eine 
bundesrechtliche Rechtsanpassung oder einen politischen Meinungsbildungsprozess, sondern um die 
Auslegung und Umsetzung von Bundesrecht. Vor diesem Hintergrund hat das AWA die Gemeinden über 
den Verband der Solothurner Einwohnergemeinden (VSEG) auf die bundesrechtskonforme Praxis auf-
merksam gemacht. Eine Information über die rechtskonforme Anwendung von Bundesrecht bedarf 
nicht einer vorgängigen Konsultation. 
3.2.3 Zu Frage 3: War sich der Regierungsrat der Konsequenzen dieses Entscheides bewusst? Die Gespa 
hat die kantonalen Aufsichts- und Vollzugsbehörden darauf aufmerksam gemacht, dass die Evaluation 
des Geldspielgesetzes ansteht. Gemäss Gespa werden die konsequenten Bemühungen für eine bundes-
rechtskonforme Rechtsanwendung durch alle Kantone dazu beitragen, die aus dem politischen Prozess 
resultierenden Kompetenzen der Kantone zu untermauern und zu verhindern, dass Spielraum und 
Kompetenzen der Kantone bei künftigen Revisionen eingeschränkt werden. Wir konnten dazu keinen 
Entscheid fällen. 
3.2.4 Zu Frage 4: Wie stellt sich der Regierungsrat die künftige Praxis für die Vereine vor? Bezüglich 
Gutscheine hat die Gespa ihre Haltung bereits im Rahmen des Schreibens an die Kantone kommuniziert; 
wo Gutscheine als Preis im Vordergrund stehen, liegt eine Gesetzesumgehung vor. Bei den Edelmetallen 
geht die Rechtsauffassung der Gespa in die gleiche Richtung: Während die vereinzelte Vergabe des 
berühmten Goldvrenelis als Preis unproblematisch erscheint, kann bei eigentlichen „Gold-Lottos“ mit 
primär Edelmetallpreisen nicht mehr von einem als harmlos geltendem Lotto ausgegangen werden, die 
der Gesetzgeber - genau wegen ihrer Harmlosigkeit - von zahlreichen Vorschriften ausgenommen hat. 
Derartige Veranstaltungen bedürfen einer Bewilligung des zuständigen Kantons. Wir werden prüfen, 
welche Differenzierungen wir vornehmen können. Eine mögliche Regelung soll sowohl für die Veran-
stalter wie für die Aufsichtsbehörde mit realistischem Aufwand möglich sein. 
3.2.5 Zu Frage 5: Kann sich der Regierungsrat vorstellen, Vereine finanziell zu unterstützen, welche die 
Lottos als Einnahmequelle verlieren? Die Frage der finanziellen Unterstützung drängt sich aufgrund der 
aktuellen Gesetzeslage nicht auf, da Kleinlotterien (bewilligungsfrei oder bewilligungspflichtig) für 
Vereine nach wie vor möglich sind (vgl. Ziffer 3.2.3). Sind Barpreise, Gutscheine oder Edelmetalle als 
Preise vorgesehen, unterliegt die Durchführung eines Lottos / einer Tombola der Bewilligungspflicht. 
Die durch den Bundesgesetzgeber beabsichtigte systembedingte Klassifizierung innerhalb des Klein-
spielbereichs bringt für die Veranstalter von bewilligungspflichtigen Kleinlotterien einen vertretbaren, 
administrativen Aufwand mit sich. 

K 0225/2022 

Kleine Anfrage Johanna Bartholdi (FDP.Die Liberalen, Egerkingen): Lehrermangel: Potenzial 

von Quereinsteigenden effektiver ausschöpfen und steigern 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Kleinen Anfrage vom 14. Dezember 2022 und schriftliche Stellungnahme des Regierungs-
rats vom 23. Januar 2023: 



46 I. Session – 2. Sitzung - 25. Januar 2023 

1. Vorstosstext. Der Kanton Solothurn respektive das Departement für Bildung und Kultur zusammen 
mit Verbänden (Verband Solothurner Einwohnergemeinden [VSEG], Verband Schulleiterinnen und 
Schulleiter des Kantons Solothurn [VSL SO] und Verband Lehrerinnen und Lehrer Solothurn [LSO]) haben 
bereits im Jahr 2021 die Kampagne «Einsame Klasse. Schule sucht Sie!» lanciert. Parallel dazu besteht 
eine entsprechende Ausbildung der Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW) für Quereinsteigende 
(QUEST). Diese sechs-semestrige Studienvariante richtet sich an berufserfahrene Personen ab 30 Jahren 
und ermöglicht ab dem zweiten Studienjahr eine Anstellung im Umfang von 30 bis 50 Stellenprozent im 
Schulfeld. Absolvierende einer pädagogischen Hochschule in einem regulären Studium haben dasselbe 
Recht. Es ist grundsätzlich richtig, dass sowohl Studierende wie auch Quereinsteiger dieselben Rechte 
geniessen. Nicht nur, aber auch aufgrund des akuten Lehrermangels sind bei der QUEST-Ausbildung 
folgende Punkte entscheidend: Die lange Studienzeit sowie das tiefe Arbeitspensum ab dem zweiten 
Studienjahr ist für erfahrene Berufsleute ein Hindernis. Auch ist es fraglich, inwiefern sämtliche Studien-
fächer angeboten werden müssen. Es gibt genügend 30-jährige Berufsleute mit einem Bachelor- oder 
gar Masterabschluss, die einen direkten und guten Draht zu Kindern und Jugendlichen haben und somit 
qualifiziert sind, auch mit einem Pensum von über 50 Prozent als Lehrpersonen eingesetzt zu werden. 
Solche Personen könnten kurzfristig ins System eingebunden werden und für eine spürbare Entlastung 
in den Schulen sorgen. Zusätzlich würde damit die Attraktivität der Schule und des Lehrerberufs gestei-
gert und dem akuten Lehrermangel bereits kurzfristig etwas entgegengewirkt. Die Schulen brauchen 
motivierte Personen, die sich mit Freude für diesen anspruchsvollen Beruf einsetzen. Denn bekanntlich 
steht und fällt der Lernerfolg mit der Lehrperson. Dem finanziellen Aspekt bei einer Ausbildung von 
über 30-Jährigen ist ein besonderes Augenmerk zu schenken, denn 30-jährige Personen haben in vielen 
Fällen bereits eine Familie, für die sie aufkommen müssen. Nicht nur deshalb ist die aktuelle Lohneinstu-
fung ab dem zweiten Studienjahr wenig attraktiv. Auch muss während eines langen Zeitraums von drei 
Jahren grundsätzlich mit erheblichen Lohneinbussen gerechnet werden. Die Wahrscheinlichkeit, dass 
trotz Interesse und Eignung für den Lehrerberuf dieser Weg nicht gewählt wird, ist entsprechend als 
hoch einzuschätzen. 
Aufgrund der oben genannten Punkte bitten wir den Regierungsrat, folgende Fragen zu beantworten: 
1. Kann sich der Regierungsrat vorstellen, analog zur Ausbildung von Schulleitenden, in Zusammenar-

beit mit der FHNW, einen berufsbegleitenden Studiengang zur Erlangung von pädagogischen, me-
thodischen und didaktischen Kenntnissen für 30-jährige Personen mit einem Bachelor- oder Master-
abschluss anzubieten, dessen Dauer sich maximal über drei Semester erstreckt? 

2. Kann sich der Regierungsrat vorstellen, diesen Studiengang mit maximal einem Präsenztag pro Wo-
che, vorzugsweise samstags oder in Form von Blockkursen während einem Teil der 14 Ferienwochen 
von Lehrpersonen zusammen mit der FHNW zu organisieren? 

3. Kann sich der Regierungsrat vorstellen, dass solche Absolventen, während der ganzen Weiterbildung 
bis 80 Stellenprozent bereits im Schulfeld eingesetzt werden? 

4. Kann sich der Regierungsrat vorstellen, solche Absolventen ab Beginn des Praxiseinstiegs in Lohn-
klasse 17 in der Primarstufe und in Lohnklasse 20 in der Sekundarstufe I einzustufen? 

5. Falls die Fragen 1. – 4. mehrheitlich positiv beantwortet werden, welchen Umsetzungshorizont sieht 
der Regierungsrat? 

2. Begründung. Im Vorstosstext enthalten. 
3. Stellungnahme des Regierungsrates 
3.1 Vorbemerkungen. Die Studienvariante Quereinstieg der Pädagogischen Hochschule der Fachhoch-
schule Nordwestschweiz (PH FHNW) wurde im Herbstsemester 2021 eingeführt. Das Konzept für die 
Studienvariante orientiert sich am Modell «Formation par l'emploi» der Schweizerischen Konferenz der 
kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK). Ziel der Einführung der Studienvariante Quereinstieg war, die 
Attraktivität des Studiums zu erhöhen und neue Zielgruppen anzusprechen. Die Voraussetzungen für 
die Zulassung zur Ausbildung und die Anforderungen an die Ausbildung sind im Reglement über die 
Anerkennung von Lehrdiplomen für den Unterricht auf der Primarstufe, der Sekundarstufe I und an 
Maturitätsschulen vom 28. März 2019 (Reglement 4.2.2.10) im Sinne von Mindestanforderungen gere-
gelt. Mit der Erfüllung dieser Anforderungen ist die Ausbildung gesamtschweizerisch anerkannt.  
Gemäss Artikel 8 des Reglements 4.2.2.10 umfasst 
• der Umfang des Bachelorstudiums zum Erwerb eines Lehrdiploms für die Primarstufe 

180 Kreditpunkte (Abs. 1). 

• der Umfang des Masterstudiums zum Erwerb eines Lehrdiploms für die Sekundarstufe I 90 bis 
120 Kreditpunkte (Abs. 2). 

Für Quereinsteigende entspricht gemäss Artikel 8 Absatz 4 desselben Reglements der Umfang der Aus-
bildung jenem der regulären Ausbildung. Im Kanton Solothurn gilt als Voraussetzung für die Ausübung 
des Lehrberufs die für die entsprechende Lehrtätigkeit erforderliche fachliche Qualifikation 
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(§ 49 Abs. 1 des Volksschulgesetzes [VSG] vom 14. September 1969 [BGS 413.111]). Gemäss § 50 Absatz 
2 VSG kann als Lehrperson für die entsprechende Schulart und Schulstufe angestellt werden, wer über 
ein von der EDK anerkanntes Lehrdiplom oder eine Gleichwertigkeitsanerkennung des Departements 
verfügt.  
3.2 Zu den Fragen 
3.2.1 Zu Frage 1: Kann sich der Regierungsrat vorstellen, analog zur Ausbildung von Schulleitenden, in 
Zusammenarbeit mit der FHNW, einen berufsbegleitenden Studiengang zur Erlangung von pädagogi-
schen, methodischen und didaktischen Kenntnissen für 30-jährige Personen mit einem Bachelor- oder 
Masterabschluss anzubieten, dessen Dauer sich maximal über drei Semester erstreckt? Gemäss EDK-
Vorgaben dauert das Studium drei Jahre (Primarstufe) respektive 4,5 bis 5 Jahre (Sekundarstufe I) und 
wird mit einem Lehrdiplom sowie einem Bachelor respektive Master abgeschlossen. Ein Studium, dessen 
Dauer sich über maximal drei Semester erstreckt, entspricht einer Weiterbildung in Form eines CAS (Cer-
tificate of Advances Studies) oder DAS (Diploma of Advanced Studies). Diese Weiterbildung führt folg-
lich nicht zu einem anerkannten Lehrdiplom. Der Gesetzgeber setzt voraus, dass an den Schulen adä-
quat qualifizierte Lehrpersonen unterrichten. Diesem Ziel kann mit einer Weiterbildung «light» nicht 
entsprochen werden. Zudem ist eine Ausbildung, welche nicht EDK-anerkannt ist und daher für die 
Studierenden nur auf kantonaler Ebene Gültigkeit hat, wenig attraktiv. Wir können uns deshalb nicht 
vorstellen, einen berufsbegleitenden Studiengang anzubieten, dessen Dauer sich maximal über drei 
Semester erstreckt. 
3.2.2 Zu Frage 2: Kann sich der Regierungsrat vorstellen, diesen Studiengang mit maximal einem Prä-
senztag pro Woche, vorzugsweise samstags oder in Form von Blockkursen während einem Teil der 
14 Ferienwochen von Lehrpersonen zusammen mit der FHNW zu organisieren? Die PH FHNW bietet 
bereits heute Kurse an Samstagen oder in der unterrichtsfreien Zeit der Lehrpersonen an. Aus logisti-
schen und personellen Gründen können nicht alle Studiengänge und Weiterbildungsangebote in diesen 
Zeitfenstern angeboten werden. Weiter ist zu berücksichtigen, dass sich zur Erfüllung der EDK-
Anforderungen das Studium bei maximal einem Präsenztag pro Woche entsprechend verlängert. Des-
halb erachten wir einen Studiengang mit lediglich einem Präsenztag als nicht praktikabel und nicht 
attraktiv. 
3.2.3 Zu Frage 3: Kann sich der Regierungsrat vorstellen, dass solche Absolventen, während der ganzen 
Weiterbildung bis 80 Stellenprozent bereits im Schulfeld eingesetzt werden? Nein. Der Regierungsaus-
schuss des Bildungsraums Nordwestschweiz hat sich im Rahmen der Konzeption der neuen Studienvari-
ante Quereinstieg auf eine studienbegleitende Anstellung im Umfang von 30 bis 50 % geeinigt. Dies vor 
dem Hintergrund, dass die Studierenden während dieser Zeit hochschulseitig sowie schulseitig im Be-
rufseinstieg begleitet werden, mit dem Ziel eines längerfristigen Verbleibs im Lehrberuf. Bei einer Be-
rufstätigkeit von bis zu 80 Stellenprozenten wäre eine entsprechende Begleitung einerseits mit hohen 
Kosten verbunden. Andererseits sollen die Studierenden – wenn sie dem Bildungssystem nachhaltig 
erhalten bleiben sollen – zeitlich nicht überfordert werden. 
3.2.4 Zu Frage 4: Kann sich der Regierungsrat vorstellen, solche Absolventen ab Beginn des Praxisein-
stiegs in Lohnklasse 17 in der Primarstufe und in Lohnklasse 20 in der Sekundarstufe I einzustufen? Die 
Lohnklassen der Lehrpersonen und Lehrbeauftragten entsprechen der Gesamtlogik des Gesamtarbeits-
vertrags (GAV) vom 25. Oktober 2004 (BGS 126.3) und sind in § 384 GAV festgehalten. Bei der Einrei-
hung in die Lohnklassen sind analytische Kriterien ausschlaggebend. Als Folge der veränderten Ausbil-
dungsvoraussetzungen für die Lehrberufe – und der damit einhergehenden Veränderung der 
Ausbildungsdauer – wurden die Lohnklassen für neurechtliche Absolventinnen und Absolventen erhöht 
beziehungsweise gesenkt. Fachvertiefungen oder Facherweiterungen (ein Fach, das zusätzlich unterrich-
tet werden darf) führen aber nicht zu einer höheren Lohnklasse. Auf der Primarstufe entspricht die 
Lohnklasse 17 unter anderem dem altrechtlichen Arbeitslehrerinnenpatent (Arbeitslehrerinnenseminar 
im Anschluss an eine Lehre als Damenschneiderin oder an eine gymnasiale Matur). Auf der Sekundarstu-
fe I entspricht die Lohnklasse 20 beispielsweise einem altrechtlichen Lehrdiplom für Sekundar- und 
Oberschulen (viersemestrige Vollzeitausbildung im Anschluss an eine Primarlehrer/-innen-Ausbildung 
und eine erfolgreiche Unterrichtstätigkeit). Eine Weiterbildung im Umfang von maximal drei Semestern 
mit einem Präsenztag kann dabei nicht als gleichwertig erachtet werden. Werden solche Absolventin-
nen und Absolventen gleich hoch eingereiht wie jene mit einer länger dauernden Ausbildung, entfällt 
der Anreiz, eine qualifizierte Ausbildung zu absolvieren oder eine Weiterbildung abzuschliessen. Mit 
der Einreihung in die Lohnklassen 15 (Primarstufe) und 18 (Sekundarstufe I) werden die Absolventinnen 
und Absolventen des Studiengangs Quereinstieg gegenüber den übrigen Studierenden (Lohnklasse 
12 auf der Primarstufe und Lohnklasse 15 auf der Sekundarstufe I) bei der Entlöhnung bereits heute 
privilegiert behandelt. Eine weitere lohnmässige Privilegierung wäre nicht gerechtfertigt. 
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3.2.5 Zu Frage 5: Falls die Fragen 1. – 4. mehrheitlich positiv beantwortet werden, welchen Umsetzungs-
horizont sieht der Regierungsrat? Aufgrund der vorangegangenen Ausführungen lehnen wir es ab, für 
Lehrpersonen eine Weiterbildung «light» anzubieten, welche nur kantonal anerkannt wäre. Vor diesem 
Hintergrund kann kein Umsetzungshorizont genannt werden. 

K 0231/2022 

Kleine Anfrage Rea Eng-Meister (Die Mitte, Erlinsbach): Amtsnotare im Kanton Solothurn 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Kleinen Anfrage vom 21. Dezember 2022 und schriftliche Stellungnahme des Regierungs-
rats vom 23. Januar 2023: 
 
1. Vorstosstext. Wie in vielen anderen Bereichen und Departementen wird es in den kommenden fünf 
bis zehn Jahren einen Fachkräftemangel bei den Solothurner Amtsnotaren geben. Auf den sechs Amtschrei-
bereien im Kanton Solothurn werden in naher Zukunft bis zu zehn Notare pensioniert. Gleichzeitig sind im 
Moment weniger Personen in der Ausbildung und aufgrund des vorausgesetzten kantonalen Notariats-
patents stehen die Amtschreibereien bei der Suche nach neuem Personal vor besonderen Herausforde-
rungen. So könnte es dazu führen, dass in Zukunft zu wenige Notare an den Amtschreibereien zur Ver-
fügung stehen. 
In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 
1. Wie schätzt der Regierungsrat die aktuelle Lage bezüglich der Amtsnotare ein? Haben alle Amtschrei-

bereien genügend Amtsnotare im Einsatz? 
2. Wie sieht es in den nächsten fünf bis zehn Jahren aus? Werden genügend Amtsnotare zur Verfü-

gung stehen? 
3. Konnte man feststellen, dass durch die Änderung der juristischen Prüfungsverordnung im Jahr 

2001 weniger Notariatsprüfungen absolviert werden? Könnte man sich vorstellen, die Prüfung 
und/oder die Praktikumszeit zu verkürzen? 

4. Wie könnte der Beruf der Solothurner Amtsnotare attraktiver gestaltet werden? Sind die Löhne auf 
einem ansprechenden Niveau festgelegt? 

5. Wie beurteilt der Regierungsrat den Praktikumslohn von Notaren in Ausbildung? 
6. Wird der andere Weg zum Solothurner Amtsnotar, der Weg für Angestellt der Amtschreibereien 

über Seminarkurse, häufig gewählt? Wie könnte dieser Weg attraktiver gestaltet werden? 
2. Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
3. Stellungnahme des Regierungsrates 
3.1 Vorbemerkungen. Mit dem Amtsnotariat sind im Kanton Solothurn die Amtschreibereien für die 
öffentliche Beurkundung von Rechtsgeschäfte über Grundstücke zuständig. Die Notare der Amtschrei-
bereien betreuen diese Geschäfte und sind für die sichere Abwicklung und Beurkundung verantwort-
lich. Durch die organisatorische Nähe der Notare und der Grundbuchämter in den Amtschreibereien 
können die Rechtsgeschäfte rasch und kompetent abgewickelt werden. Nach der Beurkundung wird das 
Geschäft innert weniger Tage im Grundbuch eingetragen und kann rechtskräftig abgeschlossen werden. 
Im Weiteren können die Parteien von günstigen Gebühren für die Bearbeitung des Rechtsgeschäfts 
profitieren. Im Vergleich zur Beurkundung in anderen Kantonen, insbesondere Kantone mit dem freien 
Notariat, sind die Gebühren im Kanton Solothurn deutlich tiefer. Die Rekrutierung von Notaren war in 
den letzten Monaten tatsächlich schwierig und auf Stellenausschreibungen haben sich nur wenige oder 
gar keine Interessenten gemeldet. Der Kanton Solothurn kennt zwei Ausbildungswege, das solothurni-
sche Notariatspatent zu erlangen. Zum einen steht der Weg über das Studium an einer Universität mit 
Masterabschluss, dem anschliessendem Praktikum und der Notariatsprüfung offen und zum andern 
kann mit einer kaufmännischen Grundbildung das Notariatspatent erlangt werden. Bei dieser Ausbil-
dung werden an der Fachhochschule mehrere Kurse für Nichtjuristen besucht und abgeschlossen. Dieser 
Teil dauert rund drei Jahre. Nach Abschluss der erforderlichen Kurse wird während drei weiteren Jahren 
das Notariatsseminar der Amtschreibereien besucht und im Anschluss können die verschiedenen schrift-
lichen und mündlichen Prüfungen zum Notar absolviert werden. Aktuell besuchen sechs Mitarbeitende 
der Amtschreibereien das Notariatssemniar und werden die Notarenausbildung in den nächsten ein bis 
vier Jahren abschliessen. Der Ausbildungsweg mit der kaufmännischen Grundbildung dauert vom Be-
such der Kurse an der Fachhochschule bis zur Prüfung insgesamt sieben bis acht Jahre. Aufgrund der 
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Altersstruktur der Notare bei den Amtschreibereien werden in den nächsten acht Jahren acht Notare 
pensioniert. Die Amtschreibereien sind sich der Herausforderung bewusst und haben in den letzten 
Jahren die Anstrengungen, junge motivierte Mitarbeitende zu Notaren auszubilden, verstärkt. Nebst 
der internen Ausbildung zum Notare werden noch weitere Massnahmen verfolgt: 
1. Notare, welche das Pensionsalter erreichen, werden über die Pensionierung hinaus mit einem Voll-

zeit- oder Teilzeitpensum weiterbeschäftigt 
2. Notare werden als Springer angestellt und können auf allen Amtschreibereien zum Einsatz kommen 
Als weitere mögliche Massnahme könnten Notare mit einem ausserkantonalen Notariatspatent bei den 
Amtschreibereien zugelassen werden. Die Umsetzung dieser Massnahme bedarf jedoch einer Gesetzes-
änderung und liegt damit in der Kompetenz des Kantonsrats. Derzeit prüft bspw. auch der Kanton Aar-
gau, ausserkantonale Notariatspatente zuzulassen. 
3.2 Zu den Fragen 
3.2.1 Zu Frage 1: Wie schätzt der Regierungsrat die aktuelle Lage bezüglich der Amtsnotare ein? Haben alle 
Amtschreibereien genügend Amtsnotare im Einsatz? Derzeit sind alle Notarenstelle bei den Amtschreiberei-
en besetzt. Es sind jedoch keine Reserven vorhanden, welche bei einem Ausfall eines Notars oder bei 
einem starken Anstieg der Geschäftslast eingesetzt werden können. Mit der steigenden Geschäftslast in 
den vergangenen Jahren ist die Belastung der Notare bereits heute hoch. 
3.2.2 Zu Frage 2: Wie sieht es in den nächsten fünf bis zehn Jahren aus? Werden genügend Amtsnotare 
zur Verfügung stehen? Aufgrund der Notare in Ausbildung und der Notare, welche in den nächsten 
Jahren pensioniert werden, stehen genügend Notare zur Verfügung. Es besteht jedoch wenig Hand-
lungsspielraum bei einem ungeplanten Ausfall eines Notars. 
3.2.3 Zu Frage 3: Konnte man feststellen, dass durch die Änderung der juristischen Prüfungsverordnung 
im Jahr 2001 weniger Notariatsprüfungen absolviert werden? Könnte man sich vorstellen, die Prüfung 
und/oder die Praktikumszeit zu verkürzen? Die am 01.01.2001 in Kraft gesetzte und heute bestehende 
Juristische Prüfungsverordnung (JPV; BGS 128.213) ersetzte das bis Ende 2000 geltende Prüfungsregle-
ment für Fürsprecher, Notare und Gerichtsschreiber (alt BGS 128.212). Die wesentliche Änderung betraf 
damals vor allen diejenigen Kandidierenden mit einem abgeschlossenen juristischen Studium an einer 
schweizerischen Universität, welche nach dem Patent als «Fürsprecher» (heute «Rechtsanwalt») streb-
ten. Die Tatsache, dass die notariellen Fächer bis Ende 2000 zwingender Bestandteil der schriftlichen 
und mündlichen Prüfung für die Kandidierenden als Fürsprecher waren, wurden diese als «Fürsprech 
und Notar» patentiert. Mit der heute geltenden Verordnung ist es nun möglich, dass Hochschulabsol-
venten mit einem Master of Law nach Wahl die Anwaltsprüfung und/oder die Notariatsprüfung ablegen 
können. Das führt natürlich dazu, dass nicht mehr alle Hochschulabsolventen das solothurnische Notari-
atspatent erlangen und es damit weniger Notare mit juristischem Universitätsabschluss gibt. Die Anzahl 
der Notariatsprüfungen von nicht Hochschulabsolventen ist aufgrund der damaligen Inkraftsetzung der 
JPV nicht weniger geworden. Die Voraussetzungen zur Zulassung zur Notariatsprüfung und dadurch 
auch die Praktikumszeiten sind in § 4 JPV festgelegt. Die Arbeit von 3 Jahren (für Nichthochschulabsol-
venten) bzw. ein Rechtspraktikum von 6 Monaten für Hochschulabsolventen auf einer solothurnischen 
Amtschreiberei erachten wir als richtig. Letzteres ist im Vergleich zu anderen Kantonen heute schon 
eher kurz (Kanton Bern: 24 bzw. 18 Monate; Kanton Aargau: 12 Monate). Eine Verkürzung erachten wir 
deshalb und auch aus Gründen der Qualitätssicherung nicht als zielführend. 
3.2.4 Zu Frage 4: Wie könnte der Beruf der Solothurner Amtsnotare attraktiver gestaltet werden? Sind 
die Löhne auf einem ansprechenden Niveau festgelegt? Der Beruf des Amtsnotars ist aufgrund der 
Fachbreite und der intensiven Beratungstätigkeit durchaus attraktiv und vielfältig, er bringt aber auch 
viel Verantwortung mit sich. Auf der Grundlage des Anforderungsprofils sind die Funktionen der Notare 
in Anlehnung zu anderen juristischen Mitarbeitenden in der Verwaltung eingereiht. Ob einzig eine 
Erhöhung der Löhne, zu einer unmittelbaren Verbesserung der Situation führt, ist zu bezweifeln. Viel-
mehr ist es zurzeit eine Tatsache, dass der Wirtschaft und der Verwaltung in vielen Bereichen die Fach-
kräfte fehlen. 
3.2.5 Zu Frage 5: Wie beurteilt der Regierungsrat den Praktikumslohn von Notaren in Ausbildung? Der 
Lohn eines Praktikanten beträgt 2'852.20 Franken pro Monat. Der Regierungsrat beurteilt den Prakti-
kumslohn als angemessen. 
3.2.6 Zu Frage 6: Wird der andere Weg zum Solothurner Amtsnotar, der Weg für Angestellt der Amtschreibe-
reien über Seminarkurse, häufig gewählt? Wie könnte dieser Weg attraktiver gestaltet werden? Mehr als die 
Hälfte der bei den Amtschreibereien im Einsatz stehenden Notare haben den Weg über die kaufmänni-
sche Grundbildung und Seminarkurse zur Notariatsprüfung absolviert. Obwohl die Ausbildung lange 
dauert, wird dieser Weg von etlichen jungen Mitarbeitenden in Angriff genommen. Derzeit befinden 
sich sechs Mitarbeitende im Notariatsseminar in Ausbildung. Dies zeigt, dass die vom Kanton Solothurn 
den Nichtjuristen angebotene Möglichkeit, das solothurnische Notariatspatent zu erlangen, durchaus 
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attraktiv ist. Im Rahmen von internen Lehrgängen für die Vermittlung von Grundlagenwissen werden 
den Mitarbeitenden der Amtschreibereien zusätzlich die weiterführenden vorhandenen Ausbildungs-
möglichkeiten aufgezeigt und im Nachgang dazu den Vorgesetzten bereits eine erste Empfehlung ge-
eigneter Notariatskandidatinnen und -kandidaten abgegeben. Die Ausbildungsplanung der Kandida-
tinnen und Kandidaten wird alsdann in Zusammenarbeit mit den Vorgesetzten vorgenommen. 

K 0233/2022 

Kleine Anfrage Christof Schauwecker (Grüne, Zuchwil): LGBTI-Label für den Kanton Solothurn 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Kleinen Anfrage vom 21. Dezember 2022 und schriftliche Stellungnahme des Regierungs-
rats vom 23. Januar 2023: 
 
1. Vorstosstext. Der Verein Swiss Lesbian, Gay, Bisexual, Transgender and Intersexual (LGBTI)-Label 
zeichnet jährlich LGBTI-freundliche Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen aus. Das Label kann dabei ein 
integraler Teil eines fortschrittlichen Arbeitgebermarketings darstellen. Das Label vom Verein Swiss 
LGBTI-Label umfasst nicht nur LGBTI-spezifische Themengebiete, sondern bewertet einen Arbeitgeber 
oder eine Arbeitgeberin auch anhand von Kriterien wie Umgang mit Herkunft/Ethnie, Alter, (religiöse) 
Weltanschauung und Behinderung. Der Verein Swiss LGBTI-Label bietet dabei Hilfestellung und Analy-
sen für Arbeitsgeber und Arbeitgeberinnen und kann aufzeigen, was zu erledigen ist, um das LGBTI-
Label zu erlangen. Auf der Webseite www.lgbti-label.ch können interessierte Arbeitgeber und Arbeit-
geberinnen einen Schnelltest ausfüllen. 
In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat (am besten in Zusammenarbeit mit dem Verein 
Swiss LGBTI-Label) um die Beantwortung folgender Fragen: 
1. Wie schneidet der Kanton Solothurn als Arbeitsgeber im Schnelltest ab? 
2. Welche Rolle kann das LGBTI-Label des Vereins Swiss LGBTI-Label im Arbeitsgebermarketing des 

Kantons Solothurn spielen? 
3. Welchen Stellenwert haben Inklusionsthemen im neuen Arbeitgebermarketing des Kantons Solo-

thurn?  
4. Welche Kriterien des Vereins Swiss LGBTl-Label sind beim Kanton Solothurn als Arbeitgeber bereits 

erfüllt, welche nicht? 
5. Was muss erfüllt werden, damit der Kanton Solothurn das LGBTI-Label des Vereins Swiss LGBTI-Label 

erlangen kann? 
6. Zieht der Regierungsrat in Betracht, das LGBTI-Label des Vereins Swiss LGBTI-Label zu erlagen? Falls 

nicht, wieso nicht? 
2. Begründung. Im Vorstosstext enthalten. 
3. Stellungnahme des Regierungsrates 
3.1 Vorbemerkungen. Die interdepartementale Kommission zur Förderung der Chancengleichheit ist 
zuständig für das Diversity Management des Kantons als Arbeitgeber. Die Kommission reagiert auf 
Trends auf dem Arbeitsmarkt und nimmt mit ihren Rückmeldungen an den Regierungsrat Einfluss auf 
die Entwicklung des Personalmanagements. Sie ist als Fachkommission beratend in Projekte des Perso-
nalamts involviert (z.B. zuletzt Lohngleichheitsanalyse). Eine genderneutrale Sprache ist seit langem 
Kultur. Die grosse Mitarbeitendenbefragung im 2018 enthielt zudem bereits drei Geschlechterkatego-
rien. Allen Mitarbeitenden steht ein umfassendes Beratungsangebot zur Unterstützung bei Arbeits-
platzthemen – Personalentwicklung, Konflikte, Mobbing, sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz und Case 
Management – wie auch bei Lebensfragen (Sozialberatung) zur Verfügung. Eine hohe Sensibilisierung 
für LGBTI-Themen ist dabei durch den professionellen Background des Beratungsteams wie auch durch 
die strukturelle Verbindung zur Kommission zur Förderung der Chancengleichheit gegeben. 
3.2 Zu den Fragen 
3.2.1 Zu Frage 1: Wie schneidet der Kanton Solothurn als Arbeitgeber im Schnelltest ab? Der Schnelltest 
besteht aus zehn Fragen, die mit «ja» oder «nein» beantwortet werden können und einem «Senden-
Button». Wird dieser gedrückt, kommt eine Standard-Mitteilung und das Fazit «Es gibt noch Verbesse-
rungspotenzial.», verbunden mit der Frage «Dürfen wir Sie dabei unterstützen?». Der Kontaktlink führt 
jedoch ins Leere. Auch wenn der Kanton Solothurn die Mehrheit der Fragen im Schnelltest mit «nein» 
beantworten muss, sind wichtige Grundlagen vorhanden. Mit der Kommission zur Förderung der Chan-
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cengleichheit gibt es eine Struktur, die sich mit Fragen zu Diversity und Inclusion beschäftigt. So ist der 
Kanton beispielsweise seit Mitte 2021 auf der Website www.transwelcome.ch als Unterstützer aufgelis-
tet und die grosse Mitarbeitendenbefragung (2018) beinhaltete auch Fragen zu Mobbing und Diskrimi-
nierung. Sensibilisierungskampagnen der Kommission zur Förderung der Chancengleichheit zu Mobbing 
und sexueller Belästigung am Arbeitsplatz fanden in den letzten zwei Jahren statt, jedoch ohne explizi-
ten Fokus auf LGBTI. Die Sensibilisierungskampagnen ergänzen die GAV-Bestimmungen zum Schutz vor 
Mobbing und sexueller Belästigung am Arbeitsplatz. Der Kanton Solothurn kommuniziert seit langem 
genderneutral, jedoch ohne Genderstern. Die zentrale Kommunikationsrichtlinie der Staatskanzlei – 
Leitfaden für gendergerechte Sprache – orientiert sich an den Vorgaben und Empfehlungen der Bun-
deskanzlei. 
3.2.2 Zu Frage 2: Welche Rolle kann das LGBTI-Label des Vereins Swiss LGBTI-Label im Arbeitgebermar-
keting des Kantons Solothurn spielen? Zum jetzigen Zeitpunkt kann das Label nichts zum Arbeitgeber-
marketing des Kantons beitragen. Der Kanton Solothurn ist aktuell daran eine Arbeitgeber-Marke auf-
zubauen. Die dazugehörige Karrierewebsite wird im Sommer 2023 aufgeschaltet werden. Sie wird in 
den Bilderwelten die bestehende Diversity der Mitarbeitenden des Kantons aufzeigen. Arbeitgeber-
Marken und Labels sind Versprechen. Sie müssen einem Wirklichkeitscheck standhalten. Nur so entwi-
ckeln sie die gewünschte Wirkung. 
3.2.3 Zu Frage 3: Welchen Stellenwert haben Inklusionsthemen im neuen Arbeitgebermarketing des 
Kantons Solothurn? Das Arbeitgebermarketing baut auf dem Arbeitgeberversprechen auf. Wir zeigen, 
wer wir sind, selbstverständlich auf eine ambitionierte Art und Weise. In den Bilderwelten spiegelt sich 
unsere Vielfalt: Die Vielfalt der Mitarbeitenden, der Berufe, der Tätigkeitsfelder und der beruflichen 
Umgebungen. D.h. wir zeigen unsere Mitarbeitenden als Botschafter und Botschafterinnen in vielfälti-
gen Arbeitswelten. Inklusionsthemen sind damit implizit in unserem Auftritt gegen aussen enthalten. 
3.2.4 Zu Frage 4: Welche Kriterien des Vereins Swiss LGBTI-Label sind beim Kanton Solothurn als Arbeit-
geber bereits erfüllt, welche nicht? Im Gesamtarbeitsvertrag GAV ist der Gesundheits- und Persönlich-
keitsschutz (§ 209) definiert: «Der Arbeitgeber hat die Persönlichkeit und die Gesundheit der Arbeit-
nehmenden zu achten und zu schützen und auf deren physische, psychische und sexuelle Integrität 
gebührend Rücksicht zu nehmen.» Zudem ist explizit festgehalten: Mobbing (§ 224 ff) und sexuelle 
Belästigung am Arbeitsplatz (§ 210ff) werden nicht geduldet. Mit der Kommission zur Förderung der 
Chancengleichheit besteht eine Struktur innerhalb des Kantons, in der LGBTI-Fragen aufgenommen 
werden. Alle anderen Kriterien des Schnelltests erfüllt der Kanton Solothurn nicht, z.T. auch aufgrund 
des Zeitrahmens, der die Fragestellung beinhaltet (z.B. keine anonyme Mitarbeitendenbefragung in den 
letzten 24 Monaten durchgeführt oder Unterstützung einer LGBTI Veranstaltung in den letzten 12 Mo-
naten) oder der Mehrfachfragestellung (z.B. Formulare und Dokumente zivilstandes- und genderneutral 
gestaltet). 
3.2.5 Zu Frage 5: Was muss erfüllt werden, damit der Kanton Solothurn das LGBTI-Label des Vereins 
Swiss LGBTI-Label erlangen kann? Damit der Kanton die Kriterien erfüllen kann, müsste die Struktur 
ausgebaut und gezielte LGBTI-Projekte durchgeführt bzw. regelmässig Veranstaltungen finanziell, 
strukturell oder durch Mitgliedschaft unterstützt werden. 
3.2.6 Zu Frage 6: Zieht der Regierungsrat in Betracht, das LGBTI-Label des Vereins Swiss LGBTI-Label zu 
erlangen? Falls nicht, wieso nicht? Mit dem LGBTI-Label versprechen Unternehmen ihren Mitarbeiten-
den innerbetriebliche Gleichberechtigung. Der Regierungsrat setzt sich als Arbeitgeber in der Führung 
des Kantons für diese innerbetriebliche Gleichberechtigung ein. Ein Label verlangt aber den Aufbau von 
zusätzlichen Strukturen. Der Regierungsrat betrachtet die bestehenden Strukturen mit der Kommission 
zur Förderung der Chancengleichheit und den Beratungsangeboten des Personalamts – Konflikte, Mob-
bing, sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz, Case Management, externe Beratung für Lebensfragen (So-
zialberatung) – als bedürfnis- und bedarfsorientiert und für den Kanton Solothurn ausreichend. Die 
Erlangung von Labels muss bei der Weiterentwicklung des Arbeitgebermarketings im Rahmen eines 
Konzepts geprüft werden. Labels müssen die Arbeitgeber-Marke und den authentischen Auftritt sinn-
voll unterstützen. D.h. wir werden zum gegebenen Zeitpunkt allfällige Labels gezielt und konzeptba-
siert anstreben, allenfalls auch ein LGBTI-Label. Zuerst gilt es jedoch die Arbeitgeber-Marke aufzubauen 
und die Karrierewebsite zu lancieren. 
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K 0238/2022 

Kleine Anfrage Sarah Schreiber (Die Mitte, Lostorf): 10 Jahre KESB - kritische Bilanz insbeson-

dere bei Kindesschutzmassnahmen 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Kleinen Anfrage vom 21. Dezember 2022 und schriftliche Stellungnahme des Regierungs-
rats vom 23. Januar 2023: 
 
1. Vorstosstext. Am 1. Januar 2013 haben die drei Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden (KESB) im 
Kanton Solothurn ihre Tätigkeit aufgenommen. In der Vergangenheit wurde zum Teil Kritik laut, die 
KESB leide an strukturellen Problemen, die Verfahren würden zu lange dauern, Beistände seien nicht 
erreichbar oder würden ständig wechseln. Dies ist für die betroffenen Parteien, aber auch für die Mitar-
beitenden belastend. Während Bereiche des Erwachsenenschutzes auch selbstbestimmt mittels Vorsor-
geauftrag geregelt werden können, sind Betroffene bei Kindesschutzmassnahmen auf das Gericht bzw. 
in den meisten Fällen auf die KESB angewiesen. 
Der Regierungsrat wird gebeten, die nachfolgenden Fragen zu beantworten: 
1. Nach welchen Kriterien werden Mandatspersonen (Beistände, Gutachter, Mediatoren etc.) in Kindes-

schutzverfahren ausgewählt?  
2. Wie prüft die KESB, ob in Kindesschutzverfahren Massnahmen weiterhin notwendig sind, bzw. an-

gepasst oder aufgehoben werden können? 
3. Wie stellen KESB und Sozialregionen die Ebenbürdigkeit der Eltern in Kindesschutzverfahren sicher? 

Wie wird die Unabhängigkeit von Mandatspersonen sichergestellt? Unter welchen Voraussetzungen 
erfolgt ein Beistandswechsel?  

4. Wie geht die KESB bzw. der zuständige Mandatsträger bei (drohenden) Entfremdungen des Kindes 
durch einen Elternteil vor? 

5. Wie stellt der Kanton sicher, dass genügend (Berufs-)Beistände verfügbar sind und notwendige Mas-
snahmen zeitgerecht umgesetzt werden können? Wie viele Fälle betreut ein Beistand gleichzeitig? 
Wie wird verhindert, dass aufgrund Überlastung der Weg des geringsten Widerstands gegangen 
wird?  

6. Gab es Aufsichtsanzeigen, die zu Massnahmen durch das Amt für Gesellschaft und Soziales 
(AGS [ehemals ASO]) führten? Wie wird die Zusammenarbeit zwischen dem Amt und den KESB beur-
teilt? 

7. Wie beurteilt der Regierungsrat die KESB-Spruchkörper im Kanton Solothurn, welcher mal von einem 
Sozialarbeiter oder einer Sozialarbeiterin und mal von einem Juristen oder einer Juristin präsidiert 
wird?  

2. Begründung. Im Vorstosstext enthalten. 
3. Stellungnahme des Regierungsrates 
3.1 Vorbemerkungen 
3.1.1 Organisation und Umsetzung des neuen Kindes- und Erwachsenenschutzrechts im Kanton Solo-
thurn. Per Januar 2013 – vor genau zehn Jahren – wurde das neue Kindes- und Erwachsenenschutzrecht 
eingeführt. Mit der Einführung des neuen Rechts haben auch die Kindes- und Erwachsenenschutzbe-
hörden (KESB) im Kanton Solothurn den Betrieb aufgenommen. Im schweizerischen Zivilgesetzbuch 
(ZGB) wurden die Grundsätze des neuen Rechts festgelegt. Der Kanton Solothurn hat im Gesetz über die 
Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (EG ZGB; BGS 211.1) die konkreten Bestimmungen zur 
Organisation und Umsetzung im Kanton Solothurn festgelegt. Bei der Einführung des neuen Rechts 
wurde im Kanton Solothurn ein Modell gewählt, welches eine klare Aufgabenteilung zwischen den 
kantonal geführten KESB sowie den kommunal geführten Sozialregionen vorsieht. Als interdisziplinäre 
Fachbehörde übernehmen die KESB sämtliche Aufgaben, in denen im Rahmen eines Verwaltungsverfah-
rens Massnahmen nach neuem Recht angeordnet, fortgeführt oder aufgehoben werden. Die KESB wur-
den als Behörden konzipiert, die sich auf die Kernaufgaben eines «Entscheidkörpers» zu konzentrieren 
haben. Die KESB sind für die Verfahrensinstruktion, Planung sowie Steuerung der Abklärungen sowie 
für die Entscheidfindung zuständig. Es ist Aufgabe der KESB, über die Notwendigkeit von behördlichen 
Massnahmen zu entscheiden und die geeigneten Massnahmen anzuordnen. Im Bereich des Kindsschut-
zes gilt das Kindswohl als Richtschnur für die Beurteilung der Notwendigkeit von behördlichen Mass-
nahmen. Erfordern es die Verhältnisse und ist einer Kindswohlgefährdung nicht mit milderen Massnah-
men zu begegnen, so ernennt die KESB für das Kind eine Beistandsperson, welche die Eltern in ihrer 
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Sorge um das Kind mit Rat und Tat unterstützt. Die KESB kann der Beistandsperson zudem Befugnisse 
bei der rechtlichen Vertretung des Kindes, bei der Wahrung seiner Rechte und bei der Überwachung des 
persönlichen Verkehrs (z.B. Besuchsrecht) übertragen (Art. 308 ZGB). Nach deren Einsetzung unterste-
hen die Beistandspersonen der Aufsicht der KESB. Die betroffene Person oder eine ihr nahestehende 
Person kann gegen Handlungen oder Unterlassungen des Beistands oder der Beiständin sowie einer 
Drittperson oder Stelle, der die KESB einen Auftrag erteilt hat, die KESB anrufen (Art. 419 ZGB). Die 
Aufsicht der KESB begrenzt sich dabei auf den Auftrag, den sie der Beistandsperson erteilt hat. In den 
Zuständigkeitsbereich der KESB fallen demnach nur Beschwerdepunkte entlang der übernommenen 
Aufgaben bzw. Befugnisse der Mandatsperson. Im Modell des Kindes- und Erwachsenenschutzes im 
Kanton Solothurn haben die Sozialregionen eine starke operative Stellung. Die Sozialregionen über-
nehmen einerseits die für die KESB-Entscheide notwendigen Abklärungen, andererseits sind sie für den 
Vollzug der von der KESB angeordneten Massnahmen zuständig. Die Sozialregionen führen die durch 
die KESB festgelegten Massnahmen, wobei sie für eine ausreichende Anzahl geeigneter Beistandsperso-
nen zu sorgen haben. Der Sozialdienst schlägt der KESB auf deren Ersuchen hin geeignete Personen vor 
(§ 115 EG ZGB). Es ist somit Aufgabe der Sozialregionen, Mandatspersonen zu suchen, eine Eignungs-
prüfung durchzuführen, sie nach deren Einsetzung zu schulen und sie während der Ausübung des Man-
dats zu begleiten. Die Sozialregionen haben demnach für eine geeignete Organisation mit qualifizier-
ten Beistandspersonen zu sorgen. Die Gemeinden als Trägerschaften der Sozialregionen haben dies 
sicherzustellen. Wird in einer Beschwerde z.B. moniert, dass eine oder mehrere Beistandspersonen einer 
Sozialregion nicht geeignet sind (z.B. weil Beistandspersonen nicht erreichbar sind), oder dass Bei-
standspersonen einer Sozialregion ständig wechseln, so wird auf ein strukturelles Problem in der Orga-
nisation der Sozialregion verwiesen. Entsprechende Beschwerden sind an die Sozialregionen bzw. an 
deren Trägerschaften zu richten. Diese haben über das Vorhandensein von strukturellen Mängeln zu 
befinden und haben über allfällig notwenige Massnahmen zu entscheiden. 
3.1.2 Rückblick zehn Jahre KESB. Aus Sicht des Regierungsrates hat sich das Modell des behördlichen 
Kindes- und Erwachsenenschutzes, wie es im Kanton Solothurn eingeführt und über zehn Jahre erprobt 
wurde, grundsätzlich bewährt. Für die Institutionen, die mit der Umsetzung des neuen Rechts betraut 
wurden, stellten insbesondere die ersten Jahre eine grosse Herausforderung dar. Die KESB waren als 
neue Organisation unter einem neuen Recht gestartet. Für die KESB bedeutete dies, mit noch nicht aus-
gereiften Strukturen, mit noch nicht eingespielten Teams und unerprobten rechtlichen Grundlagen zu 
starten. In den zehn Jahren seit der Einführung konnten die behördlichen Strukturen aufgebaut und 
konsolidiert werden. Die KESB haben standardisierte Prozesse erarbeitet und eingeführt, die eine ein-
heitliche Bearbeitung und effiziente Erledigung der Verfahren ermöglichen. Auch die Kooperation mit 
den Sozialregionen konnte gestärkt werden, indem Zuständigkeiten geklärt sowie die Schnittstellen 
bearbeitet und verbessert wurden. Insgesamt wird die Zusammenarbeit zwischen den KESB-
Mitarbeitenden und den Beistandspersonen heute positiv beurteilt. Diese Entwicklungen haben dazu 
geführt, dass Probleme, die bei den KESB in den ersten Jahren bestanden hatten (z.B. zu lange Verfah-
rensdauer, erhöhte Fluktuation der Mitarbeitenden) heute in der Regel nicht mehr bestehen. 
3.1.3 Ausblick. Trotz der insgesamt positiven Bilanz strebt der Kanton in mehreren Bereichen Optimie-
rungen an. Wie im Vorstosstext erwähnt, stellen häufige Wechsel der Beistandspersonen für die hilfsbe-
dürftigen Personen eine Belastung dar. Der Aufbau einer Vertrauensbeziehung zu den Beistandsperso-
nen wird erschwert. Auch kommt es auf Grund der Wechsel der Beistandspersonen zu Verzögerungen 
bei der Umsetzung der Massnahmen und der Erreichung der Ziele der Massnahmen. Auch für die KESB 
und die Sozialregionen sind häufige Wechsel von Mandatspersonen eine Herausforderung, da sie einen 
zusätzlichen administrativen Aufwand bedeuten. Die häufigen Wechsel werden insbesondere darauf 
zurückgeführt, dass es für die Sozialregionen schwierig ist, qualifizierte Fachkräfte zu finden und lang-
fristig zu binden. Die Begleitgruppe Kindes- und Erwachsenenschutz (Begleitgruppe KES), welche vom 
Regierungsrat eingesetzt wurde (RRB Nr. 2021/1664 vom 16. November 2021), beschäftigt sich aktuell 
mit dieser Thematik. Die Begleitgruppe hat die «Empfehlungen der KOKES zur Organisation der Berufs-
beistandschaften» vom 18. Juni 2021 konsultiert. Die Empfehlungen haben zum Ziel, die Unterstützung 
für schutzbedürftige Personen zu verbessern, indem die Arbeitsbedingungen für Berufsbeistandsperso-
nen optimiert werden. Die Empfehlungen enthalten Standards zur Organisationsform und zu den per-
sonellen Ressourcen für die Führung von Kindes- und Erwachsenenschutzmassnahmen. In der Sitzung 
der Begleitgruppe vom 29. September 2022 wurde vereinbart, dass der Verband Solothurner Einwoh-
nergemeinden (VSEG) bei den Sozialregionen eine Umfrage zur Organisation der Beistandschaften 
durchführt. Die Sozialregionen haben gemeinsam mit der KESB und der Aufsichtsbehörde KESB einen 
Onlinekurs für private Beistandspersonen (PriMa) erarbeitet. Die Kursinhalte wurden durch eine ausge-
wiesene Fachperson definiert und aufbereitet. Der Basiskurs führt die privaten Beistandspersonen in die 
zentralen Themen und wichtigsten rechtlichen Rahmenbedingungen ein. Mittels Einführungsvideos, 
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Folienpräsentationen und Vertiefungstexten werden Beistandspersonen auf ihr Mandat vorbereitet 
bzw. während der Ausübung ihres Mandats unterstützt. Der Onlinekurs wird im Januar 2023 auf der 
Website des Kantons aufgeschaltet. Der Zugang zum Onlinekurs ist frei, so dass auch professionelle 
Beistandspersonen und andere interessierte Personen darauf zugreifen können. Im Legislaturplan 2021-
2025 des Kantons Solothurn ist die Anpassung des EG ZGB als Ziel definiert. Im Rahmen der Gesetzesre-
vision werden die Erfahrungen aus den letzten zehn Jahren einer kritischen Auswertung unterzogen 
und die notwendigen Anpassungen hinsichtlich Organisation und Prozesse vorgenommen. Optimie-
rungsbedarf sieht der Kanton zudem betreffend Information der Bevölkerung. Um Unsicherheiten ab-
zubauen, benötigt die Bevölkerung mehr Informationen zu den Aufgaben und den Arbeitsweisen der 
KESB und der Beistandspersonen. Der Kanton wird im Jahr 2023 die Öffentlichkeitsarbeit verstärken. 
Geplant sind Infoveranstaltungen, welche von Zeitungsartikeln und Social-Media-Aktivitäten begleitet 
werden. Ziel ist es, das Verständnis der Bevölkerung für die KESB zu erhöhen. 
3.2 Zu den Fragen 
3.2.1 Zu Frage 1: Nach welchen Kriterien werden Mandatspersonen (Beistände, Gutachter, Mediatoren 
etc.) in Kindesschutzverfahren ausgewählt? Die Kriterien für die Auswahl von Beistandspersonen gibt 
das Gesetz selbst in Art. 314 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 400 Abs. 1 ZGB vor. So ernennt die KESB als 
Beistand oder Beiständin eine natürliche Person, die für die vorgesehenen Aufgaben persönlich und 
fachlich geeignet ist, die dafür erforderliche Zeit einsetzen kann und die Aufgaben selber wahrnimmt. 
Damit ist eine umfassende Eignung im Sinne von Sozial-, Selbst- und Fachkompetenz gemeint. Beistand 
kann eine professionelle Beistandsperson eines Sozialdienstes oder eine private Mandatsperson (z.B. 
jemand aus dem Umfeld der betroffenen Person) sein. Die Wahl hängt stark von den Umständen des 
Einzelfalls und den zu erfüllenden Aufgaben ab, wobei massgebend ist, was den Interessen und dem 
Wohl des Kindes am besten dient. Bei der Wahl der Beistandsperson sind immer auch mögliche Interes-
senskonflikte zu beachten. So sollte beispielsweise bei Konflikten in der Familie in aller Regel eine neut-
rale Beistandsperson eingesetzt werden. Die Eignungsabklärung erfolgt im Kanton Solothurn durch den 
Sozialdienst einer Region (vgl. Kap. 3.1.1). Die KESB prüft im Rahmen der periodischen Berichtsablage 
von Amtes wegen jeweils summarisch, ob die Eignung nach wie vor besteht oder nicht. Der Wunsch der 
betroffenen Person in Bezug auf die Mandatsperson ist zu berücksichtigen, wenn die vorgeschlagene 
Person für die Beistandschaft geeignet und zu deren Übernahme bereit ist (Art. 401 Abs. 1 ZGB). Die 
KESB berücksichtigt, soweit tunlich, auch Wünsche der Angehörigen oder anderer nahestehender Per-
sonen (Art. 401 Abs. 2 ZGB). Lehnt die betroffene Person eine bestimmte Person als Beistand oder Bei-
ständin ab, so entspricht die KESB, soweit tunlich, diesem Wunsch (Art. 401 Abs. 3 ZGB). Gemäss 
Art. 314 Abs. 1 in Verbindung mit. Art. 446 Abs. 1 ZGB erforschen die KESB den Sachverhalt von Amtes 
wegen. Dazu zieht die Behörde die erforderlichen Erkundigungen ein und erhebt die notwendigen 
Beweise; sie kann eine geeignete Person oder Stelle mit Abklärungen beauftragen oder nötigenfalls das 
Gutachten einer sachverständigen Person anordnen (Art. 446 Abs. 2 ZGB). Für die Abklärung ist die für 
die jeweilige Konstellation am besten geeignete sachverständige Person beizuziehen. An die Qualität 
von Gutachten im Kindes- und Erwachsenenschutzrecht sind höchste Ansprüche zu stellen, stellen diese 
doch eine zentrale Entscheidungsgrundlage dar. Gutachten im Rahmen von Kindesschutzverfahren 
werden durch die KESB des Kantons Solothurn ausschliesslich bei durch die Schweizerische Gesellschaft 
für Rechtspsychologie (SGRP) oder durch die Schweizerische Gesellschaft für Forensische Psychiatrie und 
Psychotherapie (SGFP) zertifizierten Gutachterstellen in Auftrag gegeben. Damit ist die Qualität bei 
deren Erstellung gewährleistet. Die KESB im Kanton Solothurn geben Mediationen und Konfliktbera-
tungen ausnahmslos bei Fachpersonen in Auftrag, welche über eine Grundausbildung in Sozialarbeit, 
Psychologie oder Jurisprudenz verfügen und eine Fachausbildung in Paar- und Familientherapie oder 
Mediation absolviert haben. Vorzugsweise werden Mediatorinnen oder Mediatoren beauftragt, die 
über eine Anerkennung durch den Schweizerischen Dachverband für Mediation SDM/FSM und eine 
Spezialisierung in Familienmediation verfügen. 
3.2.2 Zu Frage 2: Wie prüft die KESB, ob in Kindesschutzverfahren Massnahmen weiterhin notwendig 
sind, bzw. angepasst oder aufgehoben werden können? Kindesschutzmassnahmen verfolgen immer das 
Ziel, auf die Verbesserung des kindswohlgefährdenden Zustands hinzuwirken. Sie sind deshalb laufend 
zu optimieren, bis sie schliesslich im Idealfall durch ihre Wirkung hinfällig werden. Rechtfertigt sich eine 
behördliche Intervention, so ist im Sinne des Prinzips der Verhältnismässigkeit die mildeste im Einzelfall 
Erfolg versprechende Massnahme anzuordnen. Verändern sich die Verhältnisse, so sind die Massnahmen 
zum Schutz des Kindes der neuen Lage anzupassen (Art. 313 ZGB). Dies bedeutet für die Arbeit der 
KESB, dass wenn sich eine kindesschutzrechtliche Massnahme als nicht zielführend und somit ungeeig-
net erweist, weil der bestehenden Kindswohlgefährdung damit nicht oder nicht ausreichend begegnet 
werden kann, zwingend eine Verschärfung der Massnahme im Rahmen der Stufenfolge zu prüfen ist. 
Verändern sich die Verhältnisse dahingehend, dass das Kindswohl auch mit milderen oder gar freiwilli-
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gen Massnahmen gewahrt werden kann, ist zwingend eine Reduktion bzw. Aufhebung der Massnahme 
angezeigt. Das Subsidiaritätsprinzip, dem der zivilrechtliche Kindesschutz ebenfalls untersteht, verlangt 
dabei, dass stets die Möglichkeiten des freiwilligen Kindesschutzes geprüft werden sollen. Der Grund-
satz der Komplementarität sieht zudem vor, dass eine angeordnete Massnahme die elterlichen Fähigkei-
ten nicht verdrängen, sondern lediglich unterstützen bzw. allfällige elterliche Defizite kompensieren 
soll. Eine wichtige Funktion bezüglich der Ausgestaltung und Anpassung von Kindesschutzmassnahmen 
kommt den Beistandspersonen zu. Diese sind dazu verpflichtet, die KESB unverzüglich über Umstände, 
welche eine Änderung der Massnahme erfordern oder deren Aufhebung ermöglichen, zu informieren 
(Art. 414 ZGB). Auch können das betroffene Kind oder die Eltern jederzeit die Anpassung bzw. die Auf-
hebung der Massnahme beantragen. Die KESB prüft den Antrag im Rahmen eines entsprechenden Ver-
fahrens unter Berücksichtigung der Meinungen aller involvierten (Fach-)Personen. Die Beistandsperso-
nen sind verpflichtet, der KESB mindestens alle zwei Jahre einen Bericht über die Lage des Kindes und 
die Ausübung der Beistandschaft zu erstatten (Art. 314 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 411 Abs. 1 ZGB). 
Erkennt die KESB im Rahmen der Berichtsprüfung einen Anpassungsbedarf der Massnahme, wird im 
Rahmen eines entsprechenden Verfahrens von Amtes wegen eine mögliche Anpassung oder Aufhebung 
der Massnahme geprüft. 
3.2.3 Zu Frage 3: Wie stellen KESB und Sozialregionen die Ebenbürdigkeit der Eltern in Kindesschutzver-
fahren sicher? Wie wird die Unabhängigkeit von Mandatspersonen sichergestellt? Unter welchen Vo-
raussetzungen erfolgt ein Beistandswechsel? Die Zielsetzung der am 1. Juli 2014 in Kraft getretenen 
Reform der elterlichen Sorge (elterliche Sorge als Regelfall bei verheirateten und unverheirateten El-
tern) wird im Wesentlichen damit begründet, ein Kind habe Anspruch darauf, dass seine Eltern gemein-
sam Verantwortung für seine Entwicklung und Erziehung übernehmen würden; Mutter und Vater sollen 
gleichbehandelt werden (KOKES-Empfehlungen «Umsetzung gemeinsame elterliche Sorge als Regelfall» 
vom 13.04.2014). In diesem Sinn ist es für die KESB und die Sozialregionen unerlässlich, beide Elternteile 
gleichberechtigt in die Abklärungen wie auch in die Entscheidfindung miteinzubeziehen. Nicht zuletzt 
soll bereits im Rahmen der Abklärung versucht werden, mit den Kindseltern gemeinsam getragene Lö-
sungen zu erarbeiten, welche in aller Regel infolge Konsens unter den Beteiligten nachhaltiger sind und 
behördliche Massnahmen im besten Fall überflüssig machen. Was das Verfahren vor der KESB anbe-
langt, so werden beide Elternteile über den Eingang einer nicht offensichtlich unbegründeten Gefähr-
dungsmeldung und die damit verbundene Rechtshängigkeit des Verfahrens schriftlich 
(Art. 147 Abs. 2 EG ZGB) informiert. Je nach Situation wird gar im Rahmen eines persönlichen Gesprächs 
informiert. Auch im Rahmen des rechtlichen Gehörs nach erfolgter Abklärung und vor Entscheidfällung 
wird beiden Elternteilen die Möglichkeit eingeräumt, sich zum geplanten Entscheid zu äussern 
(Art. 447 Abs. 1 ZGB). Je nach den Umständen des Einzelfalls werden in diesem Rahmen beide Elternteile 
zu einem gemeinsamen Gespräch eingeladen. Wie bereits in der Antwort zu Frage 1 erläutert, sind bei 
der Wahl der Beistandsperson immer auch mögliche Interessenkonflikte zu beachten, wobei eine abs-
trakte Interessenkollision genügt, um eine Eignung der Beistandspersonen in Frage zu stellen. Bestehen 
im Rahmen der Eignungsabklärung Zweifel an der Unabhängigkeit einer Mandatsperson und können 
diese nicht beseitigt werden, ist der Mandatsperson die Eignung abzusprechen und eine Ernennung als 
Beistandsperson somit per se ausgeschlossen. Sollte aufgrund veränderter Verhältnisse erst im Verlauf 
der Mandatsführung die Unabhängigkeit der Beistandsperson in Frage gestellt sein, ist im Rahmen eines 
entsprechenden Verfahrens ein Mandatsträgerwechsel zu prüfen. Gestützt auf Art. 423 Abs. 1 ZGB ent-
lässt die KESB eine Beistandsperson u.a. dann aus dem Amt, wenn deren Eignung für die Aufgabenerfül-
lung nicht mehr besteht. Gestützt auf Art. 423 Abs. 2 ZGB kann die betroffene oder eine ihr naheste-
hende Person die Entlassung der Beistandsperson beantragen. Wie bereits erwähnt, prüft die KESB im 
Übrigen von Amtes wegen auf jeden Fall bei der Berichtsablage summarisch, ob die Eignung nach wie 
vor besteht oder nicht. Zu einem Wechsel der Beistandsperson kann es zunächst kommen, wenn das 
Amt der Beistandsperson von Gesetzes wegen geendet hat, so beispielsweise, wenn das Anstellungsver-
hältnis als Berufsbeistand endet (Art. 421 ZGB). Art. 422 ZGB und Art. 423 ZGB befassen sich mit der 
behördlichen Entlassung der Beistandsperson aus dem Amt. Die KESB hat auf Antrag der Beistandsper-
son, der betroffenen oder einer ihr nahestehenden Person oder von Amtes wegen zu prüfen, ob ent-
sprechende Gründe für eine Entlassung vorliegen. Nach vier Jahren Amtszeit kann die Beistandsperson 
ohne weitere Begründung ihre Entlassung beantragen (Art. 422 Abs. 1 ZGB). Vor Ablauf der vier Jahre 
Amtspflicht kann die Beistandsperson aus wichtigen Gründen (bspw. Wohnortwechsel, gesundheitliche 
Probleme etc.) die Entlassung beantragen (Art. 422 Abs. 2 ZGB). Die KESB hat die Beistandsperson von 
Amtes wegen oder gestützt auf den Antrag der betroffenen oder einer ihr nahestehenden Person zu 
entlassen, wenn die Eignung für die Führung der Beistandschaft nicht mehr besteht oder andere wichti-
ge Gründe für eine Entlassung sprechen (Art. 423 Abs. 1 Ziffer 1 und 2). Die Eignungsvoraussetzungen 
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wurden bereits in der Antwort zu Frage 1 erläutert. Andere wichtige Gründe sind beispielsweise eine 
unüberwindbar gestörte Beziehung, Amtsmissbrauch o.ä. 
3.2.4 Zu Frage 4: Wie geht die KESB bzw. der zuständige Mandatsträger bei (drohenden) Entfremdun-
gen des Kindes durch einen Elternteil vor? Ein Kontaktabbruch zu einem Elternteil kann bei Kindern zu 
einer Beeinträchtigung der Identitäts‐ und Persönlichkeitsentwicklung führen. Betroffene Kinder kön-
nen Verhaltensauffälligkeiten in der Schule und in ihrem Umfeld zeigen, Schwierigkeiten in der Ausge-
staltung sozialer Beziehungen haben oder es kann zu Defiziten im Umgang mit Emotionen kommen. Es 
ist die Verantwortung der Beistandsperson und der Behörde, in diesem Sinne die rechtlichen und psy-
chosozialen Massnahmen zum Wohl des Kindes zu treffen, wenn die Eltern dazu nicht in der Lage sind 
oder schlicht nicht erkennen, welcher Gefährdung sie ihr Kind mit ihrem Verhalten aussetzen. Zentral 
dabei ist eine möglichst frühe Intervention, um Loyalitätskonflikte und deren Chronifizierung zu ver-
hindern und damit die Belastung des Kindes in strittigen oder hochstrittigen Trennungssituationen 
möglichst gering zu halten. Im Rahmen der Mandatsführung wird die Beistandsperson, welche eine 
derartige (allenfalls erst drohende) Gefährdung erkennt, mit den Eltern die möglichen schwerwiegen-
den Folgen von Loyalitätskonflikten für die kindliche Entwicklung thematisieren, die nötige Aufklärung 
leisten und die Eltern zu einem entsprechend umsichtigen und kooperativen Verhalten anhalten. Ge-
lingt es den Eltern nicht, ihr Verhalten zu ändern, und erhalten sie damit die mit einem Loyalitätskon-
flikt einhergehende Kindswohlgefährdung aufrecht, hat die KESB entsprechende behördliche Mass-
nahmen zur Wahrung des Kindswohls zu prüfen. Eine solche Massnahme kann insbesondere die 
behördliche Anordnung einer Mediation sein, in welcher die Eltern durch eine speziell dafür ausgebilde-
te Fachperson zum respektvollen, kooperativen Verhalten angeleitet werden. Anzustreben ist dabei 
insbesondere, dass ein Elternteil welcher Kontaktrechte zum abwesenden Elternteil bewusst verhindert, 
Einsicht erlangt und sein Verhalten hin zu bindungstolerantem oder bindungsfürsorglichem Verhalten 
ändert. Mit den Kindseltern sollen im Rahmen der Mediation gemeinsam getragene Lösungen erarbei-
tet werden, welche in aller Regel infolge Konsens unter den Beteiligten nachhaltiger sind. Eine Mediati-
on kann damit gleichzeitig zur Entlastung der Elternbeziehung beitragen. Eine weitere Möglichkeit in 
Fällen, in welchen sich die Wahrnehmung der betroffenen Kinder bezüglich des abwesenden Elternteils 
bereits verzerrt und ins Negative gewandt hat, ist die behördliche Anordnung begleiteter Besuchskon-
takte. Die Anwesenheit einer Fach- oder Vertrauensperson soll es dem (verunsicherten) Kind ermögli-
chen, seine Beziehung zum anderen Elternteil wieder zu stabilisieren und Schritt für Schritt eine norma-
le Beziehung zum abwesenden Elternteil zu erlangen. Unter Umständen ist ergänzend eine 
therapeutische Begleitung und Unterstützung des Kindes angezeigt. Auch hier wird bei gegebenen 
Voraussetzungen eine entsprechende behördliche Anordnung geprüft, wenn die Kindseltern die ent-
sprechende notwendige Begleitung nicht selbständig in die Wege leiten. 
3.2.5 Zu Frage 5: Wie stellt der Kanton sicher, dass genügend (Berufs-)Beistände verfügbar sind und 
notwendige Massnahmen zeitgerecht umgesetzt werden können? Wie viele Fälle betreut ein Beistand 
gleichzeitig? Wie wird verhindert, dass aufgrund Überlastung der Weg des geringsten Widerstands ge-
gangen wird? Wie in Kapitel 3.1.1 erläutert haben die Sozialregionen für eine ausreichende Anzahl 
geeigneter Beistandspersonen zu sorgen. In der kantonalen Sozialverordnung (SV) ist der Stellenschlüs-
sel definiert sowie die Entschädigung für die Aufwände. Die Besoldung der Mitarbeitenden werden im 
Lastenausgleich eingegeben. Der Kanton ist für den Vollzug des Lastenausgleichs zwischen den Ge-
meinden zuständig. Im Lastenausgleich anerkannt wird jede Beistandschaft und Vormundschaft, die für 
eine Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde des Kantons Solothurn geführt wird. Gemäss § 39 SV kön-
nen für 100 Dossiers pro Jahr 125 Stellenprozente in den Lastenausgleich eingegeben werden. Die Stel-
lenprozente teilen sich auf in einen Anteil von 75 % Fachmitarbeit und 50 % Administrativarbeit. Die 
100 Dossiers entsprechen jedoch nicht der Anzahl der laufenden Dossiers, einige der Dossiers werden 
innerhalb eines Jahres abgeschlossen. Die Anzahl gleichzeitig geführter Dossiers bei 125 Stellenprozen-
ten dürfte auf Grund dessen leicht unter dem Wert von 100 Dossiers liegen. Es steht den Gemeinden 
frei, zusätzliche Stellenprozente für die Fachmitarbeit oder für die Administrativarbeit zu sprechen. 
Diese können im Lastenausgleich jedoch nicht berücksichtigt werden. Es liegt im Interesse des Kantons, 
dass ausreichend persönlich und fachlich geeignete Beistandspersonen zur Verfügung stehen, die aus-
serdem über die erforderlichen zeitlichen Ressourcen verfügen. Der Kanton ist auf eine ausreichende 
Anzahl geeigneter Beistandspersonen angewiesen, welche die von der KESB erteilten Aufgaben kompe-
tent und im Sinne der hilfsbedürftigen Personen ausführen. Wie in Kapitel 3.1.3 erläutert, beschäftigt 
sich die Begleitgruppe KES, welche vom Regierungsrat eingesetzt wurde, mit dieser Thematik. In der 
Umfrage, welche der VSEG bei den Sozialregionen durchführt, wird unter anderem erhoben, wie viele 
Dossiers eine Beistandsperson gleichzeitig betreut. Wie in Ziffer 3.1.1 ausgeführt, unterstehen Bei-
standspersonen der Aufsicht der KESB. Die betroffenen Personen oder nahestehende Personen können 
sich bei der KESB gegen Handlungen und Unterlassungen der Beistandsperson beschweren, z.B. wenn 
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die Beistandsperson «den Weg des geringsten Widerstands» wählt. Wie ebenfalls in Kapitel 3.1.1 be-
schrieben, haben die Sozialregionen für eine ausreichende Anzahl geeigneter Mandatspersonen zu 
sorgen. Wie in der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, zählt dazu insbesondere auch, dass die Beistandsper-
sonen über die erforderlichen zeitlichen Ressourcen verfügen, um ihr Mandat den fachlichen Anforde-
rungen entsprechend auszuüben. Im Unterlassungsfall – d.h. wenn die Sozialregionen nicht ausreichend 
geeignete Mandatspersonen zur Verfügung stellen – erlaubt § 115 EG ZGB den KESB, die nötigen Fach-
leute auf Kosten der säumigen Sozialregion zu ernennen. 
3.2.6 Zu Frage 6: Gab es Aufsichtsanzeigen, die zu Massnahmen durch das Amt für Gesellschaft und 
Soziales (AGS [ehemals ASO]) führten? Wie wird die Zusammenarbeit zwischen dem Amt und den KESB 
beurteilt? Für die Aufsichtsbehörde KESB, welche dem Amt für Gesellschaft und Soziales (AGS) ange-
gliedert ist, stellt die Aufsichtsanzeige ein wichtiges Aufsichtsinstrument dar. Mit der Aufsichtsanzeige 
kann jedes Tun oder Unterlassen der KESB aufsichtsrechtlich angezeigt werden. Die Aufsichtsbehörde 
wird so auf allfällige Missstände bei den KESB aufmerksam gemacht. Seit der Einführung der KESB am 
1. Januar 2013 hat die Aufsichtsbehörde 113 Aufsichtsanzeigeverfahren durchgeführt. In sechs Auf-
sichtsverfahren wurden Weisungen an die KESB erlassen. In weiteren sechs Verfahren hat die Aufsichts-
behörde Empfehlungen an die KESB zur Optimierung von Abläufen ausgesprochen. In den sechs erlas-
senen Weisungen wurden den KESB Vorgaben zu folgenden Themen gemacht: Protokollierung, 
Errichtung von Beistandschaften bei Handlungsunfähigkeit der Betroffenen, Eingangsbestätigungen bei 
Gefährdungsmeldungen, Begründung von Entscheiden, Verfahrensdauer, Vorgehen bei vertraulichen 
Geburten. Die Aufsichtsbehörde hat seit dem Jahr 2013 mehrere Massnahmen eingeführt, um das 
rechtmässige Verhalten und einwandfreie Funktionieren der KESB sicherzustellen. So führt die Auf-
sichtsbehörde regelmässige Aufsichtsbesuche bei den KESB durch. Dabei werden Dossierprüfungen vor-
genommen sowie Interviews mit den Präsidien und den Mitarbeitenden durchgeführt. Bei den Auf-
sichtsbesuchen werden unter anderem Verfahren, Abläufe und Handlungen der KESB untersucht, 
welche in den Aufsichtsanzeigen beanstandet wurden. Weiter hat die Aufsichtsbehörde im Jahr 
2016 ein Leistungscontrolling eingeführt. Die Aufsichtsbehörde erhebt seither quartalsweise Daten zur 
Verfahrenslast, zu Verfahren mit langer Verfahrensdauer sowie zu Beschwerden vor Verwaltungsge-
richt. Das AGS versteht sich als professionelle Aufsichts- und Dienstleistungsbehörde mit dem Ziel, die 
KESB darin zu unterstützen, ihre Aufgaben rechtskonform, einheitlich, methodisch richtig und effizient 
zu erfüllen. Es gestaltet die anvertraute Aufsichtssaufgabe mit den KESB nach dem Grundsatz der part-
nerschaftlichen Zusammenarbeit mit klarer Rollenverteilung. Dies gewährleistet, dass allfällig notwen-
dige Veränderungen und Verbesserungen in einem Klima der Kooperation und des Vertrauens an die 
Hand genommen werden können und die Arbeit der KESB konstruktiv-kritisch begleitet wird. Aus Sicht 
des Regierungsrates hat sich diese Form der Zusammenarbeit bewährt. 
3.2.7 Zu Frage 7: Wie beurteilt der Regierungsrat die KESB-Spruchkörper im Kanton Solothurn, welcher 
mal von einem Sozialarbeiter oder einer Sozialarbeiterin und mal von einem Juristen oder einer Juristin 
präsidiert wird? Bei der Einführung des neuen Kindes- und Erwachsenenschutzrechts wurden die KESB 
als interdisziplinäre Fachbehörden konzipiert, wobei Entscheide der KESB immer von mindestens drei 
Mitgliedern der Behörde gefällt werden müssen (Art. 440 ZGB). Die konkreten Bestimmungen zur Be-
hördenorganisation wurden im EG ZGB festgelegt. Gemäss § 132 Abs. 4 EG ZGB müssen in jeder KESB 
die Berufsdisziplinen Jurisprudenz und Soziale Arbeit vertreten sein. Das EG ZGB macht jedoch keine 
Vorgaben zum beruflichen Hintergrund (Disziplin) des Präsidenten oder der Präsidentin der KESB. Die 
drei KESB im Kanton Solothurn verfügen über je zwei Spruchkammern, die mindestens im Dreiergremi-
um Entscheide fällen. Den Vorsitz in den Spruchkammern übernimmt der Präsident bzw. die Präsidentin 
oder der leitende Vizepräsident bzw. die leitende Vizepräsidentin der jeweiligen KESB. Aktuell werden 
vier dieser sechs Positionen von Juristinnen und Juristen besetzt, zwei von Sozialarbeitern. In den KESB 
wird jedoch darauf geachtet, dass bei jedem Entscheid einer Spruchkammer beide Disziplinen vertreten 
sind. Aus Sicht des Regierungsrates hat sich die bestehende Zusammensetzung der Behörde bewährt. 

WG 0189/2022 

Wahl eines Oberrichters oder einer Oberrichterin für den Rest der Amtsperiode 2021-2025 

Es liegt vor: 

a) Antrag der Justizkommission vom 8. Dezember 2022: 
Für die Wahl eines Oberrichters oder einer Oberrichterin werden folgende Kandidierende vorgeschla-
gen: 
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• Barbara Blut-Kaufmann, Gerichtsschreiberin 
• Barbara Kofmel, a.o. Amtsgerichtsstatthalterin 
• Barbara Obrecht Steiner, Rechtsanwältin und Notarin 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Folgende drei Personen werden zur Wahl vorgeschlagen: 
Barbara Blut-Kaufmann, Gerichtsschreiberin, Barbara Kofmel, a.o. Amtsgerichtsstatthalterin und Barba-
ra Obrecht-Steiner, Rechtsanwältin und Notarin. Weitere Kandidierende stehen nicht zur Auswahl be-
ziehungsweise haben ihre Kandidatur zurückgezogen. Ich bitte Sie, den lilafarbenen Wahlzettel auszu-
füllen. Die Wahlzettel werden im Anschluss an das Kommissionsvotum des ersten Sachgeschäfts 
eingezogen. Besten Dank. Somit kommen wir nun direkt zum Traktandum 20. 

A 0115/2022 

Auftrag Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission: Zum Zeitpunkt A1-Ausbau bestmöglichen 

lärmdämmenden Belag einbauen 

Es liegen vor: 

a) Wortlaut des Auftrags vom 6. Juli 2022 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats vom 
31. Oktober 2022: 

 
1. Auftragstext. Der Regierungsrat wird beauftragt, beim Bundesamt für Strassen (ASTRA) einzufordern, 
dass zum Zeitpunkt des A1-Ausbaus der bestmögliche lärmdämmende Belag der neusten Generation 
eingebaut wird. 
2. Begründung. Der Einbau eines lärmdämmenden Belags bringt für die ganze Region Gäu einen Mehr-
wert in Sachen Lärmschutz auf der A1-Ausbaustrecke. 
3. Stellungnahme des Regierungsrates. Im Rahmen der Erarbeitung der Projektergänzungen zum Aus-
bau der N01 zwischen Luterbach und Härkingen wurden Optimierungsmöglichkeiten bei der Wahl eines 
lärmdämmenden Deckbelages eingehend geprüft. Dem aufgelegten Projekt liegt ein Belag der Norm 
SDA 8-12 zugrunde. Dieser reduziert die Lärmimmissionen am Ende seiner Lebensdauer gegenüber der 
heutigen Lärmbelastung um -1 dBA. Die Entwicklung der Qualität lärmdämmender Strassenbeläge 
schreitet stetig voran. Bereits heute wird insbesondere im Rahmen von Sanierungen von Ortsdurchfahr-
ten der Belag der Norm SDA 4-12 verbaut. Dieser bewirkt in Bezug auf die Ausgangsbelastung eine 
Lärmminderung am Ende seiner Lebensdauer vom -3 dBA. Der bei der Sanierung von Ortsdurchfahrten 
verwendete Belag weist jedoch gegenüber jenem, welcher das ASTRA im Ausführungsprojekt vorsieht 
(SDA-12), eine verminderte mechanische Lebensdauer auf, weshalb das Bundesamt auf seine Verwen-
dung verzichtet. In der Zwischenzeit wurde der in erster Linie bei Ortsdurchfahrten verwendete lärm-
dämmende Belag SDA 4-12 weiter optimiert. Mit einer veränderten Splittqualität (Härte), welche dem 
Belag zugrunde liegt, kann eine Lebensdauer erreicht werden, welche jener des SDA 8-12 entspricht. 
Abgesehen von der Entwicklung der Belagsqualität haben sich in den vergangenen Jahren auch die Art 
und Weise der Belagssanierung entwickelt. Der Ersatz eines Strassendeckbelags, insbesondere das Ent-
fernen des Deckbelags mit einer Fräsmaschine, beansprucht heute gegenüber früher weit weniger Zeit 
und Ressourcen, so dass der Einbau eines noch nicht über Jahre erprobten Belages verantwortet werden 
kann. Dies insbesondere deshalb, weil mit der Massnahme dem Lärmschutz weitaus besser entsprochen 
werden kann als mit weit teureren Lärmschutzwänden. Diese Argumentation für den Einbau eines mo-
dernen lärmmindernden Belags werden wir gegenüber dem ASTRA vorbringen. 
4. Antrag des Regierungsrates. Erheblicherklärung. 
 
b) Zustimmender Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission vom 10. November 2022 zum 

Antrag des Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Martin Flury (FDP), Sprecher der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission. Mit dem A1-Ausbau steigt 
auch der Lärmpegel. Bereits jetzt ist das Dauerrauschen für die Menschen im Mittelland sehr störend. In 
der Diskussion rund um den Lärm beim A1-Ausbau hat man den Fokus auch auf den Lärmbelag gerich-
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tet. Man ist der Meinung, dass man den besten zur Bauzeit verfügbaren lärmarmen Belag in der Region 
einbauen sollte, um die Gegend besser vor Lärmemissionen schützen zu können. Die Kosten dafür wer-
den vom Bundesamt für Strassen (ASTRA) getragen. Daher haben wir den Antrag formuliert und mit der 
Zustimmung des Regierungsrats verfügt man jetzt über das Werkzeug, um dies beim ASTRA nun einzu-
fordern. Als Auftraggeber war die Kommission logischerweise einstimmig für die Erheblicherklärung. 

Susan von Sury-Thomas (Die Mitte). Die Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP begrüsst diesen Auftrag und 
unterstützt ihn einstimmig. Es ist wichtig und richtig, dass man beim A1-Ausbau die bestmöglichen 
lärmdämmenden Beläge der neusten Generation verwendet. Das wertet die umliegenden Gebiete und 
Liegenschaften auf. Auch ist es ein Beitrag zur Lebensqualität der Bevölkerung, die in der Nähe wohnt. 
Mit der zunehmenden Anzahl von Elektrofahrzeugen nimmt der Motorenlärm im Vergleich zum Abroll-
lärm der Fahrzeuge immer mehr ab. Das macht lärmdämmende Beläge in der Zukunft noch wichtiger. 
Gute Lärmschutzbeläge sind viel kostengünstiger als Lärmschutzwände. Weil man die Beläge nicht sieht, 
sind sie zudem im Gegensatz zu den Lärmschutzwänden kein ästhetisches Problem. Als Laie erkennen 
wir die Beläge nicht auf den ersten Blick, doch sobald ein Motorfahrzeug vorbeifährt, hören wir einen 
eklatanten Unterschied. Wir sollten es daher nicht bei der A1 belassen, sondern in Zukunft bei allen 
Belagserneuerungen, so auch auf Kantons- und Gemeindestrassen, lärmdämmende Beläge verwenden. 

Myriam Frey Schär (Grüne). Das Votum hat meine Kollegin Janine Eggs verfasst. Da sie heute nicht hier 
ist, werde ich es für sie verlesen. Wir Grünen begrüssen grundsätzlich und finden es wichtig, dass man 
sich der Problematik des Lärms bewusst ist und versucht, den Lärm zu reduzieren. Mit einer Untertunne-
lung der A1 hätte man das Lärmproblem ganz in den Griff bekommen und noch weitere positive Aus-
wirkungen für die Bevölkerung und für die Umwelt erbracht. Der lärmdämmende Belag ist hingegen 
eher eine «Pflästerlilösung», denn auch mit einem speziellen Belag kriegt man den Lärm nicht ganz 
weg. Lärm entsteht durch Antriebsgeräusche, Rollgeräusche und Windgeräusche. Antriebs- und Wind-
geräusche hat man auch mit einem lärmdämmenden Belag. Zudem besteht bei solchen Belägen das 
Problem, dass die Poren mit der Zeit verstopfen und die lärmschluckende Wirkung verloren geht oder 
zumindest reduziert wird. Für uns stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage nach der Ökobilanz 
eines solchen Belags sowie des Unterhalts. Wie oft müssen die Poren gereinigt werden, damit es eini-
germassen leise bleibt? Wie lange hält ein lärmdämmender Belag im Vergleich zu einem normalen Be-
lag? Geht es schneller, bis er saniert werden muss? Wie ökologisch oder unökologisch ist das Material? 
Ganz grundsätzlich stellt sich die Frage, wie nachhaltig ein solcher Belag ist und wie nachhaltig er das 
Lärmproblem löst. Grundsätzlich macht der Strassenverkehr immer Lärm, Belag hin oder her. Aber 
nichtsdestotrotz und entgegen der teils kritischen Gedanken begrüssen wir Grünen, dass das Thema 
Lärm von der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission aufgegriffen wurde und man damit beim 
ASTRA vorstellig wird. Lärm hat negative Auswirkungen auf die Umwelt und auf die Menschen und es 
ist wichtig, dass man versucht, den Lärm zu verhindern oder zumindest zu vermindern. In diesem Sinn 
unterstützt die Grüne Fraktion den Antrag einstimmig. 

Philipp Heri (SP). Einen lärmdämmenden Belag einzubauen ist nach der Reduzierung der Geschwindig-
keit das einfachste und günstige Mittel, um überhaupt Lärmreduktionen zu erreichen. Dies ist sogar 
dann der Fall, wenn der Unterhalt etwas mehr kosten sollte, wie das vorhin von Myriam Frey Schär er-
läutert wurde. Unserer Auffassung nach muss es eine Selbstverständlichkeit sein, dass sich der Kanton 
bei allen Strassenbauprojekten, seien es nun eigene oder solche des ASTRA, für lärmdämmende Beläge 
einsetzt. Dieser Auftrag sollte daher eigentlich überflüssig sein. Allerdings werde ich persönlich den 
Verdacht nicht los, dass gewisse Kreise damals noch etwas suchen mussten, das man breit unterstützen 
kann, damit man beim Sechs-Spur-Ausbau auf keinen Fall andere Zusatzmassnahmen befürworten muss. 
Ich bin gespannt, wie sich das in Zukunft entwickeln wird. Die Fraktion SP/Junge SP wird dem Auftrag 
zustimmen. Wie könnte es auch anders sein? 

Thomas Lüthi (glp). Ich kann es ganz kurz machen. Die Grünliberale Fraktion unterstützt den Auftrag 
der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission einstimmig. Die Massnahmen sind wirksam, kosteneffi-
zient und ästhetisch überzeugend. Die anderen Argumente wurden bereits von meinen Vorrednern 
erwähnt. 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Ich bitte die Stimmenzähler, die Wahlzettel einzuziehen 
und sie danach gleich auszuzählen. 
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Kevin Kunz (SVP). Ich kann es vorwegnehmen: Die SVP-Fraktion wird diesem Auftrag grossmehrheitlich 
nicht zustimmen können, und zwar aus einem einfachen Grund. Ich möchte noch einmal auf das Votum 
von Philipp Heri zurückkommen. Auch wir sind der Meinung, dass es eigentlich selbstverständlich sein 
müsste, dass das bereits gemacht wird. Wir sind nicht gegen lärmdämmende Beläge und gegen Lärm-
schutzmassnahmen. Hier geht es vielmehr darum, dass man damit einen Auftrag erreicht, der Kosten 
verursachen wird. Für uns sollte es selbstverständlich sein, dass man auf den Autobahnen, wo es zu ei-
nem hohen Lärmpegel kommt, einen lärmdämmenden Belag einbaut. Aus diesem Grund werden wir 
den Auftrag grossmehrheitlich ablehnen. 

Markus Spielmann (FDP). Ich kann es ganz kurz machen. Wir schliessen uns den Ausführungen der Um-
welt-, Bau- und Wirtschaftskommission im Grundsatz an. Unsere Fraktion wird einstimmig für die Erheb-
licherklärung stimmen. In der Formulierung der Stellungnahme zum Auftrag heisst es im letzten Absatz 
des Textes: «Wir werden es gegenüber dem ASTRA vorbringen.» So sagt es der Regierungsrat. Die Frak-
tion FDP.Die Liberalen hat darüber diskutiert und ist der Meinung, dass man es nicht nur vorbringen, 
sondern explizit beim ASTRA fordern muss. Im Übrigen sind wir einstimmig einverstanden. 

Fabian Gloor (Die Mitte). Ich bin der Meinung, dass es wichtig ist, noch einmal zu betonen, dass der 
Ausbau der A1 gerade für uns in der Region absolut zwingend ist und damit auch die Massnahmen auf 
dem Gemeinde- und Kantonsstrassennetz. Selbstverständlich sind auch Massnahmen, die den Ausweich-
verkehr eindämmen, absolut zwingend. Der Lärmschutz ist ein wichtiges Thema und wir haben uns in 
diesem Ratssaal schon einmal ausführlich damit auseinandergesetzt. Entsprechend ist auch dieser Auf-
trag aus meiner Sicht absolut zwingend. Beim Ausbau der A1 sind bereits Zusatzmassnahmen des Bun-
des enthalten. Seitens des Kantons haben wir im letzten Jahr Zusatzmassnahmen beschlossen und das ist 
nun ein weiterer Schritt. Ich möchte im Zusammenhang mit dem Ausbau der A1 gerne noch einen As-
pekt erwähnen. Er betrifft die Solaranlagen entlang der A1. Ich bin der Ansicht - und auch darüber ha-
ben wir bereits im letzten Jahr diskutiert - dass es eine grosse Chance ist, die wir als Kanton, aber auch 
als Region haben. Meiner Meinung nach sollten wir diese Chance auch nützen. Ich bin dankbar, wenn 
sich der Regierungsrat weiterhin für die Solaranlagen entlang der A1 einsetzt. Selbstverständlich bin ich 
auch klar für die Erheblicherklärung. 

Johanna Bartholdi (FDP). Ich möchte die Diskussionen zu diesem Geschäft nicht verlängern. Selbstver-
ständlich bin ich dafür. Aber mich hat eine Aussage von Myriam Frey Schär dazu bewegt, mich zu Wort 
zu melden. Die Untertunnelung hätte in Gunzgen beginnen und in Oensingen enden müssen. Nur so 
hätten wir das Lärmproblem tatsächlich gelöst. Es ist erwiesen, dass ein lärmreduzierender Belag den 
gehörten Lärm um zwei Dezibel vermindert. Das entspricht ungefähr der Halbierung von dem, was man 
hört. Meines Erachtens ist der Kosten/Nutzen damit eindeutig gegeben. Im Gäu leben wir nun einmal 
mit diesem Rauschen. Man kann es auch positiv interpretieren. Wenn das Rauschen etwas weniger laut 
ist, klingt es wie ein Bach und damit fühlt man sich wie mitten in der Natur. 

Heinz Flück (Grüne). Es ist beschämend, dass man einen Vorstoss einreichen muss, um den neusten Stand 
der Technik zu verlangen. Das sollte doch einfach selbstverständlich sein. Noch unverständlicher ist für 
mich in diesem Zusammenhang die Haltung der SVP-Fraktion. Das kann ich nicht nachvollziehen. Sie 
findet zwar, dass es selbstverständlich ist, den neusten Stand der Technik anzuwenden. Trotzdem spricht 
man sich dagegen aus. Ich hoffe tatsächlich, dass wir das in Zukunft nicht mehr fordern müssen und 
schliesse mich dem Sprecher der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP und dem Sprecher der Fraktion SP/Junge 
SP an. Man sollte es auch andernorts im Kanton, wo es in der Verantwortung des Kantons liegt, immer 
und überall erwarten können. 

Sandra Kolly (Vorsteherin des Bau- und Justizdepartements). Der Auftrag rennt offene Türen ein. Der 
Regierungsrat hat bereits in der Botschaft erwähnt, dass wir einen lärmdämmenden Belag verlangen, 
und zwar einen Belag der neusten Technik. Wir haben uns gegen einen Tunnel ausgesprochen. Wir 
haben eine Lärmschutzwand und sind der Meinung, dass der Einbau eines lärmdämmenden Belags die 
grössere Wirkung hat. Den vorliegenden Auftrag kann man so einordnen, dass er mir als Baudirektorin 
den Rücken stärkt und ich beim ASTRA vorsprechen kann. Ich kann Ihnen versichern, dass wir es nicht 
nur vorbringen werden, wie es hier geschrieben steht, sondern wir werden das vehement fordern. Das 
Schreiben an das ASTRA ist schon verfasst. Ich wollte heute nur noch das offizielle Resultat abwarten, 
damit wir den Brief abschicken können. Ich wiederhole noch einmal, dass mir das den Rücken stärkt. In 
diesem Projekt ist bereits ein lärmdämmender Belag vorgesehen, aber wir möchten einen Belag, der 
noch bessere lärmdämmende Eigenschaften aufweist. In dieser Hinsicht haben wir mit dem ASTRA ge-
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stritten, aber wir werden nicht nachgeben. So gesehen, habe ich es dennoch als positiv erachtet, dass 
die Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission den Auftrag eingereicht hat. Ich hoffe, dass Sie diesen 
Auftrag nun grossmehrheitlich überweisen. Es trifft zu, dass lärmdämmende Beläge eine Selbstverständ-
lichkeit sind. Auf den Gemeindestrassen sind sie bereits Usus. Die Solaranlagen, die von Fabian Gloor 
angesprochen wurden, haben wir auf dem Radar und werden das beim ASTRA weiterverfolgen. Ich 
danke Ihnen, wenn Sie den Auftrag erheblich erklären. 
  
Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 10] 
 
Für Erheblicherklärung 82 Stimmen 
Dagegen 8 Stimmen 
Enthaltungen 1 Stimme 

A 0098/2022 

Auftrag Geschäftsprüfungskommission: Legislaturplan mit gesetzlichen Grundlagen in Ein-

klang bringen 

Es liegen vor: 

a) Wortlaut des Auftrags vom 28. Juni 2022 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats vom 
7. November 2022: 

 
1. Auftragstext. Der Regierungsrat wird beauftragt darzulegen, wie er inskünftig wieder eine Überein-
stimmung des Legislaturplans mit den inhaltlichen Anforderungen gemäss § 15 des Gesetzes über die 
wirkungsorientierte Verwaltungsführung (WoV-G) herstellen will. Dem Kantonsrat ist hierzu ein konkre-
ter Vorschlag vorzulegen. 
2. Begründung. Die inhaltliche Ausgestaltung des Legislaturplans als Planungsinstrument des Regie-
rungsrats ist in § 15 Abs. 1 WoV-G (BGS 115.1) geregelt: «Der Legislaturplan umschreibt die politischen 
Schwerpunkte der Amtsperiode. Er gibt insbesondere Auskunft darüber, welche politischen Ziele mit 
welchen Verwaltungsleistungen und Ressourcen innerhalb welcher Frist erreicht werden sollen. Er ent-
hält eine Prioritätenordnung für die geplanten Massnahmen und die Planung der Gesetzgebung.» Die 
Geschäftsprüfungskommission (GPK) hat im Rahmen der Vorberatung des aktuellen Legislaturplans 
2021-2025 (SGB 206/2021) wie bereits vier Jahre zuvor festgestellt, dass weder Angaben über die benö-
tigten finanziellen und personellen Ressourcen noch eine Prioritätenordnung für die einzelnen Hand-
lungsziele vorhanden sind. Die GPK verlangt nun mit dem vorliegenden Auftrag die Beseitigung der 
Diskrepanz zwischen gesetzlichen Vorgaben und der aktuellen Praxis bei der Ausgestaltung des Legisla-
turplans; als Vergleichsbasis für einen gesetzeskonformen Legislaturplan sei beispielhaft auf den Legisla-
turplan 2009-2013 (SGB 148/2009) verwiesen. Falls der Regierungsrat an seiner heutigen Praxis festhal-
ten will, so ist dem Kantonsrat rechtzeitig vor Erstellung des Legislaturplans 2025-2029 eine 
Gesetzesanpassung zu § 15 WoV-G vorzulegen, welche eine Streichung der bisher zwingend erforderli-
chen Angaben zu Ressourcen und Prioritäten beinhaltet. 
3. Stellungnahme des Regierungsrates. Im Legislaturplan werden die wichtigsten mittelfristigen Ziele 
der laufenden Amtsperiode festgelegt. Der Legislaturplan ist das Planungsinstrument des Gesamtregie-
rungsrats und soll nicht einer Sammlung von Departementszielen entsprechen. Sein Zweck besteht nicht 
darin, alle Geschäftsfelder und Aufgaben abzubilden. § 15 Absatz 1 des Gesetzes über die wirkungsori-
entierte Verwaltungsführung (WoV-G) vom 3. September 2003 enthält sehr detaillierte inhaltliche Vor-
gaben zur Erstellung des Legislaturplans. Nebst der Umschreibung der politischen Schwerpunkte ist 
gemäss Gesetz zu jedem Ziel Auskunft zu den nötigen Verwaltungsleistungen und Ressourcen, sowie 
zum Zeitpunkt der Erreichung zu geben. Zudem sollen die geplanten Massnahmen eine Prioritätenord-
nung enthalten sowie eine Planung zur Gesetzgebung. Da der Legislaturplan bereits eine Sammlung der 
prioritärsten Zielsetzungen einer Amtsperiode ist, hat es sich die letzten beiden Male (2017 und 2021) 
als schwierig herausgestellt, innerhalb dieser prioritären Zielsetzungen zudem die einzelnen Massnah-
men zu priorisieren. 2017 wurde der Finanzhaushalt allen anderen Zielen vorangestellt. 2021 gab es 
nicht ein einzelnes Thema, welches im Vordergrund stand. Im Legislaturplan 2021-2025 wurde dazu in 
der Einleitung aufgeführt: «Die während des Entstehungsprozesses des vorliegenden Legislaturplans 
aufgenommenen Schwerpunkte und Ziele sollen nicht miteinander in Konkurrenz gesetzt, sondern 
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vielmehr im Sinne eines gesamtheitlichen Handlungsansatzes weiterverfolgt und umgesetzt werden.».  
Bei der Priorisierung der Massnahmen eine willkürliche Prioritätensetzung zu vermeiden, die richtigen 
Kriterien zu finden und einen Mehrwert zu generieren erachten wir als schwierig. Die Aufführung und 
Abbildung aller Geschäftsfelder und Aufgaben ist Sache des IAFP, welcher im Sinne einer umfassenden 
und rollenden Planung jährlich dem Kantonsrat unterbreitet wird. Die Ziele des Legislaturplans werden 
im IAFP, in den Globalbudgets und in den Jahresplanungen der Departemente weiter konkretisiert und 
umgesetzt. Die Angaben zu den Ressourcen sind ein wichtiger Bestandteil des IAFP. Diese Zahlen ent-
sprechen Momentaufnahmen. Sie werden jährlich überprüft und bei Bedarf angepasst. Ressourcenan-
gaben im Legislaturplan müssten mit dem IAFP abgestimmt werden können. Bei einigen Zielen, wie 
beispielsweise bei Investitionsprojekten, ist dies relativ problemlos möglich. Bei anderen Projekten oder 
Zielen macht es keinen Sinn Ressourcenangaben aufzunehmen, wenn diese zum Zeitpunkt der Aufnah-
me in den Legislaturplan noch nicht seriös definiert werden können. Der Legislaturplan als Strategiepa-
pier hat über die ganzen 4 Jahre Gültigkeit. Je mehr Detailangaben zu einzelnen Zielen und Massnah-
men im Legislaturplan aufgenommen werden, desto schneller kommt es zu Abweichungen gegenüber 
den laufenden Planungsinstrumenten. Eine offenere Formulierung von § 15 Absatz 1 WoV-G würde uns 
zudem zukünftig einen grösseren Gestaltungsfreiraum und mehr Flexibilität für innovative Formen und 
Umsetzungsmöglichkeiten bei der Erarbeitung des Legislaturplans bieten. Die Legislaturziele sollen 
künftig möglichst aktuell und optimal dargestellt sowie kommuniziert werden können. Aus den ge-
nannten Gründen schlagen wir vor, § 15 Absatz 1 WoV-G rechtzeitig vor Erstellung des Legislaturplans 
2025-2029 wie folgt anzupassen: 
§ 15 WoV-G Abs. 1 neu:  
1 Der Legislaturplan umschreibt die politischen Schwerpunkte der Amtsperiode. Er gibt insbesondere 
Auskunft darüber, welche politischen Ziele mit welchen Massnahmen Verwaltungsleistungen und Res-
sourcen innerhalb welcher Frist prioritär erreicht werden sollen. Er enthält eine Prioritätenordnung für 
die geplanten Massnahmen und die Planung der Gesetzgebung. 
Ein Blick in die anderen Kantone zeigt, dass die Legislaturpläne oder Regierungsprogramme mehrheit-
lich Schwerpunkte, Ziele und Massnahmen enthalten, in der Regel ohne die Nennung von Prioritäten 
und nötigen Ressourcen sowie Hinweise zu Gesetzen. 
4. Antrag des Regierungsrates. Erheblicherklärung. 
 
b) Zustimmender Antrag der Geschäftsprüfungskommission vom 29. November 2022 zum Antrag des 

Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Hansueli Wyss (FDP), Sprecher der Geschäftsprüfungskommission. Ich zitiere aus dem Gesetz über die 
wirkungsorientierte Verwaltungsführung (WoV-G) § 15 Absatz 1: «Der Legislaturplan umschreibt die 
politischen Schwerpunkte der Amtsperiode. Er gibt insbesondere Auskunft darüber, welche politischen 
Ziele mit welchen Verwaltungsleistungen und Ressourcen innerhalb welcher Frist erreicht werden sollen. 
Er enthält eine Prioritätenordnung für die geplanten Massnahmen und die Planung der Gesetzgebung.» 
Die Geschäftsprüfungskommission hat in der Vorbereitung des aktuellen Legislaturplans festgestellt, 
dass weder die Angaben über die benötigten finanziellen und personellen Ressourcen noch eine Priori-
sierung der einzelnen Handlungsziele vorhanden sind. Diesen Sachverhalt hat bereits die Vorgänger-
kommission vor vier Jahren festgestellt. Die Geschäftsprüfungskommission verlangt mit dem vorliegen-
den Auftrag die Beseitigung dieser Diskrepanz zwischen den gesetzlichen Vorlagen und der aktuellen 
Praxis bei der Gestaltung des Legislaturplans. Sollte der Regierungsrat an seiner Praxis festhalten, so soll 
er vor der Erstellung des nächsten Legislaturplans dem Kantonsrat eine Gesetzesanpassung des WoV-
Gesetzes vorschlagen. In seiner Antwort schreibt der Regierungsrat, dass der Legislaturplan ein Pla-
nungsinstrument des Gesamtregierungsrats sei. Die mittelfristigen Ziele der laufenden Amtsperiode 
werden darin festgehalten. Es sei sehr schwierig, am Anfang der Amtsperiode die Zielsetzungen und die 
nötigen Ressourcen zu priorisieren. Denken wir an die letzten drei Jahre, in denen wir fast nur noch von 
Notverordnung zu Notverordnung gehumpelt sind. Dazu braucht es keine weiteren Erklärungen. Das 
Aufführen von allen Geschäftsfeldern und Aufgaben ist Sache des Integrierten Aufgaben- und Finanz-
plans (IAFP), den der Regierungsrat dem Kantonsrat jährlich unterbreitet. Die Ziele des Legislaturplans 
werden im IAFP, in den Globalbudgets und in den Jahreszielen der Departemente konkretisiert und 
umgesetzt. Der Regierungsrat wünscht sich aus diesen Gründen eine offene Form im § 15 Absatz 1 des 
WoV-Gesetzes. Künftig würde das mehr Flexibilität und Platz für innovative Formen und Umsetzungs-
möglichkeiten bieten. Der Regierungsrat beantragt, den Auftrag erheblich zu erklären. Die Geschäfts-
prüfungskommission hat an ihrer Sitzung vom 29. November 2022 über die Antwort beraten und bean-
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tragt ebenfalls einstimmig die Erheblicherklärung. Die Fraktion FDP.Die Liberalen wird ebenfalls ein-
stimmig für die Erheblicherklärung stimmen. 

Markus Dick (SVP). Ich danke dem Sprecher der Geschäftsprüfungskommission bestens für die Ausfüh-
rungen. Er hat das Wesentliche hervorgehoben. Die SVP-Fraktion unterstützt den Auftrag einstimmig. 

Melina Aletti (Junge SP). Vorweg kann ich sagen, dass die Fraktion SP/Junge SP einverstanden ist, dass 
man dafür sorgt, dass der Legislaturplan den gesetzlichen Grundlagen entspricht. Zu Diskussionen An-
lass gab das Vorgehen. Der Regierungsrat konnte quasi auswählen, ob er in der nächsten Legislatur 
wieder eine Priorisierung der Massnahmen machen möchte oder ob man einfach das Gesetz so ändert, 
dass es wieder zusammenpasst. Es ist eindeutig, dass eine Anpassung des Gesetzes der einfachere Weg 
wäre. Weil aber die Argumentation des Regierungsrats schlüssig ist, dass nur die Ziele mit der höchsten 
Priorität in den Legislaturplan aufgenommen werden und nachher im IAFP die Feinplanung gemacht 
wird, stimmen wir dem Auftrag zu. 

Samuel Beer (glp). Die Grünliberale Fraktion unterstützt die Stellungnahme des Regierungsrats und 
somit die Anpassung des Gesetzesartikels einstimmig. 

Patrick Friker (Die Mitte). Auch für uns ist dieser Auftrag absolut unbestritten. Wir begrüssen, dass der 
Regierungsrat erkennt, dass die aktuelle Handhabung nicht dem Gesetz entspricht. Wir sind auch mit 
dem Vorschlag einverstanden, dass zukünftig auf eine Priorisierung der Ziele in der Legislaturplanung 
verzichtet werden soll. Wir werden einstimmig für die Erheblicherklärung stimmen. 

Christof Schauwecker (Grüne). Ich nehme für die Grüne Fraktion Stellung zum vorliegenden Auftrag. 
Auch wir haben festgestellt, dass der Regierungsrat die Gesetzgebung nicht wortwörtlich umsetzt. Wei-
ter haben wir erkannt, dass man etwas ändern muss. Daher sind wir dankbar, dass die Geschäftsprü-
fungskommission den Auftrag eingereicht hat. Wie wir alle der Beantwortung des Regierungsrats ent-
nehmen können, möchte der Regierungsrat das Gesetz entsprechend anpassen. Von uns aus gesehen ist 
das in Ordnung. Der Legislaturplan ist von allen Planungsinstrumenten, über die wir verfügen, eines mit 
einer relativ hohen Flughöhe. Konkrete Zahlen zu finanziellen und personellen Ressourcen können im-
mer noch im IAFP, in den Globalbudgets und nachher im jährlichen Voranschlag aufgezeigt werden. So 
gesehen unterstützen wir das Vorgehen und sprechen uns für die Erheblicherklärung aus. Wenn das 
revidierte Gesetz vorliegt, werden wir dem wahrscheinlich auch zustimmen. 
  
Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 11] 
 
Für Erheblicherklärung 93 Stimmen 
Dagegen 0 Stimmen 
Enthaltungen 0 Stimmen 

WG 0189/2022 

Wahl eines Oberrichters oder einer Oberrichterin für den Rest der Amtsperiode 2021-2025 

(Weiterberatung, siehe «Verhandlungen» 2023, S. 57) 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Ich komme nun zur Verlesung der Resultate des ersten 
Wahlgangs. 

Ergebnis der Wahl 

Ausgeteilte Stimmzettel: 97 
Eingegangene Stimmzettel: 97 
Leer: 0 
Absolutes Mehr: 49 
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Stimmen haben erhalten: Barbara Blut-Kaufmann 16 Stimmen, Barbara Kofmel 42 Stimmen, Barbara 
Obrecht Steiner 39 Stimmen.  

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Das absolute Mehr wurde damit nicht erreicht. Folglich 
gibt es einen zweiten Wahlgang. Ich bitte Sie, dafür den neongelben Zettel auszufüllen. 

A 0128/2022 

Auftrag Andrea Meppiel (SVP, Hofstetten-Flüh): Keine persönlichen Geräte vor der 

5. Primarklasse 

Es liegen vor: 

a) Wortlaut des Auftrags vom 6. Juli 2022 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats vom 
22. November 2022: 

 
1. Auftragstext. Der Regierungsrat wird beauftragt, die Einführung von persönlichen Geräten 
(1:1 Computing) erst ab der 5. Primarklasse vorauszusetzen und den Finanz- und Aufgabenplan dahin-
gehend anzupassen. Von der flächendeckenden 1:1 Ausstattung mit persönlichen Geräten bereits ab der 
3. Primarklasse soll abgesehen werden. 
2. Begründung. Digitalisierung ist äusserst wichtig und ein früher Umgang mit den digitalen Medien in 
den Schulen zentral, sowie auch in den Anwendungskompetenzen im Lehrplan 21 definiert. Gemäss 
dem integrierten Finanz- und Aufgabenplan (IAFP) 2023 – 2026 sollen daher alle Schüler und Schülerin-
nen (SuS) ab der 3. Primarschulklasse bis Ende Sekundarstufe I mit eigenen mobilen Computern ausge-
stattet werden und diese sollen als persönliches Schulmaterial genutzt werden. Aus meiner Sicht sind 
aber in der 3. und 4. Klasse der Primarschulen Klassensätze vollkommen ausreichend. Dies aus folgenden 
Gründen: 
1. Ziele können mit Klassensätzen erreicht werden: Die gemäss Lehrplan 21 definierten Anwendungs-

kompetenzen im Fach Medien und Informatik (fächerübergreifend) sowie informatische Bildung 
können in der 3. und 4. Primarklasse problemlos mit Klassensätzen erreicht werden. Es gibt aufgrund 
dieser Lernziele keinerlei Notwendigkeit von persönlichen Geräten bereits ab der 3. Primarklasse. 

2. Hohe zusätzliche Kosten für Gemeinden: Auf die Gemeinden kommen hohe Kosten für die Anschaf-
fung, Unterhalt/Wartung der Geräte und der entsprechenden Softwares, IT-Security, Datenschutz, 
etc. sowie zusätzliche personelle Ressourcen für den Unterhalt der Geräte zu. 

3. Höhere Standards wie in allen umliegenden Kantonen: Der Kanton Aargau empfiehlt auch bei ho-
hem Standard an der gesamten Primarschule (1. – 6. Klasse) pro 2 Lernende nur 1 mobiles Gerät. Der 
Kanton Baselstadt empfiehlt erst ab der 5. Primarklasse die 1:1 Ausstattung der SuS mit Geräten. In 
der 3. und 4. Primarklasse ist die Ausstattungsempfehlung bei 1 Poolgerät pro 2 SuS (analog Kanton 
AG). Der Kanton Bern schreibt in seinen Empfehlungen, dass auf Primarstufe nicht jedem SuS ein ei-
genes Arbeitsgerät abgegeben werden muss, da dies nicht in jedem Fach benötigt wird. Die Schule 
könne auch mit Klassensätzen arbeiten. Auch der Kanton Baselland setzt das Ziel für den Minimal-
standard in seinem «Leitfaden ICT-Infrastruktur für Primarschulen» (Ausgabe Mai 2022) für das 
1:1 Computing erst ab der 5. Klasse. 

4. Empfehlung zur maximalen Bildschirmzeit im Alter von 6 bis 9 Jahren wird überschritten: Diese sollte 
in diesem Alter 5 Stunden pro Woche nicht überschreiten. Erst bei 10- bis 12-Jährigen liegt dieser 
empfohlene maximale Wert bei 10 Stunden pro Woche, was ein 1:1 Computing mit eigenen Geräten, 
die auch zu Hause genutzt werden, ermöglicht. Da die Beschränkungen der Bildschirmzeit auf der 
Tatsache basiert, dass zu viel Bildschirmzeit zu Haltungs- und Augenschäden führen kann, sowie bei 
Kindern mit diagnostiziertem ADHS das Aufmerksamkeitsdefizit verstärken kann, sollte eine Über-
schreitung nicht auch noch von der Nutzung in der Schule gefördert werden. 

5. Herausforderungen bezüglich Medienerziehung und Risiken bei der Mediennutzung: Kinder verfü-
gen zwar häufig über eine hohe Nutzungskompetenz und viel Experimentierfreude, denken aber 
wenig über ihr Medienverhalten nach. Dies birgt Risiken und Gefahren, da die digitalen Kompeten-
zen, die die Grundvoraussetzung für die Nutzung der Chancen und für die Bewältigung der Risiken 
digitaler Medien sind, im Alter von 8 bis 9 Jahren (3. Klasse) noch nicht genügend ausgebildet sind. 
Mehrere Studien zeigen zudem, dass Kinder aus benachteiligten Familien, in denen die Mediennut-
zung weniger häufig durch die Eltern begleitet und reflektiert wird, einerseits weniger von den Po-
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tenzialen digitaler Medien profitieren, während sie andererseits besonders anfällig für bestimmte Ri-
siken der Mediennutzung sind. 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 
3.1 Vorbemerkungen. Mit zunehmender Digitalisierung der Gesellschaft und Wirtschaft ist die Nutzung 
von digitalen Geräten heute selbstverständlich und naheliegend. Die Volksschule hat gemäss § 1 des 
Volksschulgesetzes (VSG) vom 14. September 1969 (BGS 413.111) unter anderem den Auftrag, den Schü-
lerinnen und Schülern die grundlegenden Kenntnisse für die Bewährung im Leben zu vermitteln. Dies 
beinhaltet auch den Umgang mit der digitalisierten Welt. Für den Unterricht bilden der Solothurner 
Lehrplan und der Referenzrahmen mit den Regelstandards informatische Bildung die Basis. Die Regel-
standards umfassen die Dimensionen Zugang, Verständnis und Produktion und das Arbeiten mit den 
Geräten als Arbeits- und Lernwerkzeuge gehört dazu. Im Kanton Solothurn ist die digitale Schule Alltag. 
Der Kanton Solothurn nimmt eine Vorreiterrolle bei der informatischen Bildung ein. Seit rund zwanzig 
Jahren stehen in den Schulzimmern Computer für die Nutzung im Unterricht zur Verfügung. 2008 wur-
de das stufenübergreifende Entwicklungskonzept zusammen mit der Wochenlektion informatische 
Bildung ab der 3. Primar- bis zur 3. Sekundarschulklasse eingeführt. Die Projekte myPad – mobiles und 
kooperatives Lernen im Unterricht im Jahr 2014, die Veröffentlichung der Regelstandards 2015, Scalable 
Game Design mit der Programmierung in der Primarschule 2017 und die Einführung des Lehrplans Me-
dien und Informatik ab 2018 zeigen die Geschichte auf. Die Gemeinden haben die IT-Infrastruktur in 
dieser Zeit kontinuierlich aufgebaut und den veränderten technischen Begebenheiten angepasst. Wie in 
unserer Stellungnahme zur Interpellation «Fraktion Grüne: Führt die Digitalisierung an den Schulen, 
insbesondere das 1:1 Computing, zu ungleichen Bildungschancen?» (RRB Nr. 1022/1221 vom 16.08.2022) 
erläutert, erfolgt die Investitionsplanung in den Gemeinden eingebettet und umsichtig. Die Investitio-
nen und die jährlichen Supportkosten sind Teil des Schulbudgets. Die Schulen bauen den pädagogischen 
ICT-Support (PICTS) aus. Seit dem Schuljahr 2021/2022 subventioniert der Kanton Solothurn die PICTS-
Lektionen als individuelle Wochenlektionen. Weiter finanziert er seit Jahren Beratungen und Weiterbil-
dungen zum Thema informatische Bildung. Dadurch werden die Kosten für die Gemeinden tragbar. 
Bereits im Legislaturplan 2017–2021 war das Ziel «1:1-Computing ab der 3. Klasse» verankert. Die Schul-
träger bauen die IT-Infrastruktur mit der 1:1-Ausstattung auf. Der Fernunterricht 2020 im Rahmen der 
Massnahmen zu COVID-19 verstärkte die Investitionen in die Schulinfrastruktur und in digitale Medien.  
3.2 Evaluation «myPad». Der Schlussbericht zur Evaluation des Projekts «myPad» vom 12. Dezember 
2014 zeigt auf, dass die Schülerinnen und Schüler mit personalisierten Geräten mehr Verantwortung für 
ihr Gerät übernehmen und so die Supportstelle entlasten. Die Geräte stehen im Einsatz, wie Bleistift und 
Papier, welche immer auf dem Pult bereit sind. Die Lehrpersonen nutzen die Möglichkeiten, den Schüle-
rinnen und Schülern differenzierte Arbeitsaufträge zu erteilen, die Unterstützung der Schülerinnen und 
Schüler kann individueller erfolgen. Die Eltern beobachteten während des Projekts eine deutliche Zu-
nahme an technischen ICT-Kompetenzen. Positiv werden die höhere Selbstständigkeit und Eigenver-
antwortung erwähnt. Negativ war eher, dass die Kontrolle der Nutzungsdauer schwierig war. Zahlreiche 
Eltern stellten jedoch neben der Zunahme der technischen Fähigkeiten auch eine erhöhte Sensibilisie-
rung der Kinder im Umgang mit Fragen wie Datenschutz, Persönlichkeitsschutz und dem selbstverant-
wortlichen Umgang fest. Es gibt Schulen, die via iPads die Nutzungszeiten der Tablets beschränken. Die 
Lehrperson beurteilt und entscheidet, ab welchem Zeitpunkt und mit welchen Nutzungsbedingungen 
die persönlichen Geräte nach Hause mitgegeben werden. Die positiven Effekte der Nutzung von persön-
lichen Geräten entfalten sich bereits im Unterricht im Schulzimmer.  
3.3 Umsetzung in den Schulen. Die Schulen sind gut aufgestellt und haben sich in diesen Jahren mass-
geblich zum Thema weiterentwickelt. Die informatische Bildung ist im Unterricht in mehrere Fächer 
integriert. Sie beinhaltet mehr als Programmieren und Medienbildung. Wie überall durchdringt die 
Digitalität alle Fächer in der Schule. Die digitalen Geräte vereinen viele verschiedene Funktionen, bei-
spielsweise Audio- und Videofunktionen, in einem Gerät. Multimediale Fähigkeiten werden gefördert, 
und die mobilen Geräte werden in Musik, Bewegung und Sport, Gestalten und weiteren Fächern ver-
wendet. Sie gehören zu den alltäglichen Werkzeugen und sollen deshalb auch rasch und einfach in den 
Unterricht eingebunden werden. Mit persönlichen Geräten sind Login und Geräte jederzeit funktions-
tüchtig. Wie Bücher unters Pult gelegt werden, können auch die digitalen Geräte weggelegt und bei 
Bedarf rasch wieder hervorgeholt werden. Die digitalen Geräte ermöglichen neue Formen der Kommu-
nikation und Zusammenarbeit. Es ist jedoch auch möglich, dass Schülerinnen und Schüler an individuali-
sierten Aufgaben arbeiten können. Bei einer längerdauernden Arbeit können sie ihre Aufgaben unter-
brechen und später am gleichen Punkt weiterarbeiten. Die Personalisierung der Geräte stellt sicher, dass 
sich die Schülerinnen und Schüler auf ihrem Gerät rasch zurechtfinden. Die Funktion und Verfügbarkeit 
der Geräte, die Weiterbildung der Lehrpersonen sowie die pädagogische Unterstützung im Schulhaus 
sind Basis für eine sinnvolle methodisch-didaktische Verwendung der digitalen Tools im Unterricht. Das 



66 I. Session – 2. Sitzung - 25. Januar 2023 

Vorhandensein von persönlichen digitalen Geräten zeigt, dass die Mediennutzung variantenreicher und 
dadurch vielfältiger erfolgt. Die Gerätenutzung soll gezielt und selbstverständlich erfolgen, denn die 
digitalen Geräte sind Teil der Alltagswelt. Die Schule ermöglicht die Auseinandersetzung mit der digita-
lisierten Welt und befähigt die Schülerinnen und Schüler, die Medien sicher zu nutzen. Diese Chancen 
nutzt der Kanton Solothurn im Hinblick auf die zukünftigen gesellschaftlichen Anforderungen. Der 
Kanton Solothurn als Industrie- und Dienstleistungskanton legt besonderes Augenmerk auf die MINT-
Fächer (Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft und Technik). In Ergänzung zum Lehrplan und den 
Regelstandards setzt das Legislaturprogramm des Regierungsrats Schwerpunkte zur Weiterentwicklung 
der Schulen im Bereich der Digitalität. Wir haben deshalb mit Beschluss vom 1. März 
2021 (RRB 2021/251) das Impulsprogramm Bildung und Digitalisierung verabschiedet, um in diesen Be-
reichen weiterhin ein Leuchtturm zum Thema zu bleiben. Damit werden die Schülerinnen und Schüler 
gut auf die Berufs- und Lebenswelt vorbereitet. Damit die Weiterentwicklung der Schulen und des Un-
terrichts möglich ist, braucht es eine Verzahnung der technischen und pädagogischen Möglichkeiten. 
Dazu gehören als Voraussetzung aus unserer Sicht, spätestens ab der 3. Primarschulklasse, die persönli-
chen digitalen Geräte. Die Lehrpersonen planen den Unterricht und entscheiden, mit welchen Metho-
den und Hilfsmitteln die Lehrplanziele erreicht werden. Sie achten darauf, dass der Unterricht rhythmi-
siert erfolgt und verschiedene Hilfsmittel abwechslungsreich eingesetzt werden. Dabei wird die Dauer 
der Bildschirmzeit berücksichtigt. Die Medienbildung und die Sensibilisierung der Schülerinnen und 
Schüler im Hinblick auf Gefahren im Netz sind Teil des Solothurner Lehrplans und der Regelstandards. 
Schülerinnen und Schüler lernen Chancen und Risiken der Mediennutzung einschätzen. Gemäss Regel-
standards lernen die Schülerinnen und Schüler bereits in der 3. und 4. Klasse, wie sie sich mit einem 
eigenen Login anmelden und mit Passwörtern und persönlichen Informationen bewusst umgehen. Zum 
Thema Urheberrecht wissen sie, dass eigene Werke und Werke anderer durch das Gesetz geschützt sind. 
Sie können über den eigenen Umgang mit Medien und den damit zusammenhängenden Regeln berich-
ten. Darüber hinaus lernen sie, Texte und multimediale Geschichten zu verstehen und die Wirkung auf 
sich und andere in Worte zu fassen. Die Schülerinnen und Schüler erlernen einen altersgerechten Um-
gang mit den Medien. Im Regierungsratsbeschluss vom 16. August 2022 (RRB Nr. 2022/1221) sind Fragen 
zur Nutzung von persönlichen Geräten versus Klassensätzen sowie zur Nachhaltigkeit beantwortet. Aus 
den oben aufgeführten Gründen ist der Einsatz persönlicher Geräte ab der 3. Primarschulklasse sinnvoll. 
Deshalb halten wir an der bisherigen Strategie, den Schülerinnen und Schülern bereits ab der 
3. Primarschulklasse persönliche Geräte zur Verfügung zu stellen, fest. 
4. Antrag des Regierungsrates. Nichterheblicherklärung 
 
b) Zustimmender Antrag der Bildungs- und Kulturkommission vom 14. Dezember 2022 zum Antrag 

des Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Tamara Mühlemann Vescovi (Die Mitte), Sprecherin der Bildungs- und Kulturkommission. Mit dem vor-
liegenden Auftrag soll auf die flächendeckende 1:1 Ausstattung mit persönlichen Geräten bereits ab der 
dritten Klasse verzichtet werden. Wie in der Kommission erläutert wurde, geht es nicht darum, die Digi-
talisierung zu verlangsamen oder sogar zu stoppen. Vielmehr stellt sich für die Auftraggeberin die Fra-
ge, ob es wirklich notwendig ist, dass alle Schüler und Schülerinnen bereits ab der dritten Klasse ein 
eigenes Gerät haben. Aus diversen Gründen, wie beispielsweise die Kosten, aber auch hinsichtlich der 
maximal empfohlenen Bildschirmzeit oder der Herausforderungen bezogen auf die Medienerziehung 
soll auf dieser Stufe mit Klassensätzen gearbeitet werden. Die Bildungs- und Kulturkommission hat die-
sen Auftrag an ihrer Sitzung vom 14. Dezember 2022 behandelt und umfassend diskutiert. Einleitend 
hat der zuständige Regierungsrat eine generelle Einordnung des Auftrags vorgenommen. Er hat darauf 
hingewiesen, dass es sich bei diesem Auftrag um ein strategisches Ziel des Regierungsrats handelt, das 
geändert werden soll. Sowohl der Legislaturplan wie auch der Integrierte Aufgaben- und Finanzplan 
(IAFP) sind aber strategische Papiere des Regierungsrats. Diese Dokumente können vom Kantonsrat 
zwar ergänzt, aber nicht abgeändert werden. Die Erheblicherklärung des Auftrags wäre somit für den 
Regierungsrat nicht verbindlich, sondern hätte lediglich den Charakter eines Postulats. Weil das Legisla-
turprogramm ohnehin bereits geschrieben ist, würde dieser Auftrag im nächsten Legislaturplan geprüft 
werden. Weiter wurde angefügt, dass Aufträge grundsätzlich innert Jahresfrist bearbeitet werden müs-
sen. Das heisst, dass dieser Vorstoss als unerledigt auf der Geschäftskontrolle erscheinen würde. Aber 
das ist nicht unüblich, das kommt immer mal wieder vor. Seitens der Kommission wurde zudem darauf 
hingewiesen, dass es sich beim 1:1 Computing ab der dritten Klasse um eine Empfehlung und in diesem 
Sinn nicht um eine Vorschrift handelt. Die Gemeinden können sowieso selber entscheiden, ob sie es ab 
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der dritten Klasse oder erst ab der fünften Klasse einführen möchten. Daran wird auch der Entscheid des 
Kantonsrats heute nichts ändern. Das wurde so vom Amt bestätigt. Dem wurde entgegengesetzt, dass 
Empfehlungen erfahrungsgemäss häufig zu einer Pflicht werden und dass sich eine Schule durchaus 
unter Druck gesetzt fühlen könnte, wenn man etwas flächendeckend einführt. Andere waren aber der 
Meinung, dass die Gemeinden in der Regel keine Anschaffungen tätigen, nur weil es in einer Empfeh-
lung steht. Entweder sind sie von der Sache überzeugt oder sie können es nicht umsetzen, weil ihnen 
die finanziellen Ressourcen fehlen. Zur Frage, ob es einen Unterschied macht, ob im Unterricht mit Klas-
sensätzen oder persönlichen Geräten gearbeitet wird, wurde erläutert, dass die Klassensätze aufgrund 
des Organisationsaufwands in der Tendenz weniger zum Einsatz kommen als persönliche Geräte. Mit 
dem Einsatz von persönlichen Geräten ist man unbestrittenermassen flexibler und man kann sie in allen 
Fächern einsetzen. Schlussendlich ist es aber vor allem eine Frage der Organisation und der Kosten. Das 
ist genau der Grund, weshalb gewisse Gemeinden der Strategie des Regierungsrats folgen und andere 
nicht. In der Kommission wurde zudem auf den Fachkräftemangel Bezug genommen. Es wurde darauf 
hingewiesen, dass es gut wäre, wenn der Kanton Solothurn sich gerade im digitalen Bereich klar positi-
onieren und seine Stärken in der informatischen Bildung in die Waagschale werfen würde. Das Argu-
ment wurde von Gewerbevertretenden aufgenommen, um auf die Chancengleichheit hinzuweisen. 
Heute ist der Standard so, dass beispielsweise auch ein Metallbauer EBA am Morgen, wenn er auf die 
Baustelle kommt, das Tablet zur Hand nimmt und das Gerät umfassend bedienen können muss. Daher 
ist es wichtig, dass möglichst früh damit begonnen wird, die Kinder mit der digitalen Welt vertraut zu 
machen. Einigkeit über die Parteigrenzen hinweg bestand beim Thema Bildschirmzeit. Leider ist festzu-
stellen, dass die maximal empfohlene Bildschirmzeit nicht immer eingehalten wird, was die Kommission 
mit Besorgnis zur Kenntnis nimmt. In einigen Schulen wurde daher festgelegt, dass die persönlichen 
Geräte ab der dritten Klasse in der Schule bleiben und nicht mit nach Hause mitgenommen werden 
dürfen. Bedenken, dass Primarschüler und Primarschülerinnen aufgrund der Empfehlung zum 
1:1 Computing ab der dritten Klasse jetzt den ganzen Tag nur noch an den Computern sitzen würden, 
wurden widerlegt. Verschiedene Beispiele aus dem Schulalltag haben gezeigt, dass nach wie vor analog 
gelehrt und gelernt wird. Die Schüler und Schülerinnen sitzen bei weitem nicht den ganzen Tag an ih-
ren digitalen Geräten. Schliesslich wurde auch noch die Herausforderung bezüglich Medienerziehung 
thematisiert. Die Kommission teilt zwar die Meinung der Auftraggeberin, ist aber zum umgekehrten 
Schluss gekommen. Gerade weil zuhause häufig keine Medienerziehung gemacht wird, ist es aus Sicht 
der Kommissionsmehrheit umso mehr ein Vorteil, wenn in der Schule bereits in der dritten Klasse damit 
begonnen wird. Ob es dazu persönliche Geräte braucht, wurde wiederum in Frage gestellt. Langer Re-
de, kurzer Sinn: Die Bildungs- und Kulturkommission folgte schliesslich dem Antrag des Regierungsrats 
auf Nichterheblicherklärung mit 8:4 Stimmen bei einer Enthaltung. Entsprechend empfiehlt sie dem 
Parlament, diesem Antrag ebenfalls zu folgen. 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Bevor wir zu den Fraktionsvoten kommen, bitte ich die 
Stimmenzähler, die Wahlzettel des zweiten Wahlgangs für die Oberrichter-Wahl einzuziehen.  

Andrea Meppiel (SVP). Gerne nehme ich zu dem von mir eingereichten Auftrag Stellung. Als Erstes 
möchte ich betonen, dass ich sicherlich die Letzte bin, die sich gegen die Digitalisierung ausspricht. Auf 
keinen Fall sollte mein Auftrag so verstanden werden, dass ich die Digitalisierung an den Schulen verzö-
gern oder gar nach hinten verschieben möchte. Die Digitalisierung ist in der heutigen Zeit unabdingbar, 
schreitet mit raschen Schritten voran und erfordert vor allem in unserem Industrie- und Dienstleistungs-
kanton Solothurn ein adäquates und zeitgemässes Erlernen der Fähigkeiten bereits ab der Primarschule. 
Das ist für mich unbestritten. Aber es stellt sich die Frage nach dem Wie und dem Womit. Darf ich den 
Rat bitten, sich etwas ruhiger zu verhalten? Es ist anstrengend, wenn man etwas vorträgt. Besten Dank. 
An den Schulen unseres Kantons wird bereits seit längerem mit Tablets gearbeitet, und zwar bereits ab 
dem Kindergarten. Ich möchte an dieser Stelle gerne auch den Lehrpersonen ein grosses Kompliment 
aussprechen, denn der Einsatz dieser Geräte im Unterricht gelingt spielerisch und macht das Arbeiten 
für die Kinder interessant und abwechslungsreich. Die Art des Unterrichts gelingt aktuell mit den Klas-
sensets an den Schulen bestens. Womit ich meine grosse Mühe bekunde, ist aber, dass man bereits ab 
der dritten Klasse, sprich im Alter von rund acht Jahren, jedem Schüler und jeder Schülerin ein eigenes 
Tablet anschaffen soll, was dann als persönliches Schulmaterial genutzt wird. Das ist im IAFP des Regie-
rungsrats als Ziel niedergeschrieben. Der Regierungsrat begründet das Ziel damit, dass der Kanton Solo-
thurn eine Vorreiterrolle bei der informatischen Bildung einnimmt. Um das Ziel zu erreichen, hat der 
Regierungsrat mit Beschluss vom 1. März 2021 die Leitlinien für ein Impulsprogramm Bildung und Digi-
talisierung genehmigt. Ebenso wurde das Departement für Bildung und Kultur mit der Implementierung 
der Programmorganisation und der Umsetzung des Impulsprogramms Bildung und Digitalisierung be-
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auftragt. Für die externen Aufbau-, Netzwerk- und Umsetzungsarbeiten der neuen Programmorganisa-
tion wurde ein Budget gesprochen. Zudem wurden ein Fachrat EduTech sowie der Einbezug von weite-
ren Experten genehmigt. Auch wurde mit diesem Regierungsratsbeschluss der Personalbestand vom 
Volksschulamt um 0,5 Full Time Equivalenten (FTE) erhöht. Dieser Fachrat, mit Spezialisten und Spezialis-
tinnen aus verschiedenen Bereichen der Digitalisierung in der Bildung, der Begleitgruppe Impulspro-
gramm sowie verantwortlichen Personen des Volksschulamts haben das Impulsprogramm zusammen 
erarbeitet. Das Impulsprogramm ist auf der Plattform sonetwork zugänglich. Die Plattform kann aber 
nur von Schulleitungen, Lehrpersonen und anderen ausgewählten Personen mittels Login eingesehen 
werden. Wer dort auf dieser Plattform nachliest, kann sehen, dass die Umsetzung des Ziels, eigene Gerä-
te ab der dritten Primarschule anzuschaffen, keinesfalls nur eine Empfehlung ist. Ich zitiere den folgen-
den Satz aus diesem Papier: «Gemäss aktuellem Legislaturplan muss die 100 %-ige Umsetzung, dass alle 
Schüler und Schülerinnen von der dritten Primarschulklasse bis Ende Sekundarstufe I mit einem eigenen 
mobilen Computer nach Vorgaben der Schulstufe ausgerüstet sind, bis Ende 2024 erfolgen.» Meine 
Damen und Herren «muss zu 100 % bis Ende 2024 erfolgen». Ist das für Sie eine Empfehlung? Ich möch-
te den Regierungsrat dazu befragen, nämlich ob diese Formulierung als Weisung zu verstehen ist. Wenn 
ja, welche rechtliche Grundlage bildet dazu die Basis? Ich erlaube mir eine weitere Frage. Warum haben 
wir in der Bildungs- und Kulturkommission das äusserst interessante Dokument für die Vorbereitung 
dieses Geschäfts nicht bekommen? Wie aus der Formulierung der Kommissionssprecherin zu entnehmen 
war, hat man uns bisher gesagt, dass es sich lediglich um eine Empfehlung handeln würde. Die Schulen 
seien in der Umsetzung völlig frei und sie können diese auch erst ab der fünften Klasse vornehmen. Ich 
zitiere noch einmal: «Im aktuellen Legislaturplan muss die 100 %-ige Umsetzung, dass alle Schüler und 
Schülerinnen von der dritten Primarklasse mit einem eigenen mobilen Computer nach Vorgaben der 
Schulstufe ausgerüstet sind, bis Ende 2024 erfolgen.» Auch hier: «muss» und «100 %». Eine solche For-
mulierung übt einen grossen Druck auf die Schulträger und auf die Gemeinden aus. Nicht nur, dass bei 
der flächendeckenden Anschaffung von eigenen Geräten für alle Kinder ab der dritten Primaschulklasse 
hohe Kosten auf die Gemeinden zukommen. Es stellt sich auch die Frage, wie die Geräte unterhalten 
werden. Der Unterhalt respektive die Wartung der Geräte und der entsprechenden Software, die IT-
Security, Datenschutz etc. erfordern zusätzliche personelle Ressourcen für die Schulen. Der Kanton sub-
ventioniert zwar Lektionen zum pädagogischen IT-Support. Damit sind aber die Wartungsunterhaltskos-
ten der Geräte nicht abgedeckt. Es handelt sich um den pädagogischen Support. Die Gemeinden müssen 
somit in den Schulen zusätzliche IT-Stellen aufstocken, was zusätzlich zu den Kosten für die Anschaffung 
der Geräte als Fixkosten zu rechnen ist. Wird das nicht gemacht, haben wir bald ein grosses ökologisches 
Problem, nämlich dass viele unbenutzte Geräte in den Schulen liegen, die aufgrund des Drucks ange-
schafft wurden, aber nicht einsatzfähig sind. 
Gerne möchte ich nun noch zu den inhaltlichen Argumenten kommen, die für die Erheblicherklärung 
meines Auftrags sprechen. In der Erarbeitung meines Auftrags habe ich mir die Mühe gemacht und alle 
Empfehlungen der umliegenden Kantone im Detail studiert. Wir setzen mit diesem Ziel einen deutlich 
höheren Standard, als das in den anderen Kantonen der Fall ist. Der Kanton Aargau empfiehlt in der 
gesamten Primarschule pro zwei Lernende ein mobiles Gerät. Der Kanton Basel-Stadt empfiehlt ab der 
fünften Primarklasse die 1:1 Ausstattung der Schüler und Schülerinnen mit Geräten. Der Kanton Bern 
schreibt in seinen Empfehlungen, dass auf Primarschulstufe nicht jeder Schüler und jede Schülerin ein 
eigenes Arbeitsgerät haben muss, weil das nicht in jedem Fach benötigt wird. Klassensets seien ausrei-
chend. Ebenso setzt der Kanton Basel-Landschaft das Ziel der Minimalstandards für das 1:1 Computing 
ab der fünften Klasse. Aus meiner Sicht ist das völlig ausreichend. Die Ziele des Lehrplans 21 können mit 
Klassensets gut erreicht werden. Es gibt aufgrund dieser Lernziele keine Notwendigkeit für persönliche 
Geräte bereits ab der dritten Primarklasse. Das wurde mir von mehreren Schulleitern im persönlichen 
Gespräch so bestätigt. Ich betone es noch einmal: Es geht nicht darum, dass die Kinder erst ab der fünf-
ten Klasse mit Tablets arbeiten, sondern es geht nur darum, dass sie das vor der fünften Klasse prima mit 
Klassensets machen können. Ein weiterer wichtiger Aspekt ist für mich die Bildschirmzeit. Das wurde 
vorhin ebenfalls erwähnt. Gerade, als ich das Votum geschrieben habe, sind meine zwei Kinder mit der 
Frage zu mir gekommen, ob sie sich einen Kurzfilm ansehen dürfen. Die Kinder sind acht und zehn Jah-
re alt. Bei uns dauern die Kurzfilme zwischen 15 Minuten und 30 Minuten. Ich habe es ihnen erlaubt. 
Solche Entscheidungen wäge ich aber persönlich immer ab. Es gibt, nicht ganz unbegründet, nämlich 
Empfehlungen zur maximalen Bildschirmzeit von Kindern und Jugendlichen. Im Alter von sechs bis neun 
Jahren sollte die Zeit fünf Stunden pro Woche nicht überschreiten. Wenn die Kinder ab der dritten Pri-
marstufe bereits eigene Geräte haben, die sowohl in der Schule wie auch bei der Erledigung der Haus-
aufgaben genutzt werden, wird die empfohlene Bildschirmzeit wohl rasch überschritten sein. Ob dann 
noch zusätzlich Games oder Kurzfilme in der Freizeit drinliegen, sei dahingestellt. Anders sieht es bei 
den Zehn- bis Zwölfjährigen aus. Da liegt der empfohlene Maximalwert pro Woche bei zehn Stunden, 
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was ein 1:1 Computing mit eigenen mobilen Geräten gut ermöglicht. Da die Beschränkung der Bild-
schirmzeit auf der Tatsache basiert, dass zu viel Bildschirmzeit zu Haltungs- und Augenschäden führen 
kann sowie bei Kindern mit diagnostiziertem ADHS auch das Aufmerksamkeitsdefizit verstärken kann, 
sollte man die Überschreitung der Bildschirmzeit nicht auch noch mit der Nutzung in der Schule fördern. 
Ebenso stellen sich aus meiner Sicht grosse Herausforderungen bezüglich der Medienerziehung sowie 
Risiken bei der Mediennutzung. Die Kinder verfügen zwar häufig über eine hohe Nutzungskompetenz 
und viel Experimentierfreude, denken aber wenig über ihr Medienverhalten nach. Das birgt Risiken und 
Gefahren, da die digitalen Kompetenzen die Grundvoraussetzung für die Nutzung der Chancen und für 
die Bewältigung der Risiken von digitalen Medien sind. Im Alter von acht bis neun Jahren, also in der 
dritten Klasse, ist das noch nicht genügend ausgebildet. Des Weiteren erscheint es mir äusserst wichtig 
zu sein, dass die Kinder auch ihre feinmotorischen Fähigkeiten nutzen und ausbauen. Das gelingt selbst-
verständlich besser, wenn sie im Unterricht weniger an technischen Geräten arbeiten. Ich weiss, dass (die 
Präsidentin weisst auf das Ende der Redezeit hin) das ehrgeizige Ziel des Regierungsrats im Impulspro-
gramm so absolut formuliert bei vielen Schulen und Gemeinden für Missmut sorgt. Bekennen wir uns 
doch zur mündlich kommunizierten Freiwilligkeit und formulieren das Ziel um. Ab der fünften Klasse 
eigene Geräte, ab der dritten Klasse Klassensätze. Ich bitte meine Ratskollegen und Ratskolleginnen, 
zugunsten der Sache und nicht einfach gegen die SVP zu entscheiden. Aus meiner Sicht tun wir gut 
daran, bei solchen Themen wieder mehr auf die Sachebene zu finden und die Parteipolemik aussen vor 
zu lassen. Die SVP-Fraktion wird diesen Auftrag erheblich erklären. Ich entschuldige mich für die Zeit-
überschreitung. 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Das war fast so wie mit der Bildschirmzeit. 

Christian Ginsig (glp). Die Grünliberalen erachten IT-Technologie und Innovation im Grundsatz als Chan-
ce. Statt weiterer Restriktionen und Hürden braucht es aus Sicht der glp-Fraktion in der heutigen digita-
len Zeit vor allem klare Spielregeln im Umgang mit den digitalen Hilfsmitteln, wie wir das im Vorstoss 
gelesen haben. Das betrifft konkret auch die Tablets für die Unterrichtsgestaltung in der Unterstufe an 
den Solothurner Schulen. Was es aus unserer Sicht braucht, ist primär die Befähigung der Schulleitungen 
und Lehrpersonen, wo sie noch nicht vorhanden ist. Schulleitungen und Lehrpersonen sind im Umgang 
mit digitalen Kompetenzen in den Schulen Schlüsselpersonen, konkret auch bei der Umsetzung in den 
Solothurner Gemeinden. Das haben wir bereits gehört. Aber auch wir vertreten die Meinung, dass die 
Eltern eine wichtige Rolle spielen, haben sie doch eine Vorbildfunktion inne, insbesondere für kleinere 
Kinder. Digitale Hilfsmittel für die Recherche und für den Wissensaufbau helfen heute jungen Men-
schen. Dafür braucht es entsprechende Medienkompetenzen, um die Geräte effektiv nutzen zu können. 
Aus unserer Sicht muss das früh vermittelt werden. Wie Deutsch, Mathematik und Natur, Mensch, Ge-
sellschaft (NMG), wie der Sachkundeunterricht heute heisst, muss auch dieses Fach noch konsequenter 
vermittelt werden. Wir haben von der Kollegin der SVP-Fraktion gehört, dass das Bundesamt für Sozial-
versicherungen, das im Auftrag des Bundesrats die Medienförderung seit 2011 konsequent vorantreibt, 
für die sechs- bis neunjährigen Kinder maximal fünf Stunden Bildschirmzeit empfiehlt. Das steht im Zu-
sammenhang mit der Gehirnentwicklung und dem Schutz der Kinder. Unsere Wahrnehmung ist, dass 
der Einsatz mit fünf Stunden unproblematisch ist, wenn man das Gerät situativ als Hilfsmittel für Re-
cherchen im Unterricht einsetzt. Gespräche mit Lehrpersonen haben gezeigt, dass die Geräte in der 
Praxis nur situativ gebraucht werden. Die Schulen haben einen klaren Auftrag, nämlich Jugendliche auf 
die Gesellschaft von morgen vorzubereiten. Der Umgang mit digitalen Medien muss aus diesem Grund 
konsequent gefördert werden, damit die Kinder das Ganze letztendlich auch beherrschen lernen. Das 
gehört zum Bildungsauftrag der Schulen im Kanton Solothurn klar dazu. Das ist die Ansicht der Grünli-
beralen Fraktion. Der Auftrag von Andrea Meppiel zeigt aber auch klar den Spagat der Ängste auf, der 
zwischen Eltern und Lehrpersonen vorhanden ist, nämlich dass die Kinder nur noch am Handy hängen. 
Das haben wir vorhin schon von der Vertreterin der SVP-Fraktion gehört. Es ist bestimmt eine Entwick-
lung, die man kritisch beobachten muss. Umso wichtiger ist es, dass man die digitale Medienkompetenz 
als wichtiges Thema früh angeht und den Kindern den Umgang konsequent lehrt. So lernen sie, wie sie 
damit umgehen müssen. Selbstverständlich setzt das in der Konsequenz voraus, dass die Lehrer und 
Lehrerinnen über Aus- oder Weiterbildungen verfügen und das Thema Medienkompetenz im Unterricht 
auch qualitativ gut einbringen. Wir verstehen auch in unserer Fraktion, dass dies nicht immer einfach ist 
und gewisse Ängste auslöst. Trotzdem muss man klar festhalten, dass das Smartphone und die Tablets 
heute zum Alltag gehören. Die Uhr lässt sich nicht zurückdrehen. Es darf sicher nicht der Fall sein, dass 
private Geräte in irgendeiner Form angeschafft werden müssen. Das finanzielle Budget ist nicht bei 
allen Eltern vorhanden, um den Kauf eines teuren I-Pads zuzulassen. Persönliche Geräte sind aus diesem 
Grund sinnvoll. Wenn man heute mit Lehrern oder mit Schülern spricht, so müssen sie die Geräte unter-
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einander immer austauschen. Das ist nicht immer einfach und liesse sich so lösen. Klassensets versus 
persönliche Ausrüstung - da haben wir eine klare Meinung. Letztendlich ist das aber auf kommunaler 
Ebene zu regeln. Aus Sicht der Grünliberalen Fraktion darf aus diesem Grund kein Kind benachteiligt 
werden, wenn es um die Frage der persönlichen Ausrüstung geht. Die Befähigung im Umgang mit digi-
talen Hilfsmitteln soll zentral im Mittelpunkt stehen. Wir unterstützen daher grossmehrheitlich den 
Regierungsrat, an dieser Empfehlung für eine persönliche Ausrüstung ab der dritten Klasse festzuhalten. 

Rebekka Matter-Linder (Grüne). Auch wir von der Grünen Fraktion sind uns einig. Die schnell voran-
schreitende Digitalisierung ist für unsere Gesellschaft ein herausforderndes Thema. Der Fokus muss vor 
allem auf die Entwicklung von gesunden Medienkompetenzen der Kinder gelegt werden. Wenn Kinder 
bereits ab der dritten Klasse im Unterricht ihre eigenen Geräte benutzen können, sehen wir darin einige 
Vorteile. Damit übernehmen sie mehr Verantwortung für ihr Gerät, was die Supportstellen entlastet. 
Die Bildschirmzeit erachten wir bei einem eigenen Gerät als besser zu bewerten, das heisst, dass die 
Bildschirmzeit beim Gebrauch des eigenen Gerätes besser überwacht werden kann. Man kann auch 
Einstellungen mit einer maximalen Bildschirmzeit von fünf Stunden pro Woche an einem Gerät vorneh-
men. Wenn alle Schüler und Schülerinnen ihr eigenes Gerät haben, erweitern sich die didaktischen Mög-
lichkeiten im Unterricht. Zudem ist es für die Lehrperson zeitsparender. Die Lehrpersonen können diffe-
renziertere Aufträge erteilen und die Schüler und Schülerinnen individueller betreuen. Durch die 
Personalisierung können Schüler und Schülerinnen effizienter, produktiver und selbstständiger arbeiten 
und bauen eine gewisse emotionale Beziehung zu ihrem Gerät auf und behandeln es sorgfältiger. Punk-
to Nutzung von mobilen Geräten und Social Media ist uns die Präventionsarbeit ein grosses Anliegen. 
Der Umgang mit dem eigenen Gerät wird im Schulunterricht professionell geübt. Die Kinder werden auf 
die Gefahren im Internet aufmerksam gemacht, was auch das Verantwortungsbewusstsein der Kinder 
für ihr eigenes Handeln stärkt. Der Aufwand für die Organisation und Wartung von Poolgeräten kann 
reduziert werden. Die Eltern erhalten einen Einblick in das digitale Lernen ihrer Kinder. Zudem ist es 
wichtig, das Thema Chancengleichheit zu beachten. Mit einem persönlichen Schulgerät ist es möglich, 
allen Kindern die gleichen Grundvoraussetzungen für das digitale Lernen zu ermöglichen. Das alles sind 
für uns wichtige Gründe, um das Einsetzen von persönlichen Geräten ab der dritten Primarschulklasse zu 
unterstützen. Die Hoheit über die Einsetzung liegt bei den Schulen beziehungsweise bei den Gemein-
den. Da möchten wir gar nicht im Detail reinreden. Wir von der Grünen Fraktion begrüssen grossmehr-
heitlich den Einsatz von persönlichen Geräten ab der dritten Primarschulklasse und erachten das als 
wegweisend und sinnvoll. Dementsprechend werden wir für die Nichterheblicherklärung stimmen. 

Matthias Meier-Moreno (Die Mitte). Der uns vorliegende Auftrag, der zwar auf den ersten Blick unsin-
nig daherkommt und nur mediale Aussenwirkung hat, besitzt laut dem Regierungsrat lediglich Postu-
latscharakter - mehr jedoch nicht. Wer die Kompetenzen des Kantonsrats kennt, der weiss, dass dieser 
die Ziele der regierungsrätlichen Legislaturplanung nicht abändern kann, denn das ist Hoheitsgebiet des 
Regierungsrats. Damit ist eigentlich schon alles gesagt. Trotz aller Klarheit gab der Auftrag bei uns in 
der Fraktion dennoch inhaltlich zu diskutieren. Wird ein 1:1 Computing von allen Gemeinden gleich 
verstanden respektive die Empfehlung des Amtes auch als solche interpretiert? Oder wird es nicht eher 
als Vorschrift betrachtet, die im Schulprogramm als einer von vielen Punkten enthalten ist? Wenn das so 
ist, dann würde das 1:1 Computing, das 2017 das erste Mal im Legislaturplan aufgeführt wurde und 
auch im neuen Legislaturplan enthalten ist, falsch interpretiert. Das wiederum deutet auf eine unklare 
Definition respektive Kommunikation hin, die unbedingt verbessert werden sollte. Um es noch einmal 
klar zu sagen: Ab der dritten Klasse müssen keine persönlichen Geräte abgegeben werden. Das liegt in 
der Entscheidungskompetenz des jeweiligen Schulträgers. Trotz allem macht es für den Schulträger 
einen grossen Unterschied, ob persönliche Geräte ab der dritten oder ab der fünften Klasse abgegeben 
werden. Die Kosten für die Geräte, die Wartung, den Unterhalt, die Lizenzen usw. sind hoch. Das haben 
wir vorhin gehört. Wenn man von einer Lebensdauer dieser Geräte von fünf Jahren ausgeht, geht das 
bei beiden Varianten nicht gleich gut auf. Jedoch möchte ich auch hier den Hinweis anbringen, dass die 
Entscheidungskompetenz beim Schulträger liegt. Ein letzter, aber sehr wichtiger Punkt betrifft die Bild-
schirmzeit der Kinder, welche nicht vernachlässigbar ist. Das ist ein Thema, das man ernst nehmen muss. 
Selbstverständlich besteht ein Unterschied darin, ob man etwas in der Schule erarbeitet oder ob in der 
Freizeit nur Games gespielt werden. Trotz allem sollten bei jungen Kindern die Bildschirmzeiten nicht 
unnötig erhöht werden. Die Pro Juventute, die WHO und klicksafe.ch schreiben bei neun- bis zehnjähri-
gen Kindern eine Bildschirmzeit zwischen 60 bis 100 Minuten pro Tag vor. Dabei zählen neben den Tab-
letzeiten aus der Schule auch die Smartphone-Zeiten, die Gamekonsole und der Fernseher daheim dazu. 
Ich wage zu behaupten, dass diese Zeit von den meisten Kindern tagtäglich überschritten wird. Da die 
Kinder ihr Verhalten noch nicht selber regulieren können, sind sie darauf angewiesen, dass Erwachsene 
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sie unterstützen und ihnen als Vorbild dienen. Der Umgang mit den Geräten muss gelernt und die El-
tern müssen aufgeklärt werden. Eine Kontrolle der Nutzungsdauer sowie eine allfällige technische Be-
schränkung sind vermutlich unumgänglich. Die Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP wird den Auftrag zwar 
nicht einstimmig, aber dennoch grossmehrheitlich als nicht erheblich erklären. Wichtig sind uns der 
Hinweis auf eine inhaltliche Verbesserung bei der Kommunikation wie auch die Prävention betreffend 
die Bildschirmzeiten zum Wohle unserer Kinder. 

Silvia Fröhlicher (SP). Zuerst danke ich Andrea Meppiel für die sehr detaillierten Ausführungen zu ihrem 
Auftrag. Sie hat es sehr ernst genommen und gut abgeklärt. Das hatte auch zur Folge, dass der Auftrag 
bei uns ebenfalls Diskussionen ausgelöst hat. Der digitale Wandel ist ein dynamischer Prozess. Er geht 
weit über die Nutzung der digitalen Medien hinaus. Die Schulen sind wirklich gefordert und müssen 
daher auch immer die gesellschaftlichen Auswirkungen des Wandels aufgreifen. Sie haben die grosse 
Aufgabe, eine Durchlässigkeit zwischen online und offline, zwischen analog und digital zu pflegen. Die 
Realität hat uns aber längstens eingeholt. Daher ist es wichtig, in einem ausgewogenen Rahmen und 
altersgerecht darauf zu reagieren. Es ist auch wichtig, dass man analog und digital nicht gegeneinander 
ausspielt. Unbestritten ist, dass die Kinder heute bereits in sehr jungen Jahren mit der digitalen Welt in 
Kontakt kommen, und zwar sowohl als Nutzer als auch als Anwender. Die Schule reagiert darauf und es 
ist ganz wichtig, dass in angemessener Form reagiert werden kann und vor allem, dass auch die Eltern in 
dieser schwierigen Erziehungsaufgabe unterstützt werden können. Eine gute Kommunikation mit den 
Eltern ist daher unabdingbar und eine wichtige Stütze. Das erlebe ich persönlich ganz oft bei Elternge-
sprächen, in denen sich die Eltern beklagen und eine gewisse Hilfslosigkeit im Umgang mit diesen Gerä-
ten an den Tag legen. In der Schule aber lernen wir dies den Kindern. Dort werden die digitalen Geräte, 
die Computer, wie ein Hilfsmittel eingesetzt. Die heutigen Lehrmittel beinhalten ganz viele Übungen 
und Tools, mit denen die Schüler arbeiten können, und die nicht mehr auf Papier vorhanden sind. Daher 
ist es sehr wichtig, dass die Schüler eigene Geräte zur Verfügung haben. Hinzu kommt, dass wir in der 
fünften Klasse sehr froh sind, wenn die Schüler bereits ein eigenes Gerät besitzen, damit vertraut sind, 
Sorge dazu tragen und gewisse Vorkenntnisse mitbringen. In der fünften Klasse, das wissen Sie alle, 
geht es bereits um die Vorbereitung zum Übertritt. Dort ist es unabdingbar, dass die Kinder schon eine 
gewisse Sicherheit im Umgang mit ihrem eigenen Gerät haben. Zudem ist es ein grosser Unterschied, 
was zuhause oder in der Schule mit einem Gerät gemacht wird. In der Schule dient es als Arbeitsmittel, 
das gezielt eingesetzt werden kann. Während der Coronapandemie, als wir Fernunterricht erteilt haben, 
haben alle gemerkt, welch riesiger Vorteil es ist, wenn die Kinder die gleichen Geräte haben. Für mich 
als Klassenlehrperson war es so wesentlich einfacher, die Kinder aus der Ferne zu beschulen. Dort, wo 
die Kinder verschiedene Geräte hatten, die ihnen von den Eltern zur Verfügung gestellt werden muss-
ten, war es zum Teil sehr schwierig bis unmöglich, den Fernunterricht aufrechtzuerhalten. Konkret hiess 
das, dass die Eltern mit Taschen in die Schule kommen mussten, um Schulmaterial und Arbeitsunterla-
gen abzuholen. Ich glaube, dass es uns einleuchten sollte, dass das nicht mehr zeitgemäss ist. Kurz ge-
sagt: Alle diese Punkte haben uns dazu veranlasst, den Auftrag abzulehnen, da wir die Vorteile des 
1:1 Computings ab der dritten Klasse sehen. Die Empfehlung ist vorhanden und die Gemeinden können 
über den Zeitpunkt der Einführung entscheiden. 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Bevor ich das Wort dem Fraktionssprecher der Fraktion 
FDP.Die Liberalen erteile, möchte ich Ihnen gerne noch das Wahlresultat des zweiten Wahlgangs be-
kanntgeben.  

WG 0189/2022 

Wahl eines Oberrichters oder einer Oberrichterin für den Rest der Amtsperiode 2021-2025 

(Weiterberatung, siehe «Verhandlungen» 2023, S. 63) 

Ergebnis der Wahl 

Ausgeteilte Stimmzettel: 97 
Eingegangene Stimmzettel: 97 
Leer: 0 
Absolutes Mehr: 49 
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Stimmen haben erhalten: Barbara Blut-Kaufmann 18 Stimmen, Barbara Kofmel 42 Stimmen, Barbara 
Obrecht Steiner 37 Stimmen. 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Aufgrund der erhaltenen Stimmen sind weiterhin alle 
Damen wählbar. Es gibt nun einen dritten Wahlgang. Es zählt nach wie vor das absolute Mehr. Ich bitte 
Sie, den letzten vorhandenen Wahlzettel auszufüllen. Besten Dank. Ich erteile nun das Wort dem Frak-
tionssprecher der Fraktion FDP.Die Liberalen. Ich bitte Sie, etwas ruhiger zu sein, damit wir ihn verste-
hen, obschon er nicht eine so leise Stimme hat. 

A 0128/2022 

Auftrag Andrea Meppiel (SVP, Hofstetten-Flüh): Keine persönlichen Geräte vor der 

5. Primarklasse 

(Weiterberatung, siehe «Verhandlungen» 2023, S. 64) 

Michael Kummli (FDP). Vorab kann ich Ihnen mitteilen, dass die Fraktion FDP.Die Liberalen den Auftrag 
grossmehrheitlich ablehnen wird. Aber mir ist etwas wichtig: Wenn jemand dermassen sachlich, ruhig im 
Ton und souverän argumentiert, wie das Andrea Meppiel bei ihrem Auftrag gemacht hat, so muss man 
nachher nicht darum bitten, das Ganze auf der Sachebene zu betrachten. Das hat sie damit bereits in-
kludiert. Ich zitiere: «Die Schulträger entscheiden über die konkrete Ausstattung mit mobilen Geräten, 
die Anschaffung der Hard- und Software sowie über die Weiterbildung der Lehrpersonen. Von einer 
weiteren einheitlichen Handhabung bei den 86 Schulträgern des Kantons Solothurn sehen wir ab.» Das 
war die Antwort des Regierungsrats zur Interpellation der Fraktion Grüne vom August über das 
1:1 Computing. Aus unserer Sicht kommt nun als Zusammenfassung hinzu, wieso wir auf dieser Stufe 
den Antrag grossmehrheitlich ablehnen werden. Für uns muss jeder Schulträger und jede Gemeinde 
anhand der finanziellen Möglichkeiten selber entscheiden, ob sie das wollen und können. Das ist auch 
gegeben, wenn irgendwo eine Muss-Formulierung oder eine Kann-Formulierung steht. Im Auftragstext 
geht es nicht um die Bildschirmzeiten oder um andere pädagogische Betrachtungen, sondern es geht 
explizit um den Anschaffungszeitpunkt und um die Kosten. Aus unserer Sicht ist es für die Lehrpersonen 
einfacher und effizienter, den Unterricht zu gestalten, wenn persönliche Geräte vorhanden sind und 
keine Klassensätze reserviert und herumgeschoben werden müssen. Wir wollen als Fraktion FDP.Die 
Liberalen nicht mehr zurück. Wenn die Pandemie etwas Gutes gebracht hat, so ist es der Umstand, dass 
es mit der Digitalisierung an unseren Schulen richtig vorwärtsgegangen ist. Umgekehrt möchte wohl 
auch kein Schulträger seine persönlichen iPads zurück zu Klassensätzen definieren. Weiter sind sowohl 
der Legislaturplan wie auch der IAFP Instrumente des Regierungsrats. Das haben wir bereits so gehört. 
Das ist auch die Strategie des Regierungsrats. Ich bin doch nahe bei den Aussagen von Andrea Meppiel, 
denn wohl oder übel können wir da gar nichts beeinflussen - auf jeden Fall nicht direkt in kurzer Zeit. 
Eine Gemeinde macht keine Anschaffungen, wenn es sich um eine Empfehlung handelt. Sie tätigt die 
Anschaffungen, wenn es sinnvoll ist und die finanziellen Mittel zur Verfügung stehen. Silvia Fröhlicher 
hat gut ausgeführt, dass mittlerweile sehr viele Lehrmittel - ob man das als gut erachtet oder nicht - 
direkt an die Anwendung mit iPads gebunden sind. Zusammenfassend: Die Gemeinden und die Schul-
träger entscheiden selber, selbst bei einem «Muss» oder einem «Kann», ob in der dritten oder in der 
fünften Klasse Klassensätze abgeben werden sollen oder nicht. Die Fraktion FDP.Die Liberalen steht für 
die Weiterentwicklung und für eine zukunftsgerichtete Volksschule ein. Aus diesem Grund haben ge-
wisse Personen zwar Sympathien für das Anliegen, aber unsere Fraktion wird diesen Auftrag gross-
mehrheitlich ablehnen. 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Ich bitte die Stimmenzähler, die Wahlzettel einzusam-
meln.  

Nicole Hirt (glp). Ganz viele Personen haben hier nun viel Richtiges und Wichtiges gesagt. Ein eigenes 
Gerät hat sehr viele Vorteile. Auch ich wehre mich natürlich nicht gegen die informatische Bildung, sehe 
es aber aus anderen Gründen etwas anders. Ich komme nachher darauf zurück. Zuerst nun Folgendes: 
«Die solothurnische Volksschule entfaltet die seelischen, geistigen und körperlichen Kräfte in harmoni-
scher Weise, erzieht zu selbständigem Denken und Arbeiten und vermittelt die grundlegenden Kennt-
nisse zur Bewährung im Leben.» Das steht so im Volksschulgesetz geschrieben. Werden wir dem allem 
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gerecht, wenn wir schon so früh mit 1:1 Devices beginnen? Aus Sicht der Entwicklung des Kindes respek-
tive der Entwicklung des Kindergehirns zweifle ich daran. Das möchte ich später in meinem Votum auch 
begründen. Aber zuerst komme ich auf Folgendes zu sprechen: Immer wieder sehe ich Eltern, die sich 
darüber beklagen, dass ihre Kinder zu viel Zeit vor diesen Geräten verbringen. Schulterzuckend heisst es 
dann: «Nun, was will man da machen, es ist einfach so.» Ist das tatsächlich einfach so? Ganz viele Kinder 
haben heute schon soziale Defizite, werden oder sind depressiv und leben in ihrer virtuellen Welt. Aber 
einen geraden Satz bringen viele nicht mehr auf ein Blatt Papier. Das Lesen und Verstehen von einfa-
chen Texten bereiten vielen grosse Schwierigkeiten. Ich sehe dieser Entwicklung aus Sicht des Kindes mit 
Sorge entgegen. Insbesondere wenn man weiss, was im Gehirn passiert: Wenn man etwas von Hand 
schreibt, so ist das Welten entfernt davon, als wenn man es bloss in die Tasten haut. Der Unterricht wird 
per se nicht besser, wenn man alles digital macht. Ganz vieles geht auch verloren. Das alles hat einen 
grossen Einfluss auf das Gehirn respektive auf die Entwicklung des Gehirns der Kinder. Obwohl die Er-
kenntnisse in der Hirnforschung zu diesem Thema schon lange bekannt sind, werden sie leider immer 
noch ignoriert. Daher komme ich nun zu den Erkenntnissen der renommierten Hirnforscherin Gertraut 
Teuchert-Noodt. Ich möchte Ihnen gerne ein paar Zeilen von ihr vorlesen: «Handys, Notebooks und Tab-
lets haben in Schulen nichts zu suchen. Kinder können nur analog lernen. Nur dadurch werden die für 
die raum-zeitliche Knüpfung von Nervennetzen benötigten Synapsen im Gehirn geformt. Das muss ver-
standen werden. Und das haben übrigens auch die Medizin-Nobelpreisträger von 2014 erkannt. Digitale 
Medien übererregen das kurzzeitgedächtnisbildende System, die Belohnungsschleife und den Bereich 
der Konditionierung. Das kindliche jugendliche Gehirn kann deshalb nicht ausreifen, weil die Dopamin-
Ausschüttung für das Stammhirn blockiert wird, wenn durch das Nutzen von digitalen Medien das Be-
lohnungssystem im Gehirn der Kinder überfordert wird. Es steht dann zu wenig Dopamin für die Ausrei-
fung des Stirnhirns zur Verfügung. Das Stirnhirn und sein Arbeitsgedächtnis geraten deshalb nur in eine 
Art Notreifung. Das Stirnhirn ist erst mit 18 bis 20 Jahren voll entwickelt. Die neurologischen Auswir-
kungen zu frühen Kontakts von Kindern mit Handys und Tablets lassen sich später auch nicht reparie-
ren. Es entsteht eine verlorene Generation und es ist unverantwortlich, dass die Pädagogik bei der Digi-
talisierung voll mitzieht. Im Grunde ist das ganze Bildungssystem geschädigt, seitdem alles beschleunigt 
wird. Kinder können die Geschwindigkeit im Gehirn gar nicht vertragen. Die Pädagogik hat nicht hin-
gehört, sie hat die neurowissenschaftlichen Erkenntnisse der Hirnforschung nicht miteinbezogen, ob-
wohl es diese seit 30 Jahren gibt. Das ist ein riesiges Versäumnis. Es fängt damit an, dass Kinder Kon-
zentrations- und Lernschwierigkeiten haben, narzistisch werden und bereits im jugendlichen Alter 
depressive Zustände entwickeln. Das ist bereits Tatsache. Einzelne werden es trotz allem immer schaf-
fen, das ist klar. Aber es werden zu wenige sein, wenn die Schulen systematisch auf digitalisiertes Ler-
nen umstellen. Mit den Stammhirnfähigkeiten bewältigen wir auch Angstsyndrome und Konflikte. Jeder 
kann sich vorstellen, was es bedeutet, wenn dieser Teil des Gehirns nicht ausreifen kann.» Mit diesen 
Erkenntnissen und zum Schutz unserer Kinder werde ich dem Auftrag von Andrea Meppiel zustimmen. 

Adrian Läng (SVP). Einmal mehr werden Risiken oder negative Auswirkungen auf die Gesundheit baga-
tellisiert. Zu Recht hat unsere Fraktionskollegin Meppiel unter Punkt 5 in ihrem Vorstoss die negativen 
Auswirkungen einer zu langen Bildschirmzeit aufgelistet. Die Tatsache, dass der Regierungsrat in seiner 
Stellungnahme zu den möglichen gesundheitlichen Schäden kein Wort verliert, ist höchst bedenklich. 
Negativ ist eher, dass die Kontrolle der Nutzungsdauer schwierig ist. Das gibt der Regierungsrat wieder, 
ohne dabei weitere Ausführungen zu machen. Was ist genau negativ? Der Verlust über die Kontrolle 
oder die Nutzungsdauer? Wenn ich in die Runde schaue, sehe ich, dass einige Parlamentarier im ver-
gangenen Jahr auch am Energieforum waren. Der Hirnforscher Manfred Spitzer hat an diesem Anlass 
mit einem Referat über die gesundheitlichen Folgen der Smartphone-Nutzung im jungen Alter gewarnt. 
Eine exzessive Nutzung von elektronischen Geräten stört die Entwicklung des Gehirns. Nicole Hirt hat 
darüber bereits detaillierte Ausführungen gemacht. Ebenfalls entstehen durch die hohe Nutzungszeit 
Augenschäden, sprich Kurzsichtigkeit. Zum Veranschaulichen: In Südkorea sind mittlerweile 95 % der 
Jugendlichen kurzsichtig. In China sind es 90 %. Bei uns ist bereits jedes dritte Kind kurzsichtig, wobei 
genauere Daten weder auf kantonaler noch auf nationaler Ebene systematisch erhoben werden. Das ist 
erstaunlich, weil sonst fast alles minutiös erfasst wird. Die enorme Zunahme an Kurzsichtigen hat dazu 
geführt, dass beispielsweise China in allen Schulen ein Smartphone-Verbot eingeführt hat. Weitere Ne-
benwirkungen sind zum Beispiel Schlafstörungen, die sich dann wiederum negativ auf die Leistungsfä-
higkeit im Unterricht auswirken. Inzwischen gibt es zahlreiche Studien, die eine negative gesundheitli-
che Auswirkung aufgrund einer zu langen Bildschirmzeit aufzeigen. Die Empfehlungen sind immer die 
gleichen: Je jünger das Kind ist, desto kürzer sollte die Bildschirmzeit sein. Die informatische Bildung ist 
im Hinblick auf die zunehmende Digitalisierung und auf den Fachkräftemangel im IT-Sektor sicherlich 
wichtig. Das negiert hier im Rat niemand. Ob aber das 1:1 Computing respektive die frühe Nutzung von 
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technischen Geräten bereits ab der dritten Primarklasse nicht eher der Entwicklung des Kindes schaden, 
ist zwar nicht abschliessend erforscht, doch durch zahlreiche Studien untermauert. Ich finde es höchst 
bedenklich, dass die möglichen gesundheitlichen Schäden in diesem Plenum, aber auch seitens des Re-
gierungsrats verharmlost werden. Ich mache beliebt, diesem Auftrag zuzustimmen, weil ein ausgewo-
genes 1:1 Computing ab der fünften Klasse vollkommen ausreicht. 

Franziska Rohner (SP). Um die Debatte nicht mit irgendwelchen Studienresultaten, wie sie nun zitiert 
wurden, abzuschliessen, möchte ich darauf hinweisen, dass wir alle wissen, dass es verschiedenste Stu-
dienuntersuchungen gibt. Man muss gut hinschauen, um zu sehen, wie objektiv das gemacht wurde und 
ob man es tatsächlich 1:1 so aufnehmen kann. Für mich stellt sich nicht die Frage, ob die Computer- oder 
die Tabletzeit schädlich ist für die Kinder. Ich glaube das, auch ohne dass ich jede Studie darüber gele-
sen habe. Es ist eine Tatsache, dass in unserer Welt die Kinder auch auf die Arbeitswelt vorbereitet wer-
den. Ich möchte gerne die Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen, wie Sie und ich, fragen, ob man eine 16-
jährige Person möchte, die in den Betrieb kommt und keinen Computer bedienen kann. Sie wären ge-
mäss der von Nicole Hirt zitierten Studie dafür immer noch zu jung. Es geht doch auch darum, dass die 
Kinder in der Schule unter Aufsicht lernen, wie man ein Gerät sorgfältig behandelt. Sie lernen, wie man 
Sorge zum Gerät hat und hinstehen muss, wenn man es kaputt macht oder wenn es kaputt geht. Weiter 
werden die Kinder dort sorgfältig eingeführt und sie lernen, wie man mit dem Gerät umgeht. Daher bin 
ich der Meinung, dass es Sinn macht, wenn man bereits ab der dritten Klasse ein eigenes Tablet hat. Es 
muss kein iPad sein, es kann ein Tablet sein, damit alle in der Klasse dasselbe Gerät haben und die Schu-
le für den Support sorgt. So können wir gewährleisten, dass alle Kinder einen Zugang haben und nicht 
nur diejenigen, die aus einem reicheren Elternhaus kommen, wo man sich das leisten kann und sie es 
dann unkontrolliert oder wenig kontrolliert brauchen können. Daher ist eine sorgfältige Einführung in 
der Schule besser als ein Jekami. Ein solches führt genau zu diesen Folgeschäden. 

Andrea Meppiel (SVP). Ich möchte gerne kurz auf das Votum von Franziska Rohner eingehen. Selbstver-
ständlich bin ich nicht gegen die Digitalisierung. Das habe ich am Anfang meines Votums auch betont. 
Es ist mir durchaus bewusst, dass wir im Kanton Solothurn unsere Schüler und Schülerinnen auf die digi-
tale Arbeitswelt vorbereiten müssen. Das ist aus meiner Sicht überhaupt kein Problem, wenn man das 
1:1 Computing ab der fünften Klasse einführt. Ab der dritten Klasse kann selbstverständlich mit Klassen-
sets gearbeitet werden. Wie ich auch in meinem Votum betont habe - das kenne ich aus dem Alltag 
meiner Kinder, die seit längerem in der Schule sind - werden Tablets bereits im Kindergarten eingesetzt. 
Das ist völlig in Ordnung und mittelfristig eine gute Vorbereitung. Dort startet man nämlich mit der 
Medienerziehung. Das läuft alles und ist korrekt. Es geht einzig und allein um den Startpunkt des eige-
nen Gerätes. Der ist für mich ganz klar ab der fünften Klasse angezeigt. 

Edgar Kupper (Die Mitte). Ich beziehe mich auf das Votum von Franziska Rohner. Die Frage ist nicht, ob 
die 16-Jährigen IT-Kenntnisse haben sollen oder nicht. Es ist sehr wichtig, dass die jungen Menschen 
über genügende IT-Kenntnisse verfügen. Das ist sehr wichtig im Beruf, aber auch für das Privatleben. 
Hier geht es nun aber darum, ob man die 1:1 Ausrüstung schon ab der dritten oder erst ab der fünften 
Klasse vornimmt. Das ist hier die Frage. Von mir aus gesehen ist die fachliche Sicht ebenfalls sehr wich-
tig. Fachlich habe ich mich mit unserer Schulleiterin und mit den Lehrern in unserer Gemeinde ausge-
tauscht. Sie wollen es schlichtweg so nicht. Das Klassenset reicht ihnen auf dieser Stufe. Fachlich erach-
ten sie es als nicht richtig, dass die Geräte immer zur Verfügung stehen müssen. Man soll sie dann 
einsetzen, wenn man sie braucht. Andererseits ist für mich auch noch nicht durchwegs geklärt, ob es 
sich bei dem, was im Legislaturplan aufgeführt ist, tatsächlich um eine Pflicht handelt und wie das auf-
gestellt ist. Wird es für die Gemeinden irgendeinmal oder in Kürze eine Pflicht sein? So gesehen, spreche 
ich mich für die Erheblicherklärung des Auftrags aus. Hier im Rat wurden die Finanzen wenig genannt. 
Es gibt in Bezug auf die finanziellen Möglichkeiten grosse Unterschiede zwischen den Gemeinden. Die 
finanziellen Verpflichtungen für die Schulen steigen im Gemeindebudget rasant an und das ist nicht für 
alle Gemeinden so einfach zu bewerkstelligen. Aus diesem Grund stimme ich dem Auftrag zu. 

Remo Ankli (Vorsteher des Departements für Bildung und Kultur). Zu Beginn möchte ich erwähnen, dass 
die Debatte sehr interessant war. Schon die Diskussionen in der Bildungs- und Kulturkommission waren 
sehr interessant. Wenn ich mich zu unserer Stellungnahme äussere, möchte ich damit nicht sagen, dass 
wir irgendwelche Probleme und Herausforderungen, die es in diesem Zusammenhang geben könnte, 
verleugnen oder schönreden möchten. Es handelt sich hier um eine herausfordernde Situation grund-
sätzlicher Art. Zu Beginn möchte ich erläutern, was uns im Ganzen leitet. Dazu zitiere ich gerne, weil das 
bereits gemacht wurde, noch einmal das Volksschulgesetz. In der Volksschule haben wir die Aufgabe, 
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den Kindern die grundlegenden Kenntnisse zur Bewährung im Leben zu vermitteln. Das ist selbstver-
ständlich sehr allgemein formuliert. Wir alle wissen, was die Digitalisierung in den letzten Jahren - bald 
schon in den letzten Jahrzehnten - bewirkt hat und welche Veränderungen und Anpassungen das zur 
Folge hat. Darauf muss die Schule reagieren. Als Stichwort wurde die digitale Arbeitswelt genannt. Um 
das alles einzubetten, gehe ich kurz auf die Anfänge ein. Seit 2008 gibt es ein ICT-Konzept für die Solo-
thurner Schulen. Man hat daraufhin ein Gefäss geschaffen. Wir waren einer der einzigen Kantone in der 
Schweiz, der in der Stundentafel ein Gefäss für das Fach geschaffen hat. Damit konnte man das Ganze 
in der Stundentafel abbilden und ihm entsprechend Raum und Platz verschaffen. Im Jahr 2015, ich war 
damals bereits im Amt, habe ich die Regelstandards mit einer Weisung eingeführt. Dabei ging es um 
den Inhalt des Unterrichts und die Weisung ist seitdem gültig. Gleichzeitig hat das Papier mit den Regel-
standards auch Empfehlungen zum 1:1 Computing enthalten. Ich möchte betonen, dass es sich dabei um 
Empfehlungen handelt. Eingeflossen ist dann alles in den Legislaturplan ab 2017 und laufend immer 
wieder in den IAFP. Wir nehmen dazu Stellung und nennen das 1:1 Computing - um es in englischer 
Sprache zu sagen, man könnte auch von einem einzelnen Gerät für jede Schülerin und für jeden Schüler 
ab der dritten Klasse sprechen - als unser Ziel. Es ist unser Ziel und es ist eine Empfehlung. Das möchte 
ich gerne auch Andrea Meppiel sagen. Ich öffne an dieser Stelle eine Klammer. Andrea Meppiel hat ein 
Papier zitiert. Nach wie vor ist die Weisung, die ich im Mai 2015 unterschrieben habe, gültig. Seither 
habe ich keine neuen Weisungen unterschrieben. Es sei denn, dass man mir etwas zur Unterschrift hin-
gelegt hätte, das ich nicht bemerkt habe. Davon gehe ich jedoch nicht aus. In der Zwischenzeit habe ich 
das Papier noch einmal gelesen. Es geht dort um die von Andrea Meppiel zitierten Profilschulen. Die 
Schulen können sich freiwillig melden, um im Bereich ICT eine Art Vorbildfunktion für die anderen Schu-
len einzunehmen. Dabei handelt es sich wie erwähnt um die Profilschulen. Das Papier enthält den von 
mir aus gesehen etwas unglücklich formulierten Satz mit dem «muss», wie das von Andrea Meppiel 
mehrfach zitiert wurde. Es heisst: «....nach dem Legislaturplan muss....». Selbstverständlich muss eine 
Schule den Legislaturplan nicht umsetzen, sondern eine Schule muss das machen, was als Weisung von 
mir oder vom Volksschulamt kommt. Eine solche Weisung müsste ich unterschreiben. Das ist hier aber 
nicht der Fall. Ich bin der Meinung, dass man an dieser Stelle durchaus den Verband Solothurner Ein-
wohnergemeinden (VSEG) und sein Papier zu diesem Vorstoss zitieren dürfte. Dort steht geschrieben, 
dass die Gemeinden für die Umsetzung dieser Strategie zuständig sind. Es sei die Strategie der Gemein-
den und der VSEG würde diese unterstützen. Es ist dort auch erwähnt, dass sie den grössten Teil der 
Kosten tragen. Das ist absolut richtig. Ich bin froh um die Stellungnahme des VSEG und kann sie in die-
sem Sinn nur unterstreichen. Gerne möchte ich noch einen Blick in andere Kantone werfen. Das scheint 
mir nicht ganz unwesentlich zu sein und es wurde auch schon gemacht. Damit möchte ich anschaulich 
machen, ob es mehr bringt, wenn einer unserer Nachbarkantone in seinen Empfehlungen einfach 
schreibt, dass man die 1:1 Geräteausstattung zumindest ab den fünften und sechsten Klassen realisieren 
soll. Ob das nun mehr bringt als die Empfehlung, wie wir sie formulieren? Wir machen eine klare Aussa-
ge, nämlich dass wir der Meinung sind, dies ab der dritten Klasse zu machen. Das ist unsere Empfehlung. 
Wenn man die Formulierung «zumindest ab» verwendet, so macht es von mir aus gesehen keinen gros-
sen Unterschied. Der Kanton Luzern macht es genau gleich. Er ist zwar kein Nachbarkanton, aber ist 
doch ein Kanton mit einer gewissen Grösse und wir können ihn durchaus als Vorbild nehmen. Wir könn-
ten an dieser Stelle die verschiedenen Kantone durchgehen, aber ich möchte damit nur sagen, dass wir 
nicht alleine unterwegs sind. Wir geben eine klare Empfehlung ab und ich bin der Ansicht, dass das 
unsere Aufgabe als Aufsichtsbehörde der Volksschule ist. Damit wissen die Gemeinden, wie die Empfeh-
lungen der Aufsichtsbehörde lauten, wenn sie Investitionen tätigen. Ich bin der Meinung, dass hier eine 
gewisse Klarheit verlangt ist, vor allem in diesem wichtigen Bereich, über den wir sprechen. Es war mir 
wichtig, dies zu unterstreichen. Nun komme ich zur Kommunikation, die von Matthias Meier-Moreno 
angesprochen wurde. Ich habe das nun deutlich gemacht. Das Papier, das Andrea Meppiel angespro-
chen hat, werden wir anpassen und eine korrekte Formulierung verwenden. Ich bin der Meinung, dass 
der Legislaturplan für uns gilt und unser Ziel ist. Danach richten wir uns aus. Was gilt, ist klar in den 
Weisungen enthalten. Es handelt sich um Empfehlungen. Es sind unsere Empfehlungen aufgrund lang-
jähriger Erfahrungen in diesem Bereich, denn wir sind schon lange unterwegs. Ich bin überzeugt, dass 
wir in die richtige Richtung gehen. Wir können uns von diesem Wandel im Bereich der Digitalisierung, 
der alle Lebens- und Arbeitsbereiche betrifft, nicht ausnehmen. Zum Schluss möchte ich einmal mehr 
aufnehmen, was von Andrea Meppiel in Bezug auf die Komplimente erwähnt wurde. Ich möchte mich 
diesen gerne anschliessen und mache den Lehrerinnen und Lehrern ein Kompliment. Das haben wir 
gestern auch bei der Professionalität im Bereich der politischen Neutralität gemacht. Ich bin überzeugt, 
dass die Lehrer und Lehrerinnen das sehr gut machen. Gerne mache ich es heute in diesem Bereich auch. 
Aber ich mache solche Komplimente auch den Gemeinden, die die Investitionen tätigen müssen. Sie 
müssen grosse finanzielle Aufwände leisten. Ich möchte ihnen an dieser Stelle ein Kompliment ausspre-
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chen, dass sie das auch machen und in diese Richtung gehen. Ich bin überzeugt, dass wir das richtig 
machen und dass unser Ziel das richtige ist. Aus diesem Grund mache ich beliebt, dass man den Auftrag 
nun leider doch ablehnt. 
  
Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 12] 
 
Für Erheblicherklärung 33 Stimmen 
Dagegen 59 Stimmen 
Enthaltungen 4 Stimmen 

WG 0189/2022 

Wahl eines Oberrichters oder einer Oberrichterin für den Rest der Amtsperiode 2021-2025 

(Weiterberatung, siehe «Verhandlungen» 2023, S. 71) 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Ich komme nun zur Verlesung der Resultate des dritten 
Wahlgangs. 

Ergebnis der Wahl 

Ausgeteilte Stimmzettel: 97 
Eingegangene Stimmzettel: 95 
Leer: 0 
Absolutes Mehr: 48 
 
Stimmen haben erhalten: Barbara Blut-Kaufmann 6 Stimmen, Barbara Kofmel 53 Stimmen, Barbara 
Obrecht Steiner 36 Stimmen. 
 
Gewählt wird mit 53 Stimmen: Barbara Kofmel 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Gewählt ist folglich Barbara Kofmel und ich gratuliere ihr 
herzlich zur Wahl (Beifall im Saal). Weil wir so gut im Wählen sind, rufe ich zu den Geschäften 18 und 
19 auf. Die beiden Geschäfte erledigen wir gemeinsam, damit das Wahlbüro effizient vorwärtskommen 
kann. 

WG 0113/2022 

Wahl von 2 Ersatzrichtern/Ersatzrichterinnen für das Obergericht für den Rest der Amtsperio-

de 2021-2025 

Es liegt vor: 

a) Antrag der Justizkommission vom 8. Dezember 2022: 
Für die Wahl von zwei Ersatzrichtern/Ersatzrichterinnen für das Obergericht werden folgende Kandidie-
rende vorgeschlagen: 
• Dr. Philipp Dannacher, Rechtsanwalt, Jurist Rechtsdienst 
• Laffranchi-Reimann Carmen Andrea, Oberstaatsanwältin 
• Lüthi Karin, Gerichtsschreiberin 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Es liegt die Erklärung von Dr. Philipp Dannacher vom 
23. Januar 2023 betreffend Rückzug seiner Kandidatur vor. Weitere Kandidierende stehen nicht zur 
Verfügung oder sie haben ihre Kandidatur zurückgezogen. Ich bitte Sie, für diese Wahl den orangefar-
benen Wahlzettel auszufüllen. 
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WG 0111/2022 

Wahl eines Ersatzrichters oder einer Ersatzrichterin für das Verwaltungsgericht für den Rest 

der Amtsperiode 2021-2025 

Es liegt vor: 

a) Antrag der Justizkommission vom 8. Dezember 2022: 
Für die Wahl eines Ersatzrichters oder einer Ersatzrichterin für das Verwaltungsgericht werden folgende 
Kandidierende vorgeschlagen: 
• Dr. Philipp Dannacher, Rechtsanwalt, Jurist Rechtsdienst 
• Lino Etter, Rechtsanwalt 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Hierzu liegt ebenfalls die Erklärung von Dr. Philipp Dan-
nacher vom 23. Januar 2023 betreffend Rückzug seiner Kandidatur vor. Folglich steht Lino Etter zur 
Wahl. Darf ich Sie um etwas Ruhe bitten? Weitere Kandidierende stehen auch hier nicht zur Wahl res-
pektive haben die Kandidatur zurückgezogen. Für diesen Wahlgang bitte ich Sie, den intensivblauen 
Wahlzettel zu benutzen. 

I 0206/2022 

Interpellation André Wyss (EVP, Rohr): Bekämpfung von Menschenhandel und Arbeitsausbeu-

tung 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Interpellation vom 9. November 2022 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats 
vom 12. Dezember 2022: 
 
1. Vorstosstext. In den letzten Wochen war das Thema Menschenhandel wieder vermehrt in der Presse. 
Auslöser war unter anderem ein Bericht des Schweizerischen Kompetenzzentrums für Menschenrechte 
(SKMR) vom Juli 2022 (Bekämpfung von Menschenhandel im kantonalen Kontext). Dem Kanton Solo-
thurn stellt der Bericht im Vergleich mit den anderen Kantonen alles in allem ein gutes Zeugnis aus. 
Jedoch ist anzunehmen, dass die Dunkelziffer (auch im Kanton Solothurn) hoch ist. So hat der Regie-
rungsrat im Rahmen der Interpellation I 0208/2019 «Loverboy-Problematik» am 3. Dezember 2019 unter 
anderem folgende Aussage gemacht: «Der personelle Ressourceneinsatz solcher Verfahren ist hoch. 
Dementsprechend müssen Prioritäten gesetzt und die Bearbeitung anderer Fälle muss teilweise aufge-
schoben werden.» Beim Menschenhandel ist das verursachte persönliche Leid enorm, der volkswirt-
schaftliche Schaden gross. Die Corona-Jahre und die aktuelle wirtschaftliche Lage haben die Situation 
für Opfer von Menschenhandel zudem wohl noch komplexer und prekärer gemacht. Aufgrund der an-
genommenen Dunkelziffer und wenigen Verurteilungen ist die Schweiz im Bereich Menschenhandel 
und Arbeitsausbeutung ein Low-Risk-Geschäft. Für eine effektive und konsequente Strafverfolgung und 
damit für eine wirksame Abschreckung braucht es genügend finanzielle, personelle, materielle, fachli-
che und technische Ressourcen. Im Rahmen des neuen Globalbudgets «Polizei Kanton Solothurn 
(2021 bis 2023)» wurden diesbezüglich ein erster Schritt getan und die Ressourcen erhöht. Auf schweize-
rischer Ebene ist die Fachstelle Frauenhandel und Frauenmigration (FIZ) eine Fachstelle, welche sich 
kompetent mit dem Thema auseinandersetzt und wichtige Dienstleistungen anbietet. Gemäss den mir 
vorliegenden Informationen wurde von Seiten des Kantons Solothurn jedoch die per Ende 2021 ausge-
laufene Kooperationsvereinbarung mit der Fachstelle FIZ nicht mehr erneuert. 
Die Regierung wird gebeten, die folgenden Fragen zu beantworten: 
1. Wie viele Fälle von Menschenhandel und Arbeitsausbeutung wurden zwischen 2010 und 2021 im 

Kanton Solothurn registriert (mit Aufschlüsselung auf die Bereiche) und wie hoch schätzt der Regie-
rungsrat die Dunkelziffer?  

2. Wie beurteilt die Regierung die Situation im Bereich Menschenhandel im Kanton Solothurn? Welche 
Erkenntnisse nimmt die Regierung aus dem erwähnten Bericht für Solothurn auf? 
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3. Was hat der Regierungsrat in den letzten Jahren unternommen, um Menschenhandel und Arbeits-
ausbeutung im Kanton Solothurn zu bekämpfen? Wie erfolgreich stuft er seine Bemühungen ein? 

4. Ist die Regierung der Ansicht, dass Opfer von Menschenhandel in Solothurn auf allen Ebenen gut 
beraten, betreut, begleitet und untergebracht sind? Wenn nein, welcher Handlungsbedarf besteht? 

5. Kann sich der Regierungsrat vorstellen, für eine konsequentere Strafverfolgung von Menschenhan-
del und Arbeitsausbeutung die Ressourcen weiter auszubauen? Wenn ja, in welchem Bereich wäre 
dies nötig/sinnvoll? 

6. Weshalb wurde mit der FIZ kein neuer Kooperationsvertrag abgeschlossen? Welche Vor- bzw. Nach-
teile ergeben sich daraus? 

2. Begründung. Im Vorstosstext enthalten. 
3. Stellungnahme des Regierungsrates 
3.1 Vorbemerkung. Erst seit 2020 und in Umsetzung des «Nationalen Aktionsplanes gegen Menschen-
handel 2017-2020» (NAP) nimmt das Bundesamt für Statistik (BFS) in der Polizeilichen Kriminalstatistik 
(PKS) innerhalb des Straftatbestandes Menschenhandel gem. Art. 182 des Schweizerischen Strafgesetz-
buches (StGB; SR 311.0) die Unterscheidung nach Art der Ausbeutung vor. Unterschieden wird zwischen 
sexueller Ausbeutung, Ausbeutung der Arbeitskraft, Entnahme von Körperorganen und «unbekannten» 
Ausbeutungsarten. 
3.2 Zu den Fragen 
3.2.1 Zu Frage 1: Wie viele Fälle von Menschenhandel und Arbeitsausbeutung wurden zwischen 
2010 und 2021 im Kanton Solothurn registriert (mit Aufschlüsselung auf die Bereiche) und wie hoch 
schätzt der Regierungsrat die Dunkelziffer? 
Anzahl registrierter Fälle von Menschenhandel (Art. 182 StGB) im Kanton Solothurn in den Jahren 2010-
2021 gemäss PKS: 
 
Jahr Anzahl 

Fälle 
Unaufgeklärt/ 
Aufgeklärt 

Sexuelle 
Ausbeutung 

Ausbeutung 
der Arbeits-
kraft 

Entnahme  
von Körper-
organen 

Unbekannte 
Ausbeutungsart 

2010 1 aufgeklärt     
2011 0 -     
2012 2 aufgeklärt     
2013 2 aufgeklärt     
2014 3 aufgeklärt     
2015 3 aufgeklärt     
2016 50 aufgeklärt     
2017 18 aufgeklärt     
2018 13 aufgeklärt     
2019 1 aufgeklärt     
2020 2 aufgeklärt 1 1 - - 
2021 2 aufgeklärt 2 -  - - 
 
Bei der PKS handelt es sich um eine Anzeigestatistik. Sie verzeichnet nur die bekannt gewordenen Delik-
te, welche bei der Polizei angezeigt wurden oder welche die Polizei im Rahmen ihrer Tätigkeiten selbst-
ständig zur Anzeige gebracht hat. Die PKS bildet demnach nur das Hellfeld der Kriminalität ab. 
Aus der Anzahl registrierter Fälle darf deshalb nicht unbesehen auf die tatsächliche Kriminalitätslage 
geschlossen werden. Die Gründe, die zu einer Zu- oder Abnahme von Anzeigen führen, sind vielseitig. 
Einerseits spielt das Anzeigeverhalten eine grosse Rolle, das je nach Deliktsart unterschiedlich stark aus-
geprägt ist. Andererseits hängt die Anzahl registrierter Fälle gerade in diesem Deliktsbereich wesentlich 
von der jeweiligen polizeilichen Schwerpunktsetzung ab. Unternimmt die Polizei bewusst grosse An-
strengungen und stellt sie die dazu erforderlichen Ressourcen bereit, nimmt die Anzahl der selbststän-
dig zur Anzeige gebrachten Straftaten entsprechend zu (sog. Kontrollkriminalität). Der kausale Zusam-
menhang zwischen der schwerpunktmässigen Bekämpfung von Menschenhandel und der Anzahl 
registrierter Fälle zeigt sich exemplarisch in der für die Jahre 2016-2018 ausgewiesenen Anzahl Fälle, vgl. 
Ziff. 3.2.3. Lassen die vorhandenen Ressourcen in den Folgejahren keine Schwerpunktsetzung zu, nimmt 
die Anzahl registrierter Fälle entsprechend ab. Ausserdem erstatten Opfer von Menschenhandel aus 
verschiedenen Gründen selten Anzeige. Sie sind abhängig von der Täterschaft und fürchten sich vor 
Repressalien. Sie sind meist sozial isoliert und kennen ihre Rechte nicht. Zudem können sie auf ihre ein-
zige Einkommensquelle nicht verzichten. Aus diesen Gründen dürfte die Dunkelziffer – die der Polizei 
nicht bekannte Kriminalität – beim Menschenhandel hoch sein. 
3.2.2 Zu Frage 2: Wie beurteilt die Regierung die Situation im Bereich Menschenhandel im Kanton Solo-
thurn? Welche Erkenntnisse nimmt die Regierung aus dem erwähnten Bericht für Solothurn auf? Der 
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Bericht «Bekämpfung von Menschenhandel im kantonalen Kontext» des Schweizerischen Kompetenz-
zentrums für Menschenrechte (SKMR) vom Juli 2022 (nachfolgend Bericht) nimmt anhand von fünf Fak-
toren für jeden Kanton eine spezifische Risikoanalyse vor. Für den Kanton Solothurn geht der Bericht 
für die zwei hauptsächlichen Formen von Menschenhandel (zwecks sexueller Ausbeutung und zwecks 
Arbeitsausbeutung) von einem mittleren Risiko aus (Bericht S. 34). Die Bemühungen der einzelnen Kan-
tone zur Bekämpfung von Menschenhandel untersucht der Bericht auf zweifache Weise: Geprüft wer-
den einerseits die institutionellen Vorkehrungen («Dispositiv») eines Kantons im Hinblick auf die vier 
Kernaspekte Prävention, Strafverfolgung, Opferunterstützung und Zusammenarbeit gemäss dem «Nati-
onalen Aktionsplan gegen Menschenhandel 2017-2020» (NAP). Als «Umsetzung» wird andererseits die 
Anzahl aufgedeckter Fälle gemäss PKS des jeweiligen Kantons berücksichtigt. Aus der Gegenüberstel-
lung der spezifischen Risikolage eines Kantons zu seinen Bekämpfungsbemühungen hinsichtlich Disposi-
tiv und Umsetzung ergibt sich ein Quotient, der eine Aussage zur Verhältnismässigkeit der Bemühungen 
ermöglicht. Der für den Kanton Solothurn errechnete Quotient zeigt, dass «die zur Bekämpfung ergrif-
fenen Massnahmen im Einklang mit dem geschätzten Risiko stehen». Der Bericht bescheinigt dem Kan-
ton Solothurn demnach ein gutes Zeugnis. Er gehöre zu den Kantonen «mit einem relativ breit aufge-
stellten Dispositiv und einer offensichtlich regen Umsetzung, was sich in einer hohen Zahl generierter 
Fälle (proportional zur Bevölkerung) ausdrückt» (Bericht S. 66). Der Kanton werde seinem mittleren 
Risiko durch seine Bekämpfungsbemühungen gerecht (Bericht S. 68/69). Neben zwei anderen Kantonen 
engagiere sich Solothurn besonders stark in der Bekämpfung von Menschenhandel. Die Aufdeckung 
und Verfolgung eines substanziellen Volumens von Menschenhandelsfällen belege die effektive Umset-
zung des institutionellen Dispositivs, namentlich des Kooperationsmechanismus (Bericht S. 70). Die im 
Bericht vorgenommene Einschätzung der kantonalen Risikolage deckt sich mit unserer Beurteilung. Der 
Bericht anerkennt das seit langem vorhandene, umfassende Dispositiv und dessen konsequente Umset-
zung. Er macht deutlich, dass die Bemühungen -  wenn vorhanden - wirksam sind, um den Menschen-
handel in enger Zusammenarbeit aller involvierter Behörden und Institutionen zu bekämpfen. Der Be-
richt bestärkt uns, den Kampf gegen Menschhandel weiterhin engagiert fortzuführen. 
3.2.3 Zu Frage 3: Was hat der Regierungsrat in den letzten Jahren unternommen, um Menschenhandel 
und Arbeitsausbeutung im Kanton Solothurn zu bekämpfen? Wie erfolgreich stuft er seine Bemühun-
gen ein? Bei Polizei und Staatsanwaltschaft hat die Bekämpfung des Menschenhandels seit Jahren einen 
hohen Stellenwert. Die Umsetzung des NAP wurde 2021 umfassend evaluiert. Die an die Polizei gerich-
teten Zielsetzungen wurden gemäss Evaluation erfüllt. Einzelne Empfehlungen hat der Kanton Solo-
thurn sogar vorweggenommen. Die Kooperationsmechanismen (Runder Tisch) sind institutionalisiert 
und etabliert. Die Strafverfolgungsbehörden (Polizei und Staatsanwaltschaft), das Migrationsamt 
(MISA), das Amt für Gesellschaft und Soziales (AGS) und die spezialisierten Opferschutzorganisationen 
arbeiten reibungslos zusammen, siehe auch Ziffer 3.2.4. Die Bemühungen stufen wir als erfolgreich ein, 
der Bericht bestätigt dies. Die Vergangenheit zeigt eindrücklich, dass die Solothurner Behörden nicht 
davor zurückschrecken, grosse und sehr aufwändige Verfahren zu führen: Von Oktober 2014 bis Mai 
2016 fand die grösste jemals in der Schweiz durchgeführte koordinierte Aktion gegen Menschenhandel 
statt. Polizeikorps von sechs Kantone waren beteiligt, der Polizei Kanton Solothurn kam dabei eine 
Schlüsselrolle zu. Während acht Monaten waren sieben Polizistinnen und Polizisten ausschliesslich mit 
den Ermittlungen gegen insgesamt zehn im Kanton ansässige Bordellbetreibende wegen Menschen-
handels, Förderung der Prostitution und Drogenhandels beschäftigt. An den Anhaltungen und Haus-
durchsuchungen waren teilweise bis zu 70 uniformierte Polizistinnen und Polizisten gleichzeitig betei-
ligt, unterstützt durch weitere, auch ausserkantonale Spezialkräfte. Insgesamt fünf Mitarbeitende der 
Staatsanwaltschaft hatten die Verfahrensleitung inne. 12 Opfer wurden der Fachstelle Frauenhandel 
und Frauenmigration (FIZ) zugeführt, 30 weitere Opfer identifiziert. Dessen ungeachtet müssten die 
Strafverfolgungsbehörden im Bereich der Kontrollkriminalität (Menschen- und Drogenhandel) noch 
mehr leisten (vgl. Ziff. 3.2.1). Vorliegend zeigt sich in der Tabelle in Ziffer 3.2.1 eindrücklich, dass für 
eine generelle und permanente Bekämpfung des Menschenhandels die Ressourcen nicht vorhanden 
sind. Dabei geht es sowohl um die sexuelle Ausbeutung, wie auch zum Zweck der Ausbeutung als Ar-
beitskraft. Denn auch bei dieser Ausbeutungsart ist von einer hohen Dunkelziffer auszugehen. Insofern 
machen wir einen Handlungsbedarf im Bereich Menschenhandel aus, allein es bedarf dazu der nötigen 
Ressourcen. 
3.2.4 Zu Frage 4: Ist die Regierung der Ansicht, dass Opfer von Menschenhandel in Solothurn auf allen 
Ebenen gut beraten, betreut, begleitet und untergebracht sind? Wenn nein, welcher Handlungsbedarf 
besteht? Ein im Kanton Solothurn ausgebeutetes Opfer von Menschenhandel wird in den ersten sechs 
Monaten in der Regel in eine Schutzunterkunft der FIZ und seit 2015 alternativ in das Schutzhaus der 
Trafficked Victim Unit (Trafficking.ch) aufgenommen. Beide spezialisierten Institutionen bieten die not-
wendige Beratung und umfassende Betreuung an. Bestehen keine besonderen Schutzgründe, weist die 
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zuständige Sozialregion den Opfern anschliessend eine bedarfsgerechte Unterkunft in einer Gemeinde 
zu. Auch dort werden die Opfer weiterhin durch eine spezialisierte Stelle opferhilferechtlich beraten, 
unterstützt und auf Wunsch zu Verfahrenshandlungen begleitet. Die Zuständigkeit zwischen Opferhilfe 
und Sozialregionen ist geklärt und funktioniert gut. Im Bereich der Beratungs-, Betreuungs- und Beglei-
tungsleistungen der beiden spezialisierten Institutionen sowie bei der Unterbringung der Menschen, die 
im Kanton Solothurn Opfer von Menschenhandel wurden, besteht kein Handlungsbedarf. 
3.2.5 Zu Frage 5: Kann sich der Regierungsrat vorstellen, für eine konsequentere Strafverfolgung von 
Menschenhandel und Arbeitsausbeutung die Ressourcen weiter auszubauen? Wenn ja, in welchem Be-
reich wäre dies nötig/sinnvoll? Menschenhandel stellt die Strafverfolgungsbehörden vor deliktsspezifi-
sche Herausforderungen, denn er findet im Verborgenen statt und die Opfer erstatten kaum je eine 
Anzeige, vgl. Ziff. 3.2.1. Die Straftat muss somit erst erkannt und Opfer identifiziert werden, bevor 
überhaupt ein Strafverfahren eingeleitet werden kann. Anschliessend sind umfangreiche Ermittlungen 
zu führen. Konsequente Polizeikontrollen und die Durchführung von Strafverfahren alleine reichen zur 
erfolgreichen Bekämpfung von Menschenhandel allerdings nicht aus. Zur Erkennung von Verdachtsfäl-
len sind vielmehr regelmässige Kontrollen durch die jeweils zuständige Behörde in denjenigen Branchen 
nötig, die typischerweise von Menschenhandel betroffenen sind. § 28 des Wirtschafts- und Arbeitsgeset-
zes (WAG; BGS 940.11) verlangt von Personen, die Räumlichkeiten für die Ausübung der Sexarbeit zur 
Verfügung stellen oder die Vermittlungstätigkeiten vornehmen, eine entsprechende Bewilligung. Den 
Bewilligungsinhabern werden verschiedene Pflichten auferlegt, u.a. die Duldungspflicht von Kontrollen. 
Zumindest in diesen bewilligten Betrieben findet die Sexarbeit somit nicht in abgeschotteten Räumlich-
keiten satt. Das Risiko, Opfer von Menschenhandel zu werden, dürfte dadurch kleiner sein. Auch Wirt-
schaftsbereiche, in denen das Risiko für Menschenhandel zwecks Arbeitsausbeutung erfahrungsgemäss 
hoch ist, sind regelmässig zu kontrollieren. Dazu gehören das Baugewerbe, die Land- und Hauswirt-
schaft und Gastronomie (Restaurants- und Hotelbetriebe) sowie Dienstleistungsbetriebe wie bspw. Na-
gelstudios, etc. Hinweise und relevante Kontrollergebnisse werden von den kommunalen und kantona-
len Behörden (insb. Einwohnergemeinden, Amt für Arbeit und Wirtschaft, Ausgleichskasse) konsequent 
an die Strafverfolgungsbehörden weitergeleitet. Zielführend erscheinen uns gezielte Informations- und 
Sensibilisierungsveranstaltungen aller staatlichen und privaten Akteure, insbesondere der potenziellen 
Kundschaft. Ende Oktober 2022 beispielsweise haben Polizei und Staatsanwaltschaft gemeinsam an 
einer Fachtagung der Einwohnerkontrollen eine Informationsveranstaltung durchgeführt und konkret 
über mögliche Anzeichen von Menschenhandel aufgeklärt. Die Durchführung solcher Veranstaltungen 
ist weiter zu verfolgen. Erfolgreiche Kampagnen dürften zu einer Erhöhung der Verdachtsfälle und 
damit vermehrt zu strukturierten Ermittlungen führen. Diese entfalten letztlich eine spezial- und eine 
generalpräventive Wirkung. Weitere Überlegungen verdienen ebenfalls eine vertiefte Abklärung, bspw. 
der Nutzen eines Labels für regelmässig kontrollierte Betriebe, welches potenziellen Kunden die Einhal-
tung der gesetzlichen Pflichten garantiert. Schliesslich ist für 2023 das Inkrafttreten eines weiteren Nati-
onalen Aktionsplans vorgesehen. Er soll sich auf Bereiche konzentrieren, in denen weiterhin Hand-
lungsbedarf besteht. Detailangaben sind noch nicht bekannt. Da die Massnahmen jeweils von den 
Kantonen umzusetzen sind, ist mit einem gewissen zusätzlichen Ressourcenbedarf zu rechnen. 
3.2.6 Zu Frage 6: Weshalb wurde mit der FIZ kein neuer Kooperationsvertrag abgeschlossen? Welche 
Vor- bzw. Nachteile ergeben sich daraus? Die FIZ hat den Kantonen 2021 ein neues Finanzierungsmodell 
und eine neue Tarifstruktur vorgestellt. Der Mustervertrag beinhaltete zwei Varianten mit zwei ver-
schiedenen Sockelbeiträgen sowie neuen Leistungspakten. Für den Kanton Solothurn hätte sich keine 
der Varianten als zufriedenstellend erwiesen (geringere Flexibilität bei der Unterbringung von Opfern, 
ohne von den tieferen Kosten zu profitieren bzw. gleichbleibendes Leistungspaket bei unveränderten 
Kosten), weshalb der Kanton Solothurn entschieden hat, ab 2022 keine Leistungsvereinbarung mit der 
FIZ mehr abzuschliessen. Dessen ungeachtet schätzen wir die Expertise der FIZ weiterhin. Auch ihr An-
gebot wird weiterhin genutzt. Operativ hat sich wenig geändert: Der Fachbereich Opferhilfe erteilt 
jeweils Kostengutsprache im Einzelfall. Während der Bürozeiten nimmt die FIZ Opfer von Menschen-
handel auf, welche im Kanton Solothurn ausgebeutet wurden, sofern freie Plätze zur Verfügung stehen. 
Für Kantone mit einer Leistungsvereinbarung mit der FIZ steht das Angebot neu während 24 Stunden an 
7 Tagen zur Verfügung. Diese Erreichbarkeit deckt für den Kanton Solothurn nunmehr die Traffi-
cking.ch ab. Mit ihr hat der Kanton Solothurn einen Partner gewonnen, der eine hohe Expertise mit-
bringt. Die angemessene Beratung, Betreuung, Begleitung und Unterbringung der Opfer von Men-
schenhandel ist weiterhin gewährleistet. 

André Wyss (EVP). Die Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP und im Speziellen ich als Urheber dieser Interpel-
lation bedanken sich für die ausführliche Beantwortung der Fragen. Was ich gemäss dem Vorstosstext 
angedeutet, angenommen und auch befürchtet habe, wird vom Regierungsrat auf eindrückliche Weise 
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bestätigt. Die Tabellen und die Antworten zur Frage 1 offenbaren deutlich, dass die Anzahl der bekann-
ten Fälle wesentlich von der polizeilichen Schwerpunktsetzung abhängig ist. Werden also gezielt grosse 
Anstrengungen unternommen und die entsprechenden Ressourcen zur Verfügung gestellt, können 
deutlich mehr Fälle aufgeklärt werden. Oder anders formuliert: Wenn man Menschenhandel und Ar-
beitsausbeutung erkennen und aufdecken will, so muss man danach suchen. Es sind komplexe und 
schwierige Delikte, die sehr oft im Verborgenen stattfinden, in verschiedenen Formen vorkommen und 
daher sehr schwierig zu erkennen sind. Entsprechend hoch dürfte die Dunkelziffer sein. Menschenhan-
del und Ausbeutung sind auch ein Bereich, der für viele Personen im Kanton - man kann sagen glückli-
cherweise - nicht relevant ist. Ein grosser Teil der Bevölkerung ist nicht direkt davon betroffen. Die Kehr-
seite der Medaille ist, dass oft das Bewusstsein dafür fehlt. Entsprechend gering ist dann auch der Druck 
der Bevölkerung und der Medien auf die Behörden und auf die Polizei, in diesem Bereich aktiv werden 
zu müssen. So ist es für mich symbolisch, dass in der Vorschau auf die Session gestern in der Zeitung die 
Wisente eine deutlich grössere Aufmerksamkeit bekommen haben als Personen, die von Menschenhan-
del betroffen sind. Ich bin gespannt, ob bei diesem Thema, bei dem es um viel Leid bei Menschen geht, 
heute auch drei Regierungsräte etwas dazu sagen werden. Das Ziel dieser Interpellation besteht daher 
unter anderem auch darin, auf das Thema aufmerksam zu machen, in der Hoffnung, dass wir zukünftig 
etwas genauer hinschauen. Bei Menschenrechtsverletzungen ist der Staat verpflichtet, die Folgen der 
Verletzung zu lindern. Daraus leitet sich die Pflicht ab, Menschenhandel systematisch zu identifizieren 
und für die Opfer Schutz und Hilfe zu gewährleisten. Als Kanton sind wir da also in der Pflicht. Zum 
Inhalt: Positiv zu werten sind die Ausführungen aus dem Bericht «Bekämpfung von Menschenhandel im 
kantonalen Kontext». Darin wird dem Kanton Solothurn alles in allem ein gutes Zeugnis ausgestellt. Wir 
dürfen also zur Kenntnis nehmen, dass im Kanton Solothurn schon einiges aufgegleist wurde. Im Rah-
men der bisherigen Möglichkeiten kann man gute Erfolge vorweisen. Trotzdem erscheint es uns, dass 
bei etwa zwei Fällen, die man im Durchschnitt pro Jahr ohne spezielle Schwerpunktprüfung aufdeckt, 
noch Luft nach oben vorhanden ist. So finden wir es richtig und ehrlich, dass der Regierungsrat trotz 
diesen Erfolgen und den erwähnten positiven Berichten die Situation nicht beschönigt. Unter der Frage 
3 weist er gleichzeitig darauf hin, dass für eine generelle und permanente Bekämpfung von Menschen-
handel die Ressourcen schlicht nicht vorhanden sind. Wenn es um konkrete Massnahmen geht, bleibt 
der Regierungsrat für unser Verständnis in der Frage 5 noch etwas zu wenig konkret. Man verweist und 
vertraut auf den nationalen Aktionsplan. Die Details dazu liegen inzwischen vor. Wir begrüssen das 
sehr. Es wird interessant sein zu erfahren, was der Aktionsplan konkret für den Kanton Solothurn be-
deutet. Wir gehen davon aus, dass der Regierungsrat zu gegebener Zeit ausführlich darüber informieren 
wird. Ansonsten werden unter der Frage 5 zwar verschiedene mögliche Massnahmen angesprochen. 
Aber in den Antworten vermissen wir irgendwie die letzte Konsequenz, das Problem noch gezielter 
angehen zu wollen. Aus meiner Sicht zeigt sich das auch in der Beantwortung zur Frage 6. Beim neuen 
Kooperationsvertrag mit der Fachstelle Frauenhandel und Frauenmigration (FIZ) geht es gemäss meinen 
Informationen um einen Beitrag von 15'000 Franken, der gewährleisten würde, dass man zusätzliche 
Basisdienstleistungen in Anspruch nehmen könnte. Ob der Umweg über die Kostengutsprache der Op-
ferhilfe sinnvoller und effizienter ist, kann ich zugegebenermassen nicht beurteilen. Das darf aber zu-
mindest hinterfragt werden und vielleicht ist das am falschen Ort gespart. In der Vorbereitung habe ich 
mich mit verschiedenen Personen zu diesem Thema ausgetauscht, unter anderem auch mit den beiden 
vom Regierungsrat erwähnten Fachstellen. Das Fazit ist überall ziemlich identisch und deckt sich mit den 
Antworten des Regierungsrats. Es kann in etwa so zusammengefasst werden: Ja, der Kanton Solothurn 
hat schon viel gemacht. Um aber die hohe Dunkelziffer wirklich bekämpfen zu können, wären höhere 
Anstrengungen und Ressourcen nötig, und dies wahrscheinlich in vielen verschiedenen Bereichen. Mit 
der Beantwortung der Fragen sind unsere Fraktion und auch ich zufrieden. Wir erachten die Antworten 
als sehr ausführlich und transparent. Dennoch möchten wir den Regierungsrat auffordern, beim Thema 
Menschenhandel noch aktiver zu werden. Wir überlegen uns, an der nächsten Session einen Auftrag 
einzureichen, um diesem Anliegen noch mehr Gewicht zu verleihen - für mehr Gerechtigkeit und weni-
ger Leid im Kanton Solothurn. 

Daniel Cartier (FDP). Die Fraktion FDP.Die Liberalen teilt die Ansicht des Interpellanten, dass beim Men-
schenhandel ein grosses persönliches Leid erzeugt wird und solche Machenschaften bei uns nicht tole-
riert werden sollen. Wir erachten es daher auch als richtig, dass der Kanton Solothurn sensibilisiert ist 
und Massnahmen dagegen ergriffen hat, insbesondere bei den erwähnten Risikobereichen der Wirt-
schaft. Erfreut sind wir, dass gemäss dem erwähnten Bericht die zur Bekämpfung ergriffenen Massnah-
men im Einklang mit dem geschätzten Risiko stehen. Wir unterstützen die Strategie, dass man sich auf 
gezielte Informationen und auf eine Sensibilisierung von allen staatlichen und privaten Akteuren fokus-
siert. Bei der grundsätzlichen Strategie eines Ressourcenaufbaus sehen wir Vorbehalte. Man soll da im-
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mer etwas vorsichtig sein. Es ist ganz klar, dass mehrere Fälle an das Tageslicht kommen, wenn man 
einen Aktionsplan durchführt. Das ist im Vorfeld immer mit Leid verbunden. Wie in allen staatlichen 
Bereichen muss man auch hier immer Aufwand und Ertrag gegeneinander abwägen. 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Ich bitte die Stimmenzähler, die Wahlzettel einzusam-
meln.  

Silvia Fröhlicher (SP). Vorweg danken wir dem Interpellanten für die gestellten Fragen zu diesem leider 
traurigen Thema. Der Menschenhandel ist eine sehr komplexe Angelegenheit. Das wird schon in der 
Beantwortung auf die erste Frage erläutert. Es ist ein breites Feld und reicht von Ausbeutung der Ar-
beitskraft hin zu sexueller Ausbeutung, Entnahme von Körperorganen sowie sogenannten unbekannten 
Ausbeutungsarten. All das erscheint in den polizeilichen Kriminalstatistiken und wird unterschieden. 
Konkret entnehmen wir die diversen Fälle von dort. Und es gilt: Wer sucht, der findet. Wenn man han-
deln kann, dann findet man diese Fälle leider auch. Da wäre vielleicht noch etwas zu erwähnen, was wir 
in neuerer Zeit beobachten, wissen oder mitbekommen. Mit der Betreuung unserer Senioren und Senio-
rinnen, die zuhause bleiben, öffnet sich ein weiteres Problemfeld. Die Personen werden daheim in ihren 
Wohnungen oder in ihrem Haus mehrheitlich von Frauen aus Polen, Rumänien, Moldawien, der Tsche-
choslowakei oder aus anderen Ländern aus dem Osten betreut. Dieser Rund-um-Service beinhaltet nebst 
Kochen, Putzen, Waschen, Einkaufen auch die Körperpflege inklusive Manicure und Pedicure, Coiffeur-
dienste etc., aber auch die Begleitung auf Spaziergängen, Unterstützung bei den täglichen Aktivitäten 
und alles, was sonst noch hinzukommt. Das wird von diesen Frauen geleistet. Abgerechnet werden dann 
aber, damit es günstig kommt und unsere Senioren und Seniorinnen zuhause bleiben können, lediglich 
sechs Stunden. Das ist ein Missstand und auch das fällt unter die Ausnützung von Arbeitskraft. Das zeigt 
das Problem auf, dass die Dunkelziffer in unserem Kanton leider, trotz den Bemühungen, um einiges 
höher liegt. Wichtig ist vor allem, dass das Amt für Wirtschaft und Arbeit (AWA) unbedingt genauer 
hinschauen muss. Es müssen Überprüfungen erfolgen. Es ist unabdingbar, dass man kontrolliert - und 
dies nebst der Prävention und Information der Bevölkerung. Grundsätzlich ist die Problematik bei den 
Opfern die Abhängigkeit und die Hilflosigkeit, in der sie stecken. Sie gelangen gar nicht an die richtigen 
Stellen. Ohne die Aussage der Opfer kann nur schwerlich gehandelt werden. Daher ist es wichtig, dass 
der Kanton hier hinschauen kann. Die Fach- und Ansprechstellen sind vorhanden. Das ist auch eine 
Antwort auf die Frage 6 und sie wurde gut erläutert. Erfreulich ist im Weiteren, dass der Kanton Solo-
thurn weiterhin das Angebot der ausgewiesenen Fachstelle FIZ nutzt und zusätzlich mit neuen Partnern 
zusammenarbeitet, die ebenfalls eine hohe Expertise mit sich bringen. Lassen Sie uns mit diesen Res-
sourcen, die uns zur Verfügung stehen, in den Folgejahren Schwerpunkte setzen. Versuchen wir, den 
Massnahmenplan im Kanton Solothurn umzusetzen. Die Frage stellt sich, ob wir als Parlament bereit 
sind, die Ressourcen entsprechend zu erhöhen, damit die Kontrolle und die Massnahmen, die daraus 
entstehen, entsprechend finanziert werden können. Kurz gesagt: Das ist ein Aufruf an das Parlament im 
Hinblick auf einen möglichen Auftrag, die Verantwortung für die Menschen in unserer Gesellschaft zu 
übernehmen, die zuunterst auf der Opferleiter stehen. Ich erlaube mir, wenn es von der Kantonsratsprä-
sidentin erlaubt wird, noch etwas ganz Anderes zu erwähnen. Ich spreche im Namen meines Kollegen 
Philipp Heri. Er hat einen Auftrag in Umlauf gebracht, der aber nicht zurückgekommen ist. Es handelt 
sich um den Auftrag zum Thema Ergänzung der kantonalen Bauverordnungen. In seinem Namen bitte 
ich Sie, ihm diesen Auftrag zukommen zu lassen. Besten Dank (Heiterkeit im Saal). 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Andreas Eng hat bemerkt, dass es sich bei uns wie im 
Warenhaus anfühlt, wenn ein vermisstes Kind ausgerufen wird. 

Barbara Wyss Flück (Grüne). Die Interpellation wurde an der Fraktionssitzung von uns Grünen breit dis-
kutiert. Von der Frage ausgehend, was die politische Absicht von André Wyss ist, hat sich schnell ge-
zeigt, dass es ein sehr breites und gross gefächertes Thema ist. Die politischen Absichten haben sich uns 
nicht ganz klar erschlossen. Klammerbemerkung: Das darf bei einer Interpellation auch so sein. Wir 
haben nun aber gehört, dass ein Auftrag nachgereicht werden soll. Ich bin der Meinung, dass man dort 
schärfer formulieren müsste, was ist, was wir tun können und was wir tun sollen. Für die Grüne Fraktion 
ist unbestritten, dass Menschenhandel grosses menschliches Leid verursacht und mit allen Mitteln be-
kämpft werden muss. Wenn Verdachtsfälle bekannt sind, muss gehandelt werden. Der Antwort des 
Regierungsrats kann man entnehmen, dass im Kanton Solothurn die Sicht auf die Opfer sicher wichtig 
ist. Die angemessene Beratung, Betreuung, Begleitung und Unterbringung von Opfern von Menschen-
handel ist gewährleistet. Weiter arbeitet der Kanton mit kompetenten Partnerorganisationen zusam-
men und man sucht Wege, wie möglichst zielführend gehandelt werden kann. Menschenhandel muss 
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mit allen Mitteln bekämpft werden. Präventionskampagnen, allgemeine Prävention, Fahndung, Beglei-
tung von Opfern - das alles braucht ein strukturiertes Vorgehen und ist zwingend, insbesondere weil 
man von einer hohen Dunkelziffer ausgehen muss. Wir sind daher gefordert und verpflichtet, genau 
hinzuschauen. Wir danken dem Regierungsrat für die Antworten und allen Beteiligten, die sich gegen 
Menschenhandel und Arbeitsausbeutung engagieren und sich in den ganz verschiedenen Handlungsfel-
dern intensiv einsetzen. 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Auf der Tribüne begrüsse ich Barbara Bumbacher. Sie ist 
die Verantwortliche für Kommunikation unseres Sonderstabs Energie und möchte heute wahrscheinlich 
im O-Ton hören, wie wir hier arbeiten. Herzlich willkommen. 

Thomas Giger (SVP). Wir bedanken uns beim Interpellanten für die Fragen und beim Regierungsrat für 
die Antworten. Wir stellen fest, dass Menschenhandel im Kanton Solothurn nicht als akutes und 
schwerwiegendes Problem wahrgenommen wird, dass aber die Schwerpunktbildung bei der Bekämp-
fung von Menschenhandel Erfolg hat. Aus unserer Sicht sollte daher öfter eine solche Schwerpunktbil-
dung vorgenommen werden, um diese Art des organisierten Verbrechens besser zu bekämpfen. Wir 
erwarten weiter, dass die gefassten Täter oder Täterinnen nicht mit Samthandschuhen angefasst und 
entsprechend hart bestraft werden. Weiter erwarten wir, dass die Täter nach der Verbüssung ihrer Stra-
fe und sofern es sich um Ausländer handelt, endgültig aus dem Land verwiesen werden. Wir brauchen 
keine Menschenhändler unter uns. Kürzlich war den Medien zu entnehmen, dass sich die neue Organi-
sation Black Axe aggressiv in der Schweiz ausbreitet und die klassischen mafiösen Strukturen aus Italien, 
dem Balkan und der Türkei zu verdrängen versucht. In Zürich nimmt diese Organisation neu eine zentra-
le Rolle beim Handel und Einschleusen von afrikanischen Prostituierten im Drogenhandel ein. Zudem 
versucht sich die kriminelle Bande unter verschiedenen Deckmänteln, wie zum Beispiel gewissen De-
monstrationen, gesellschaftliche Akzeptanz zu verschaffen. Ist sich der Kanton dieser Bedrohung be-
wusst? Arbeitet er mit anderen Kantonen zusammen, um die neue Art von Bedrohung zu bekämpfen? 
Wir hoffen, dass dies so ist. Wir wünschen dem Kanton das nötige Glück und erwarten die von uns ge-
wünschte Aggressivität bei der Bekämpfung des organisierten Verbrechens und des Menschenhandels. 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Ich stelle fest, dass die Grünliberale Fraktion kein Votum 
halten möchte. 

Susanne Schaffner (Vorsteherin des Departements des Innern). Besten Dank für die Aufnahme der Ant-
worten und für Ihre Voten, die zeigen, wie wichtig und sensibel der Bereich ist, bei dem es um Men-
schenhandel geht. Ich denke, man kann zusammengefasst sagen, dass wir das Thema alle ernst nehmen. 
Es ist aber ein sehr weites und schwieriges Feld. Ich empfehle Ihnen, wenn Sie sich zu diesem Thema 
mehr und näher vertiefen wollen, sich den nationalen Aktionsplan gegen Menschenhandel, welcher im 
Dezember neu erschienen ist, kurz anzusehen. Dort sieht man - hier spreche ich das Votum der SVP-
Fraktion an - wie wichtig die Zusammenarbeit zwischen den Kantonen in der Schweiz und die internati-
onale Zusammenarbeit sind. Sehr viel Täterschaft kommt aus dem Ausland. Das kann man im Dokument 
nachlesen und ist Ihnen allen auch bekannt. Eine Landesverweisung braucht es nicht, denn sie wohnen 
nicht in der Schweiz. Sehr viele Opfer kommen aus dem Ausland. Der Bereich der Ausbeutungen ist ein 
sehr weites Feld. Das macht es sehr schwierig zu erkennen. Ich habe selber jahrelang als Anwältin in 
diesem Bereich gearbeitet. Als es den ersten Fall von Menschenhandel im Kanton Solothurn gab, habe 
ich ein Opfer vertreten. Ich muss Ihnen sagen, dass diese Verfahren wahnsinnig aufwendig sind. Man 
hat es mit Opfern zu tun, die unserer Sprache nicht mächtig sind. Sie kommen aus ganz anderen Schich-
ten. Man hat es mit Tätern zu tun, die an völlig anderen Orten leben. Weiter hat man es mit einer Situa-
tion zu tun, in der die Bevölkerung im Kanton Solothurn gar nicht merkt, was alles passiert. Daher ist es 
ganz schwierig, die Umstände zu ermitteln. Es bedeutet einen riesigen Aufwand für die Polizei, für die 
Staatsanwaltschaft und für alle Involvierten. Aus diesem Grund ist die Sensibilisierung sehr wichtig. Das 
führt der Aktionsplan aus und er möchte einen Schwerpunkt darauf legen. Es ist die Sensibilisierung der 
Opfer, damit sie sich auch melden. Es geht aber auch um die Sensibilisierung der Bevölkerung, damit 
erkannt wird, wo etwas passiert, das nicht sein sollte. Aber auch die Sensibilisierung von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern ist wichtig, damit man solche Situationen erkennt. Dann ist der Aufwand für die 
Strafverfolgung weniger schwierig respektive man kann viel Leid verhindern. Es ist wichtig, dass man 
auch als Kanton in diesem Bereich sehr sensibilisiert ist und alle Stellen ebenfalls darauf hinweist. Ich 
komme noch auf die Spezialorganisationen zu sprechen. Wir haben das FIZ, aber auch das Schutzhaus 
der Trafficked Victim Unit (Trafficking.ch), das für uns sehr wertvolle Arbeit leistet. Es gibt nicht nur 
einen Anbieter, wie das überall der Fall ist. Das FIZ war die Pionierin, aber inzwischen gibt es auch noch 
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andere Institutionen. Ich bin froh, wenn man seitens des Kantonsrats sagt, wo man weitere Schwer-
punkte sieht. Ich bin aber auch froh, wenn man sieht, dass es sich dabei um ein Zusammenspiel von allen 
handelt und man auf vielen Ebenen aktiv werden muss. Daher ist es wichtig, dass die nötigen Ressour-
cen auf allen Ebenen vorhanden sind. Ich bin froh, dass man sieht, dass der Kanton Solothurn das Thema 
ernst nimmt und das Mögliche macht. 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Besten Dank für diese Ausführungen. An dieser Stelle 
legen wir eine Pause bis um 11.00 Uhr ein. Die Stimmenzähler sind leider noch nicht fertig mit Auszäh-
len. Ansonsten hätte ich sehr gerne vor der Pause über die Resultate informiert. Wir holen das gleich 
nach 11.00 Uhr nach. Ich wünsche angeregte Fraktionssitzungen zum Thema Interpellationen. 
 
Die Verhandlungen werden von 10.25 bis 11.00 Uhr unterbrochen. 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Die Pausenzeit ist vorbei. Ich bitte Sie, Platz zu nehmen. 
Auf der Zuschauertribüne begrüsse ich herzlich die Klasse Sek E1a unter der Leitung des Klassenlehrers 
Erwin Rieder. Sie werden ganz kurz bei uns hineinschnuppern und sich nachher mit der zweiten Klasse 
Sek E ablösen. Wir wünschen viel Vergnügen. Hoffentlich wird es nicht allzu langweilig. Wir finden es 
nämlich spannend hier. Ich komme nun zur Verlesung der Resultate des Wahlgeschäfts WG 0113/2022. 

WG 0113/2022 

Wahl von 2 Ersatzrichtern/Ersatzrichterinnen für das Obergericht für den Rest der Amtsperio-

de 2021-2025 

(Weiterberatung, siehe «Verhandlungen» 2023, S. 76) 

Ergebnis der Wahl 

Ausgeteilte Stimmzettel: 97 
Eingegangene Stimmzettel: 92 
Leer: 10 
Absolutes Mehr: 47 
 
Gewählt wird mit 64 Stimmen: Carmen Andrea Laffranchi-Reimann 
Gewählt wird mit 66 Stimmen: Karin Lüthi 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. (Beifall im Saal). Nun komme ich zum Wahlgeschäft 
WG 0111/2022.  

WG 0111/2022 

Wahl eines Ersatzrichters oder einer Ersatzrichterin für das Verwaltungsgericht für den Rest 

der Amtsperiode 2021-2025 

(Weiterberatung, siehe «Verhandlungen» 2023, S. 77) 

Ergebnis der Wahl 

Ausgeteilte Stimmzettel: 97 
Eingegangene Stimmzettel: 93 
Leer: 4 
Absolutes Mehr: 47 
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Gewählt wird mit 89 Stimmen: Lino Etter 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. (Beifall im Saal). Obschon sich der Kommissionssprecher 
schon für ein nächstes Geschäft bereit gemacht hat, kommen wir wie angekündigt zur Behandlung der 
dringlichen Interpellationen. Wir sind hoffentlich in der Pause zu Resultaten gekommen. 

Es werden gemeinsam beraten: 

ID 0009/2023 

Dringliche Interpellation Fraktion SP/Junge SP: Situation im Bürgerspital Solothurn der Solo-

thurner Spitäler AG 

Es liegt vor: 

a) Wortlaut der dringlichen Interpellation vom 24. Januar 2023 und schriftliche Stellungnahme des 
Regierungsrats vom 25. Januar 2023: 

(Weiterberatung, siehe «Verhandlungen» 2023, S. 27) 
 
1. Interpellationstext. Am 8.1.2023 wurde via Medien bekannt, dass die Direktorin des Bürgerspitals 
Solothurn bereits am 19.12.2022 freigestellt worden ist. Am 11.1.2023 reichte der Chefarzt der Inneren 
Medizin und Notfallmedizin seine Kündigung mit der Begründung ein: «Er habe berufsethische und 
moralische Grundsätze, die es ihm in der aktuellen Situation nicht mehr erlauben, in diesem Betrieb 
tätig zu sein». Dies wurde von der Solothurner Spitäler AG (soH) kommuniziert, allerdings mit einer 
anderen Begründung. Am 13.1.2023 konnte den Medien entnommen werden, dass sich die soH für die 
fehlerhafte Kommunikation entschuldigt. Die Regierung äusserte sich zu der ganzen Situation nicht und 
verwies auf die operative Ebene. In diesem Zusammenhang bitten wir den Regierungsrat um die Beant-
wortung folgender Fragen: 
1. Ist der Regierungsrat über die Situation im Bürgerspital Solothurn informiert?  
2. Wann wurde der Regierungsrat über die Freistellung informiert und wurden ihm die Gründe darge-

legt?  
3. Warum wurde die Freistellung intern den Mitarbeitenden nicht kommuniziert?  
4. Wie schätzt der Regierungsrat die Stimmung beim Personal im Bürgerspital Solothurn ein? Wird er 

die Stimmungslage erfragen? Und wenn ja, wie?  
5. Wie beurteilt der Regierungsrat die aktuelle Kommunikation der soH?  
6. Wie beurteilt der Regierungsrat die eigene Kommunikation in dieser Sache?  
7. Wie stellt der Regierungsrat sicher, dass in dieser Situation die medizinische Grundversorgung der 

Bevölkerung gewährleistet ist?  
8. Kann sich der Regierungsrat vorstellen, eine interne Untersuchung einzuleiten, um Gewissheit zu 

haben, dass die Grundversorgung gewährleistet ist?  
2. Begründung. Im Vorstosstext enthalten. 
3. Dringlichkeit. Der Kantonsrat hat am 24. Januar 2023 die Dringlichkeit beschlossen. 
4. Stellungnahme des Regierungsrates 
4.1 Einleitende Bemerkungen. Die Solothurner Spitäler AG (soH) ist als Aktiengesellschaft nach 
Art. 620 Abs. 3 des Obligationenrechts vom 30. März 1911 (OR; SR 220) mit gemeinnützigem Zweck 
organisiert. Der Kanton Solothurn ist alleiniger Aktionär der soH. Die Selbständigkeit des kantonalen 
Spitals ist in § 6 des Spitalgesetzes vom 12. Mai 2004 (SpiG; BGS 817.11) festgelegt. Es bestehen gemäss 
dem Kapitel Beteiligungsstrategie des WoV-Handbuches und den darin enthaltenen Richtlinien zur 
Public Corporate Governance folgende Rollen und Zuständigkeiten: 

• Der Regierungsrat übt alle dem Kanton zustehenden Aktionärsrechte aus. Sie umfassen insbesondere 
die Eigentümerstrategie des Kantons für die soH, die Anträge an die Generalversammlung sowie die 
Wahl des Verwaltungsrates und der Revisionsstelle. 

• Dem Departement des Innern obliegen die Aufgaben des Gewährleisters der öffentlichen Aufgabe 
und die Federführung für die Beteiligung an der soH. Die Aufgaben des Eigentümers im finanziellen 
Bereich nimmt das Finanzdepartement wahr. 
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• Das strategische Leitungsorgan der soH ist der Verwaltungsrat. Er hat seine Aufgaben und Verant-
wortung gemäss den aktienrechtlichen Regelungen (Art. 620 ff. OR) sowie gestützt auf die Statuten 
der soH sorgfältig wahrzunehmen.  

• Die operative Leitung liegt beim CEO und der Geschäftsleitung der soH. 
Die Sicherstellung der stationären Versorgung erfolgt, indem der Kanton gestützt auf die Spitalplanung 
Spitälern innerhalb und ausserhalb des Kantons mit Aufnahme auf die Spitalliste Leistungsaufträge mit 
entsprechendem Leistungsspektrum erteilt. Die Einzelheiten zu diesen Leistungsaufträgen werden in 
Leistungsvereinbarungen geregelt. Das Gesundheitsamt kontrolliert im Rahmen seiner Aufsichtsfunkti-
on die Betriebe und Berufe des Gesundheitswesens hinsichtlich fachlichen Voraussetzungen und Quali-
tät. Dazu gehört auch, ob die Spitäler auf der Spitalliste ihren Leistungsaufträgen vollumfänglich nach-
kommen und das definierte Leistungsspektrum wirtschaftlich und qualitativ einwandfrei erbringen. Die 
Rechtsbeziehungen zum Personal richten sich nach dem Gesetz über das Staatspersonal vom 27. Sep-
tember 1992 (StPG; BGS 126.1). Der öffentlich-rechtliche GAV des Kantons Solothurn gilt auch für das 
Personal der soH (Gesamtarbeitsvertrag vom 25. Oktober 2004, GAV; BGS 126.3). Im Vergleich zu privat-
rechtlichen Arbeitsverhältnissen, wo eine Kündigung des Arbeitsverhältnisses formlos erfolgen kann, 
sind öffentlich-rechtliche Arbeitgeber an die Grundsätze staatlichen Handelns und insbesondere an die 
Vorschriften im Verwaltungsverfahren gebunden. Demnach müssen Entscheide des Arbeitgebenden 
grundsätzlich in Verfügungsform und unter vorgängiger Gewährung des rechtlichen Gehörs ergehen. 
Die vorgängige Gewährung des rechtlichen Gehörs ermöglicht es der Empfängerin resp. dem Empfän-
ger, eine Stellungnahme zu den Vorwürfen und Kritikpunkten innerhalb einer gewissen Frist einzu-
reichen. Für den Fall, dass dem betreffenden Arbeitnehmenden aufgrund der Faktenlage und Abwä-
gung gekündigt werden soll, ergeht eine Verfügung seitens des Arbeitgebenden. Bis zu diesem 
Zeitpunkt gibt es keinen definitiven Entscheid, weshalb eine öffentliche Information regelmässig (noch) 
nicht erfolgen darf. Bis zur Rechtskraft der verfügten Kündigung wäre eine öffentliche Information 
bzw. Kommunikation nicht zulässig, da der Persönlichkeitsschutz des betreffenden Mitarbeitenden zu 
respektieren ist und der Öffentlichkeit ein vermeintlich definitiver, unwiderruflicher Entscheid sugge-
riert würde. Im solothurnischen Personalrecht besteht die Möglichkeit, dass als Rechtsfolge einer miss-
bräuchlichen oder ungerechtfertigten Kündigung die Weiterbeschäftigung am bisherigen Arbeitsplatz 
denkbar ist, zumeist wird vom Gericht indes eine Entschädigungszahlung zugesprochen (§ 52 GAV). Die 
effektive Beendigung eines Anstellungsverhältnisses steht demnach erst fest, wenn eine entsprechende 
Kündigungsverfügung in Rechtskraft erwachsen ist. Kommuniziert ein Arbeitgeber vor diesem Zeit-
punkt die Beendigung der Zusammenarbeit, geht er das Risiko einer Persönlichkeitsverletzung gegen-
über den betroffenen Mitarbeitenden ein. Zu differenzieren gilt es zwischen der Kündigung eines An-
stellungsverhältnisses und einer (vorübergehenden) Freistellung von Mitarbeitenden. Letzteres hat 
grundsätzlich keinen Einfluss auf den Fortbestand des Anstellungsverhältnisses, sondern bedeutet eine 
(vorübergehende) Befreiung von der Arbeitsverpflichtung. Freistellungen dienen dem Arbeitgeber re-
gelmässig als vorsorgliche Massnahme, bis ein definitiver Entscheid über den Fortbestand des Anstel-
lungsverhältnisses gefällt werden kann. Demnach ist eine umfassende interne oder öffentliche Kommu-
nikation über eine blosse Freistellung in der Regel nicht angezeigt. 
4.2 Zu den Fragen 
4.2.1 Zu Frage 1: Ist der Regierungsrat über die Situation im Bürgerspital Solothurn informiert? Die soH 
ist gestützt auf die vom Regierungsrat verabschiedete Eigentümerstrategie verpflichtet, den Kanton 
über wichtige Entscheide, Veränderungen und Vorkommnisse zu informieren, bevor sie öffentlich 
kommuniziert werden. Die Vorsteherin des Departements des Innern wurde unmittelbar nach der Frei-
stellung der Direktorin des Bürgerspitals Solothurn (BSS) sowie nach Eingang der bei der soH eingereich-
ten Kündigungen des Chefarztes Innere Medizin und Notfallzentrum am BSS sowie des Stellvertreten-
den Chefarztes Innere Medizin und Notfallzentrum am BSS persönlich von Kurt Fluri, 
Verwaltungsratspräsident der soH, und Martin Häusermann, CEO der soH, informiert. Dabei wurde auch 
über die Hauptgründe informiert und aufgezeigt, dass der Betrieb des BSS und die Versorgung sicherge-
stellt sind. Zusätzlich informierte der Verwaltungsratspräsiden der soH die Vorsteherin des Departe-
ments des Innern auch schriftlich über die personellen Änderungen, die Begründungen der beiden ein-
gereichten Kündigungen, die Nachfolgelösungen, die Sicherstellung des Betriebs, die Hauptgründe für 
die personellen Wechsel sowie die interne und externe Kommunikation. Der Regierungsrat wurde im 
Januar 2023 an zwei Regierungsratssitzungen durch die Vorsteherin des Departements des Innern orien-
tiert. Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Information der zuständigen Stellen beim 
Kanton frühzeitig und umfassend erfolgte. 
4.2.2 Zu Frage 2: Wann wurde der Regierungsrat über die Freistellung informiert und wurden ihm die 
Gründe dargelegt? vgl. Frage 1. 
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4.2.3 Zu Frage 3: Warum wurde die Freistellung intern den Mitarbeitenden nicht kommuniziert? Die 
Information der Mitarbeitenden liegt in der Zuständigkeit der soH. Die Mitglieder der Geschäftsleitung 
wurden eine Stunde nach der Freistellung von Karin Bögli von Martin Häusermann in einer extra dafür 
angesetzten Telefonkonferenz informiert. Gleichentags um 11:45 Uhr wurden die Mitglieder der Spital-
leitung an der Spitalleitungssitzung des BSS von Martin Häusermann informiert. Zudem informierte er 
die Geschäftsleitung und die Spitalleitung darüber, dass Dieter Hänggi, Stellvertretender Direktor BSS, 
die Leitung des Bürgerspitals ab sofort bis auf Weiteres übernimmt. Mit diesen Schritten war sicherge-
stellt, dass der Betrieb regelkonform weitergeführt werden konnte und jene Mitarbeitenden, welche 
direkt an Karin Bögli rapportieren resp. mit ihr zusammenarbeiten sowie ihre Kolleginnen und Kollegen 
in der Geschäftsleitung aus erster Hand über den Schritt der Freistellung orientiert wurden. Mit Karin 
Bögli konnte aufgrund des Verlaufs des Gesprächs zwischen ihr, Kurt Fluri und Martin Häusermann lei-
der keine Vereinbarung über eine konsolidierte Kommunikation getroffen werden. Deshalb konnte 
keine Information der Öffentlichkeit erfolgen. Wie in den einleitenden Bemerkungen aufgezeigt, darf 
nicht öffentlich kommuniziert werden, solange kein definitiver Entscheid vorliegt. Auch eine umfassen-
de interne oder öffentliche Kommunikation über eine blosse Freistellung ist in der Regel nicht ange-
zeigt respektive unzulässig. Dies weil Freistellungen dem Arbeitgeber regelmässig als vorsorgliche Mass-
nahme dienen, bis ein definitiver Entscheid über den Fortbestand des Anstellungsverhältnisses gefällt 
werden kann. Eine interne Kommunikation in Form einer Intranet-Meldung erfolgte seitens soH deshalb 
bewusst nicht. Sie hätte sämtliche der über 4'000 Mitarbeitenden der soH erreicht und wäre damit öf-
fentlich gewesen.  
4.2.4 Zu Frage 4: Wie schätzt der Regierungsrat die Stimmung beim Personal im Bürgerspital Solothurn 
ein? Wird er die Stimmungslage erfragen? Und wenn ja, wie? Die Arbeitssituation im Gesundheitswesen 
ist aktuell schweizweit angespannt, einerseits als Folge der enormen Leistungen und Belastungen wäh-
rend der Covid-19-Pandemie und andererseits wegen den schwierig zu besetzenden Stellen. Dies gilt 
auch für die Spitäler der soH. Es sind deshalb dringend Massnahmen nötig, wie beispielsweise die Um-
setzung der Pflegeinitiative. Die Vernehmlassung zur kantonalen Umsetzung soll bereits diesen Frühling 
eröffnet werden. Die generelle Stimmungslage beim Personal im Bürgerspital Solothurn ist uns nicht 
bekannt. Wir gehen davon aus, dass die aktuelle Berichterstattung bei vielen Mitarbeitenden Verunsi-
cherung ausgelöst hat. Die soH wird deshalb noch diesen Frühling eine Umfrage bei ihren Mitarbeiten-
den durchführen. Die Ergebnisse werden der Vorsteherin des zuständigen Departements des Innern zur 
Verfügung gestellt, welche den Regierungsrat informieren wird. 
4.2.5 Zu Frage 5: Wie beurteilt der Regierungsrat die aktuelle Kommunikation der soH? Die Kommuni-
kation einer Freistellung ist generell immer sehr anspruchsvoll, weil zum Schutz der Persönlichkeitsrech-
te inhaltlich keine Aussagen gemacht werden können. Ob rückblickend eine Information der Mitarbei-
tenden des BSS über die Freistellung der Direktorin zulässig und hilfreich gewesen wäre, kann nicht 
abschliessend beurteilt werden. Es gilt jedoch zu bedenken, dass auch bei einer solchen Kommunikation 
aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes keine Aussagen zu den konkreten Gründen möglich gewesen 
wären. Die mündliche Aussage der Kommunikation soH zu den Gründen zur Kündigung des Chefarztes 
an der Klinik für Allgemeine Innere und Notfallmedizin am Bürgerspital Solothurn muss als Fehler be-
zeichnet werden, welcher nicht hätte passieren dürfen. 
4.2.6 Zu Frage 6: Wie beurteilt der Regierungsrat die eigene Kommunikation in dieser Sache? Der Regie-
rungsrat ist nicht zuständig für die Kommunikation personeller oder operativer Entscheide der soH (vgl. 
einleitende Bemerkungen). Wir haben den Verwaltungsrat der soH jedoch aufgefordert, soweit wie 
möglich transparent zu kommunizieren. 
4.2.7 Zu Frage 7: Wie stellt der Regierungsrat sicher, dass in dieser Situation die medizinische Grundver-
sorgung der Bevölkerung gewährleistet ist? Die Gründe für die Freistellung der Direktorin und für die 
beiden eingereichten Kündigungen sind bekannt, können jedoch aus Gründen des Persönlichkeitsschut-
zes nicht kommuniziert werden. Es handelt sich dabei nicht um Themen, welche die Versorgung betref-
fen. Wir konnten uns durch die soH versichern lassen, dass der Spitalbetrieb uneingeschränkt weiterläuft 
und die sichere sowie kompetente Patientenversorgung jederzeit gewährleistet ist. Wichtig ist in diesem 
Zusammenhang die schriftliche Stellungnahme der Geschäftsleitung der soH vom 22. Januar 2023, wo-
nach sie weiterhin geschlossen hinter dem CEO Martin Häusermann steht und sich dezidiert von der Art 
und Weise der aktuellen öffentlichen Meinungsbildung distanziert. Seitens soH wurden die erforderli-
chen Massnahmen ergriffen, um die Folgen dieser Personalwechsel zu beheben. Dank der gefestigten 
Basis, sowohl im medizinischen und pflegerischen Kader als auch in den administrativen Leitungsfunkti-
onen, können diese Personalwechsel gemäss soH vollständig kompensiert werden. Der bisherige Stell-
vertreter von Frau Karin Bögli, Dieter Hänggi, hat interimistisch die Direktion des BSS übernommen. Die 
Führung der Klinik für Innere Medizin wird vorübergehend Dr. med. Peter Bertke, Chefarzt Medizini-
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sche Unternehmensentwicklung soH, übernehmen. Unverändert bleibt die Leitung des Notfallzentrums 
BSS, die weiterhin Dr. med. Emanuel Plüss obliegt.  
4.2.8 Zu Frage 8: Kann sich der Regierungsrat vorstellen, eine interne Untersuchung einzuleiten, um 
Gewissheit zu haben, dass die Grundversorgung gewährleistet ist? Der Regierungsrat hat aktuell keiner-
lei Anhaltspunkte dafür, eine Untersuchung einzuleiten. Es gibt keine Meldungen oder Anzeichen, dass 
die Versorgung nicht sichergestellt ist. Im Rahmen seiner Aufsichtstätigkeit wird das Gesundheitsamt 
überprüfen, ob infolge der personellen Wechsel die Erfüllung des Leistungsauftrags gewährleistet ist. 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Die Stellungnahme des Regierungsrats zu dieser Interpel-
lation wurde zu Beginn des heutigen Sessionstages verteilt. Weil die Geschäfte thematisch relativ nah 
liegen, rufe ich gleichzeitig die zweite dringliche Interpellation auf. Ich stelle es jedoch den Fraktions-
sprechern frei, ob sie zu beiden gleichzeitig sprechen wollen oder dann zu einem späteren Zeitpunkt 
noch einmal das Wort wünschen. 

ID 0008/2023 

Dringliche Interpellation Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP: Ungeklärte wiederholte personelle 

Unruhen und Abgänge bei der Solothurner Spitäler AG 

Es liegt vor: 

a) Wortlaut der dringlichen Interpellation vom 24. Januar 2023 und schriftliche Stellungnahme des 
Regierungsrats vom 25. Januar 2023: 

(Weiterberatung, siehe «Verhandlungen» x, S. 27) 
 
1. Interpellationstext. Die Solothurner Spitäler AG (soH) kommt aus den vorwiegend negativ behafteten 
Schlagzeilen nicht mehr heraus. Der Druck auf die Geschäftsleitung, namentlich den CEO und den Ver-
waltungsrat, nimmt zu und man wird den Verdacht nicht los, das Problem nicht an der Wurzel packen 
zu können. Die neusten Personalabgänge hinterlassen viele offene Fragen zur aktuellen Lage. Diese 
Fragen müssen dringend geklärt werden um die Grundversorgung durch die soH für unsere Bevölke-
rung nicht zu gefährden. Der Reputationsschaden muss schnellstmöglich behoben werden.  
Die Fraktion Die Mitte - EVP steht hinter der Institution Solothurner Spitäler AG und Ihren Mitarbeiten-
den. Damit dieses Vertrauen längerfristig sichergestellt werden kann, bitten wir die Regierung um die 
Beantwortung folgender Fragen: 
1. Wie/Wann wurde die zuständige Regierungsrätin über die Vorfälle und die Kommunikation der 

Freistellung der Direktorin des Bürgerspitals, des Chefarztes und des stellvertretenden Chefarztes 
Allgemeine Innere Notfallmedizin informiert? 

2. Warum wurden weder Mitarbeitende der soH, die Öffentlichkeit noch die Sozial- und Gesundheits-
kommission proaktiv informiert? 

3. Nicht zu kommunizieren ist bekanntlich die schlechteste Kommunikation. Wie beurteilt die Regie-
rung die Kommunikationskultur der soH? Welche Schritte werden eingeleitet, um diesen Umstand zu 
verbessern? 

4. Kennt die Regierung die der Personalfluktuation zu Grunde liegende Problematik? Was kann/wird 
die Regierung unternehmen, um diese rasch zu beheben? 

5. Unsicherheit und Schrecken schürte unseres Erachtens die Aussage vom Chefarzt Klinik Allgemeine 
Innere und Notfallmedizin. Was verbirgt sich hinter den berufsethischen Grundsätzen, welche es 
dem Arzt nicht mehr erlaubten weiter seine Arbeit bei der soH auszuführen.  

6. Wie wird die Regierung Einfluss nehmen, damit die soH den Reputationsschaden schnellstmöglich 
beheben kann? 

7. Ist sichergestellt, dass trotz der aktuellen Turbulenzen die Versorgung der Patientinnen und Patien-
ten ordentlich funktioniert? 

2. Begründung. Im Vorstosstext enthalten. 
3. Dringlichkeit. Der Kantonsrat hat am 24. Januar 2023 die Dringlichkeit beschlossen. 
4. Stellungnahme des Regierungsrates 
4.1 Einleitende Bemerkungen. Die Solothurner Spitäler AG (soH) ist als Aktiengesellschaft nach 
Art. 620 Abs. 3 des Obligationenrechts vom 30. März 1911 (OR; SR 220) mit gemeinnützigem Zweck 
organisiert. Der Kanton Solothurn ist alleiniger Aktionär der soH. Die Selbständigkeit des kantonalen 
Spitals ist in § 6 des Spitalgesetzes vom 12. Mai 2004 (SpiG; BGS 817.11) festgelegt. Es bestehen gemäss 
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dem Kapitel Beteiligungsstrategie des WoV-Handbuches und den darin enthaltenen Richtlinien zur 
Public Corporate Governance folgende Rollen und Zuständigkeiten: 
• Der Regierungsrat übt alle dem Kanton zustehenden Aktionärsrechte aus. Sie umfassen insbesondere 

die Eigentümerstrategie des Kantons für die soH, die Anträge an die Generalversammlung sowie die 
Wahl des Verwaltungsrates und der Revisionsstelle. 

• Dem Departement des Innern obliegen die Aufgaben des Gewährleisters der öffentlichen Aufgabe 
und die Federführung für die Beteiligung an der soH. Die Aufgaben des Eigentümers im finanziellen 
Bereich nimmt das Finanzdepartement wahr. 

• Das strategische Leitungsorgan der soH ist der Verwaltungsrat. Er hat seine Aufgaben und Verant-
wortung gemäss den aktienrechtlichen Regelungen (Art. 620 ff. OR) sowie gestützt auf die Statuten 
der soH sorgfältig wahrzunehmen.  

• Die operative Leitung liegt beim CEO und der Geschäftsleitung der soH. 
Die Sicherstellung der stationären Versorgung erfolgt, indem der Kanton gestützt auf die Spitalplanung 
Spitälern innerhalb und ausserhalb des Kantons mit Aufnahme auf die Spitalliste Leistungsaufträge mit 
entsprechendem Leistungsspektrum erteilt. Die Einzelheiten zu diesen Leistungsaufträgen werden in 
Leistungsvereinbarungen geregelt. Das Gesundheitsamt kontrolliert im Rahmen seiner Aufsichtsfunkti-
on die Betriebe und Berufe des Gesundheitswesens hinsichtlich fachlichen Voraussetzungen und Quali-
tät. Dazu gehört auch, ob die Spitäler auf der Spitalliste ihren Leistungsaufträgen vollumfänglich nach-
kommen und das definierte Leistungsspektrum wirtschaftlich und qualitativ einwandfrei erbringen. Die 
Rechtsbeziehungen zum Personal richten sich nach dem Gesetz über das Staatspersonal vom 27. Sep-
tember 1992 (StPG; BGS 126.1). Der öffentlich-rechtliche GAV des Kantons Solothurn gilt auch für das 
Personal der soH (Gesamtarbeitsvertrag vom 25. Oktober 2004, GAV; BGS 126.3). Im Vergleich zu privat-
rechtlichen Arbeitsverhältnissen, wo eine Kündigung des Arbeitsverhältnisses formlos erfolgen kann, 
sind öffentlich-rechtliche Arbeitgeber an die Grundsätze staatlichen Handelns und insbesondere an die 
Vorschriften im Verwaltungsverfahren gebunden. Demnach müssen Entscheide des Arbeitgebenden 
grundsätzlich in Verfügungsform und unter vorgängiger Gewährung des rechtlichen Gehörs ergehen. 
Die vorgängige Gewährung des rechtlichen Gehörs ermöglicht es der Empfängerin resp. dem Empfän-
ger, eine Stellungnahme zu den Vorwürfen und Kritikpunkten innerhalb einer gewissen Frist einzu-
reichen. Für den Fall, dass dem betreffenden Arbeitnehmenden aufgrund der Faktenlage und Abwä-
gung gekündigt werden soll, ergeht eine Verfügung seitens des Arbeitgebenden. Bis zu diesem 
Zeitpunkt gibt es keinen definitiven Entscheid, weshalb eine öffentliche Information regelmässig (noch) 
nicht erfolgen darf. Bis zur Rechtskraft der verfügten Kündigung wäre eine öffentliche Information 
bzw. Kommunikation nicht zulässig, da der Persönlichkeitsschutz des betreffenden Mitarbeitenden zu 
respektieren ist und der Öffentlichkeit ein vermeintlich definitiver, unwiderruflicher Entscheid sugge-
riert würde. Im solothurnischen Personalrecht besteht die Möglichkeit, dass als Rechtsfolge einer miss-
bräuchlichen oder ungerechtfertigten Kündigung die Weiterbeschäftigung am bisherigen Arbeitsplatz 
denkbar ist, zumeist wird vom Gericht indes eine Entschädigungszahlung zugesprochen (§ 52 GAV). Die 
effektive Beendigung eines Anstellungsverhältnisses steht demnach erst fest, wenn eine entsprechende 
Kündigungsverfügung in Rechtskraft erwachsen ist. Kommuniziert ein Arbeitgeber vor diesem Zeit-
punkt die Beendigung der Zusammenarbeit, geht er das Risiko einer Persönlichkeitsverletzung gegen-
über den betroffenen Mitarbeitenden ein. Zu differenzieren gilt es zwischen der Kündigung eines An-
stellungsverhältnisses und einer (vorübergehenden) Freistellung von Mitarbeitenden. Letzteres hat 
grundsätzlich keinen Einfluss auf den Fortbestand des Anstellungsverhältnisses, sondern bedeutet eine 
(vorübergehende) Befreiung von der Arbeitsverpflichtung. Freistellungen dienen dem Arbeitgeber re-
gelmässig als vorsorgliche Massnahme, bis ein definitiver Entscheid über den Fortbestand des Anstel-
lungsverhältnisses gefällt werden kann. Demnach ist eine umfassende interne oder öffentliche Kommu-
nikation über eine blosse Freistellung in der Regel nicht angezeigt . 
4.2 Zu den Fragen 
4.2.1 Zu Frage 1: Wie/Wann wurde die zuständige Regierungsrätin über die Vorfälle und die Kommuni-
kation der Freistellung der Direktorin des Bürgerspitals, des Chefarztes und des stellvertretenden Chef-
arztes Allgemeine Innere Notfallmedizin informiert? Die soH ist gestützt auf die vom Regierungsrat 
verabschiedete Eigentümerstrategie verpflichtet, den Kanton über wichtige Entscheide, Veränderungen 
und Vorkommnisse zu informieren, bevor sie öffentlich kommuniziert werden. Die Vorsteherin des De-
partements des Innern wurde unmittelbar nach der Freistellung der Direktorin des Bürgerspitals Solo-
thurn (BSS) sowie nach Eingang der bei der soH eingereichten Kündigungen des Chefarztes Innere Me-
dizin und Notfallzentrum am BSS sowie des Stellvertretenden Chefarztes Innere Medizin und 
Notfallzentrum am BSS persönlich von Kurt Fluri, Verwaltungsratspräsident der soH, und Martin Häu-
sermann, CEO der soH, informiert. Dabei wurde auch über die Hauptgründe informiert und aufgezeigt, 
dass der Betrieb des BSS und die Versorgung sichergestellt sind. Zusätzlich informierte der Verwaltungs-
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ratspräsiden der soH die Vorsteherin des Departements des Innern auch schriftlich über die personellen 
Änderungen, die Begründungen der beiden eingereichten Kündigungen, die Nachfolgelösungen, die 
Sicherstellung des Betriebs, die Hauptgründe für die personellen Wechsel sowie die interne und externe 
Kommunikation. Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Information der zuständigen 
Stellen beim Kanton frühzeitig und umfassend erfolgte. 
4.2.2 Zu Frage 2: Warum wurden weder Mitarbeitende der soH, die Öffentlichkeit noch die Sozial- und 
Gesundheitskommission proaktiv informiert? Die Kündigung des Chefarztes Innere Medizin und Not-
fallmedizin vom 10. Januar 2023 wurde den Mitarbeitenden sowie den Hausärzten am 11. Januar kom-
muniziert. Die Kündigung des Stellvertretenden Chefarztes Innere Medizin und Notfallmedizin vom 18. 
Januar 2023 wurde den Mitarbeitenden am 18. Januar sowie den Hausärzten am 20. Januar kommuni-
ziert. Im Ärztenewsletter vom 20. Januar wurde gleichzeitig angekündigt, dass Dr. med. Peter Bertke, 
Chefarzt Medizinische Unternehmensentwicklung soH, die Leitung der Klinik für Allgemeine Innere 
Medizin am BSS interimistisch übernehmen wird und das Notfallzentrum des BSS weiterhin von Dr. med. 
Emanuel Plüss geleitet wird. Bei der Freistellung von Karin Bögli, Direktorin BSS, erfolgte die Kommuni-
kation bewusst anders: Die Mitglieder der Geschäftsleitung wurden am 19. Dezember 2023 eine Stunde 
nach der Freistellung von Karin Bögli von Martin Häusermann in einer extra dafür angesetzten Telefon-
konferenz informiert. Gleichentags um 11:45 Uhr wurden die Mitglieder der Spitalleitung an der Spital-
leitungssitzung des BSS von Martin Häusermann informiert. Zudem informierte er die Geschäftsleitung 
und die Spitalleitung darüber, dass Dieter Hänggi, Stellvertretender Direktor BSS, die Leitung des Bür-
gerspitals ab sofort bis auf Weiteres übernimmt. Mit diesen Schritten war sichergestellt, dass der Betrieb 
regelkonform weitergeführt werden konnte und jene Mitarbeitenden, welche direkt an Karin Bögli 
rapportieren resp. mit ihr zusammenarbeiten sowie ihre Kolleginnen und Kollegen in der Geschäftslei-
tung aus erster Hand über den Schritt der Freistellung orientiert wurden. Mit Karin Bögli konnte auf-
grund des Verlaufs des Gesprächs zwischen ihr, Kurt Fluri und Martin Häusermann leider keine Verein-
barung über eine konsolidierte Kommunikation getroffen werden. Deshalb konnte keine Information 
der Öffentlichkeit erfolgen. Wie in den einleitenden Bemerkungen aufgezeigt, darf nicht öffentlich 
kommuniziert werden, solange kein definitiver Entscheid vorliegt. Auch eine umfassende interne oder 
öffentliche Kommunikation über eine blosse Freistellung ist in der Regel nicht angezeigt respektive 
unzulässig. Dies weil Freistellungen dem Arbeitgeber regelmässig als vorsorgliche Massnahme dienen, 
bis ein definitiver Entscheid über den Fortbestand des Anstellungsverhältnisses gefällt werden kann. 
Eine interne Kommunikation in Form einer Intranet-Meldung erfolgte seitens soH deshalb bewusst 
nicht. Sie hätte sämtliche der über 4'000 Mitarbeitenden der soH erreicht und wäre damit öffentlich 
gewesen. Eine Information an die Sozial- und Gesundheitskommission wäre erfolgt, wenn Anzeichen 
bestanden hätten, dass die Erfüllung des Leistungsauftrages gefährdet sei. Das war aber klar nicht der 
Fall. 
4.2.3 Zu Frage 3: Nicht zu kommunizieren ist bekanntlich die schlechteste Kommunikation. Wie beurteilt 
die Regierung die Kommunikationskultur der soH? Welche Schritte werden eingeleitet, um diesen Um-
stand zu verbessern? Die Kommunikation einer Freistellung ist generell immer sehr anspruchsvoll, weil 
zum Schutz der Persönlichkeitsrechte inhaltlich keine Aussagen gemacht werden können. Ob rückbli-
ckend eine Information der Mitarbeitenden des BSS über die Freistellung der Direktorin zulässig und 
hilfreich gewesen wäre, kann nicht abschliessend beurteilt werden. Es gilt jedoch zu bedenken, dass 
auch bei einer solchen Kommunikation aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes keine Aussagen zu den 
konkreten Gründen möglich gewesen wären. Die mündliche Aussage der Kommunikation soH zu den 
Gründen zur Kündigung des Chefarztes an der Klinik für Allgemeine Innere und Notfallmedizin am 
Bürgerspital Solothurn muss als Fehler bezeichnet werden, welcher nicht hätte passieren dürfen. Das 
künftige Vorgehen und die Rollen bei der Kommunikation bei personellen Veränderungen werden 
geklärt und müssen durch die soH im Rahmen eines Kommunikationskonzepts zuhanden des DdI fest-
gehalten werden.  
4.2.4 Zu Frage 4: Kennt die Regierung die der Personalfluktuation zu Grunde liegende Problematik? 
Was kann/wird die Regierung unternehmen, um diese rasch zu beheben? Wie in der Antwort zu Frage 
1 aufgeführt, wurde der Kanton frühzeitig und umfassend informiert. Die Gründe für die Freistellung 
der Direktorin und für die beiden eingereichten Kündigungen sind bekannt, können jedoch aus Grün-
den des Persönlichkeitsschutzes nicht kommuniziert werden. Es handelt sich dabei nicht um Themen, 
welche die Versorgung betreffen. Wir konnten uns durch die soH versichern lassen, dass der Spitalbe-
trieb uneingeschränkt weiterläuft und die sichere sowie kompetente Patientenversorgung jederzeit 
gewährleistet ist. Wichtig ist in diesem Zusammenhang die schriftliche Stellungnahme der Geschäftslei-
tung der soH vom 22. Januar 2023, wonach sie weiterhin geschlossen hinter dem CEO Martin Häuser-
mann steht und sich dezidiert von der Art und Weise der aktuellen öffentlichen Meinungsbildung dis-
tanziert. Seitens soH wurden die erforderlichen Massnahmen ergriffen, um die Folgen dieser 
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Personalwechsel zu beheben. Dank der gefestigten Basis, sowohl im medizinischen und pflegerischen 
Kader als auch in den administrativen Leitungsfunktionen, können diese Personalwechsel gemäss soH 
vollständig kompensiert werden. Der bisherige Stellvertreter von Frau Karin Bögli, Dieter Hänggi, hat 
interimistisch die Direktion des BSS übernommen. Die Führung der Klinik für Innere Medizin wird vo-
rübergehend Dr. med. Peter Bertke, Chefarzt Medizinische Unternehmensentwicklung soH, überneh-
men. Unverändert bleibt die Leitung des Notfallzentrums BSS, die weiterhin Dr. med. Emanuel Plüss 
obliegt.  
4.2.5 Zu Frage 5: Unsicherheit und Schrecken schürte unseres Erachtens die Aussage vom Chefarzt Klinik 
Allgemeine Innere und Notfallmedizin. Was verbirgt sich hinter den berufsethischen Grundsätzen, wel-
che es dem Arzt nicht mehr erlaubten weiter seine Arbeit bei der soH auszuführen? Die Aussage des 
Chefarztes können wir nicht kommentieren. Wir haben uns aber durch die soH versichern lassen, dass 
der Spitalbetrieb uneingeschränkt weiterläuft und die sichere sowie kompetente Patientenversorgung 
jederzeit gewährleistet ist. 
4.2.6 Zu Frage 6: Wie wird die Regierung Einfluss nehmen, damit die soH den Reputationsschaden 
schnellstmöglich beheben kann? Wir erwarten von der soH weiterhin eine transparente Information, 
soweit sie rechtlich zulässig ist und sind dazu in engem Austausch mit dem Verwaltungsratspräsidenten. 
4.2.7 Zu Frage 7: Ist sichergestellt, dass trotz der aktuellen Turbulenzen die Versorgung der Patientinnen 
und Patienten ordentlich funktioniert? Es gibt keine Meldungen oder Anzeichen, dass die Versorgung 
nicht sichergestellt ist. Im Rahmen seiner Aufsichtstätigkeit wird das Gesundheitsamt überprüfen, ob 
infolge der personellen Wechsel die Erfüllung des Leistungsauftrags gewährleistet ist. 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Auch diese Stellungnahme des Regierungsrats wurde 
heute anlässlich des Sitzungsbeginns verteilt. 

Anna Engeler (Grüne). Zuerst möchten wir uns für die gestellten Fragen und für die rasche und ausführ-
liche Beantwortung durch den Regierungsrat bedanken. Wir mussten heute Morgen und jetzt in der 
Pause selber feststellen, dass es nicht ganz trivial ist, in so kurzer Zeit inhaltlich relevante Antworten auf 
sehr komplexe Fragestellungen zu formulieren. Das sieht man vielleicht auch daran, dass wir alle relativ 
spät den Redeknopf betätigt haben. Wir werden die beiden Interpellationen gleichzeitig behandeln, da 
teilweise auch die Beantwortungen und die Fragen mehr oder weniger deckungsgleich sind. Wir haben 
Verständnis für die schwierige Ausgangslage bei der Kommunikation von personellen Wechseln und 
dafür, dass das Informationsbedürfnis der Mitarbeitenden, der Politik und der Bevölkerung im Konflikt 
mit den personalrechtlichen Bestimmungen zum Schutz der Persönlichkeit der betroffenen Angestellten 
steht. Wir nehmen positiv zur Kenntnis, dass der Regierungsrat und die Spitalleitung sowie die be-
troffenen Mitarbeitenden im direkten Austausch rasch und proaktiv über die Freistellung der Direktorin 
des Bürgerspitals sowie über die Kündigung des Chefarztes der Inneren Medizin und des Notfallzent-
rums informiert wurden. Was tief blicken lässt und uns beunruhigt, ist der Umstand, dass man sich mit 
der Direktorin auch im direkten Gespräch nicht auf eine konsolidierte Kommunikation einigen konnte. 
Aus unserer Sicht deutet das darauf hin, dass das gegenseitige Vertrauen und die Kommunikation zu-
mindest gestört sind oder massiv gegensätzliche Beurteilungen der Situation vorliegen. Das erachten wir 
als problematisch und wir würden beliebt machen, dass man das untersucht. Auch bei der Frage 4 der 
Interpellation der Fraktion SP/Junge SP kommen wir zu einem leicht anderen Schluss. Richtig ist, dass die 
Grosswetterlage im Gesundheitswesen tatsächlich schweizweit sehr angespannt ist. Die Schlussfolgerung 
des Regierungsrats, dass als erste Massnahme die Pflegeinitiative so rasch wie möglich umgesetzt wer-
den muss, ist sicher ein wichtiger Schritt, um eine Entspannung der Gesamtsituation zu erreichen. Im 
Gesundheitswesen müssen sich die Arbeitsbedingungen für das Spitalpersonal deutlich verbessern, und 
das durch bessere Anstellungsbedingungen und eine Rückbesinnung auf den Grundsatz «Qualität statt 
Quantität respektive Profit». Es bleibt jedoch festzustellen, dass die hohe Fluktuation am Bürgerspital, 
insbesondere auf Kaderstufe, darauf hindeutet, dass weitere Herausforderungen in der Führung und im 
Personalwesen zu bewältigen sind als nur die schweizweite Grosswetterlage. Dass man sich auch im 
Gespräch nicht auf gemeinsame Kommunikationsstrategien einigen kann, dass Kündigungen erfolgen, 
die mit berufsethischen Bedenken begründet werden, sind Umstände, die man untersuchen und daraus 
Massnahmen ableiten muss. Es scheint Unstimmigkeiten zwischen der strategischen und der operativen 
Führung zu geben, welche geklärt werden müssen. Die Solothurner Spitäler AG (soH) räumt Fehler in 
der Kommunikation zu den Gründen der Kündigung des Chefarztes der Inneren Medizin und der Not-
fallabteilung ein. In der Beantwortung zur Frage 3 von der Interpellation der Mitte-Fraktion. Die Mitte - 
EVP finden sich Hinweise darauf, dass das Vorgehen und die Rolle in der Kommunikation zu personellen 
Veränderungen geklärt werden müssen. Die soH will zuhanden des Departements des Innern (DDI) ein 
Kommunikationskonzept ausarbeiten. Es ist höchst bedenklich, dass es ein solches Konzept nicht bereits 
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vor diesen Vorkommnissen gegeben hat. Auch fehlt der Hinweis darauf, bis wann ein entsprechendes 
Konzept vorliegen soll. Das ist etwas, das sehr rasch umgesetzt werden soll. Allenfalls wäre es auch an-
gezeigt, sich durch Kommunikationsexperten, die im Gesundheitswesen ausgewiesene Erfahrungen 
haben, unterstützen zu lassen. 
Das Gesundheitsamt hat eine Aufsichtsfunktion über die Tätigkeiten der soH hinsichtlich der fachlichen 
Voraussetzungen und der Qualität und muss sicherstellen, dass die Spitäler den Leistungsauftrag jeder-
zeit erfüllen können. Es wird mehrfach festgehalten, dass die medizinische Versorgung jederzeit ge-
währleistet war und ist. Das ist zwar für die Bevölkerung und insbesondere für die Patienten und Pati-
entinnen beruhigend. Es ist jedoch festzuhalten, dass die Arbeitssituation, die Belastung des Personals 
und das Arbeitsklima einen erheblichen Einfluss auf die Qualität der Leistungserbringung haben kön-
nen. Daraus kann eine Gefährdung des Leistungsauftrags erfolgen. Von uns aus gesehen bedeutet das, 
dass auch der Regierungsrat den Auftrag hat, weitere Untersuchungen in Angriff zu nehmen. Eine Be-
fragung der Mitarbeitenden auf sämtlichen Stufen zur Zufriedenheit ist bestimmt ein wichtiger erster 
Schritt, der glücklicherweise bereits angedacht wurde. Die zur Frage 4 der Interpellation von der Mitte-
Fraktion. Die Mitte - EVP erwähnten ergriffenen Massnahmen zur Sicherung des Betriebs und zur Erfül-
lung des Leistungsauftrags sind zwar schlüssig. Sie zielen jedoch ausschliesslich darauf ab, die aktuelle 
Situation zu klären. Uns fehlt der Hinweis darauf, welche präventiven Massnahmen ergriffen werden, 
um solche Situationen künftig zu verhindern sowie welche Lehren die soH aus der Situation gezogen 
hat und welche Veränderungen in den Strukturen der Führung vorgesehen sind. Wir vermissen nebst 
der zweifellos notwendigen Reaktion auf die vorliegende Situation proaktive Handlungsempfehlungen, 
die zukunftsgerichtet sind und die Führung verbessern sollen. Schliesslich möchten wir noch eine Be-
merkung zur Frage 6 der Interpellation Fraktion SP/Junge SP anbringen. Zwar ist es faktisch richtig, dass 
der Regierungsrat nicht für die Kommunikation von personellen oder operativen Entscheiden der soH 
zuständig ist. Der Kanton ist jedoch Alleinaktionär der soH und die subjektive Wahrnehmung in der 
Bevölkerung sieht ganz klar den Regierungsrat in der Verantwortung. Diesem Umstand könnte man 
durchaus Rechnung tragen, indem man vielleicht eine gemeinsame Kommunikation oder zumindest 
eine gemeinsame Kommunikationsstrategie des Regierungsrats und der Leitung der soH als wertvolle 
vertrauensbildende Massnahme gegenüber den Mitarbeitenden und für die Bevölkerung vorsehen wür-
de. Die Beantwortung der gestellten Fragen zeigen deutlich, dass weiterer Handlungsbedarf besteht. 
Wir werden das künftig weiterverfolgen. 

Barbara Leibundgut (FDP). Dass die aktuelle Situation im Bürgerspital momentan alle bewegt, kommt in 
den Medien und in den eingereichten Vorstössen, aber auch in den persönlichen Gesprächen mit den 
Mitarbeitenden klar zum Ausdruck. Die Beantwortung der Fragen zeigt auf, dass die Gesundheitsdirek-
torin unmittelbar nach der Freistellung respektive der beiden Kündigungen informiert wurde und dass 
soweit wie möglich auch innerhalb der Organisation orientiert wurde. Auch Fehler bei der Kommunika-
tion der Kündigungsgründe des Chefarztes der Klinik für Allgemeine Innere Medizin und Notfallmedizin 
am Bürgerspital werden in der Beantwortung der Interpellation eingeräumt. Aus solchen Fehlern gilt es 
zu lernen. Die Kommunikation bei personellen Wechseln ist äusserst anspruchsvoll und ganz besonders 
heikel. Dort hilft sicher ein Kommunikationskonzept. Es ist völlig normal, dass es personelle Wechsel, 
aber auch Kündigungen und Freistellungen in einem so grossen Pool von Mitarbeitenden gibt. Jedoch 
ist ebenfalls klar, dass dies die soH im Zeitalter des Fachkräftemangels vor grosse Herausforderungen 
stellt. Gemäss den Antworten wurden aber die notwendigen Massnahmen ergriffen, um die Versorgung 
sicherzustellen. Juristisch wurden die Fragen korrekt beantwortet, aber es gibt nicht nur die juristische 
Seite, sondern auch eine emotionale beim besonders stark geforderten Gesundheitspersonal. Es ist 
nachvollziehbar, dass die Verunsicherung beim Personal, das nur spärlich informiert werden konnte, 
gross ist. Immer dann, wenn nicht offiziell orientiert werden kann, brodelt die Gerüchteküche. Insbe-
sondere dann müssen die Verantwortlichen sehr sorgfältig handeln und dem Klima im Unternehmen ein 
besonders grosses Gewicht beimessen. Wo Rauch ist, ist auch Feuer. So gibt es eine gewisse Unzufrie-
denheit bei vielen Mitarbeitenden. Wir unterstützen und fordern die Verantwortlichen auf, die Mitar-
beiterzufriedenheitsumfrage in Angriff zu nehmen und die Antworten auf diese Umfrage umzusetzen. 
Sicher sind viele Mitarbeitende durch die grosse Arbeitslast und infolge der angespannten Lage im Ge-
sundheitswesen massiv gefordert, teilweise überfordert und erschöpft. Da gilt es, in der Umfrage her-
auszuschälen, ob die Unzufriedenheit in der Überlastung oder aufgrund des Führungsklimas begründet 
ist. Wichtig ist auch, dass wegen der Ergebnisse der Umfrage Massnahmen getroffen werden. Es wäre 
wohl sinnvoll, die Umfrageergebnisse in der Sozial- und Gesundheitskommission zu präsentieren, mit 
dem Ziel, eine Beruhigung in der Situation zu bewirken. Gerade in der angespannten Lage im Gesund-
heitswesen ist es besonders wichtig, dass die Verantwortlichen zuhören und die Anliegen des Personals 
ernst nehmen. Es ist aber auch klar, dass nicht immer allen Wünschen entsprochen werden kann. Auch 
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hier bedingt die schwierige Situation eine sorgfältige Kommunikation. Für die Fraktion FDP.Die Libera-
len ist klar, dass die gestellten Fragen dringlich beantwortet werden mussten. Wir sind aber davon aus-
gegangen, dass aufgrund der Regelungen des Gesamtarbeitsvertrags (GAV) gar nicht mehr kommuni-
ziert werden kann. Das war für uns auch der Grund, weshalb wir keinen eigenen Vorstoss eingereicht 
haben. Wir danken jedoch für die Beantwortung dieser Fragen in so kurzer Zeit und hoffen, dass diese 
zu einer Klärung der Situation und zu einer Beruhigung derselben beitragen. 

Rolf Jeggli (Die Mitte). Anna Engeler hat aus meiner Sicht schon vieles sehr gut ausgeführt. Ich danke ihr 
dafür ganz herzlich. Die stetigen Unruhen bei der soH, vorwiegend mit dem Schauplatz Bürgerspital 
Solothurn, reissen leider nicht ab. Die beiden dringlichen Interpellationen zeigen, dass ein hohes öffent-
liches Interesse und ein Klärungsbedarf bestehen. Die Vorfälle bringen Unruhe ins Bürgerspital und 
fördern ein gewisses Misstrauen von Gesellschaft und Politik, namentlich in die Leitung und in den Ver-
waltungsrat. Die eingereichten dringlichen Interpellationen stellen Fragen zur medial ausgetragenen 
Personalfluktuation und der entsprechenden Kommunikation. Aus unserer Sicht sollten die Fragen dem 
Regierungsrat die Option bieten, nach seinen Möglichkeiten offiziell Stellung zu beziehen und damit 
die Verunsicherungen aufzunehmen sowie zu relativieren. Aus unserer Sicht wurde diese Chance nicht 
zur erwarteten Zufriedenheit genutzt. Der Regierungsrat zieht sich in den Antworten aus der Verant-
wortung heraus. Klar ist der Regierungsrat nicht für den operativen Bereich zuständig. Doch hört die 
Verantwortung vielleicht dort auf, wo ein Reputationsschaden einer öffentlichen Institution zu erwar-
ten ist? Zurzeit scheint der operative Betrieb nicht in Gefahr zu sein. Unserer Meinung nach geht es 
auch nicht darum, die momentane Situation eskalieren zu lassen, sondern Verbesserungen für die Zu-
kunft einzuleiten und so den operativen Bereich langfristig sicherstellen zu können. Wenn die Personal-
fluktuation nicht abreisst, kann es mittel- oder langfristig zur Verschärfung der operativen Sicherstel-
lung des Betriebs kommen. Wechseln wir zur Kommunikation. Bei der Kommunikation ist es 
selbstverständlich, dass die rechtlich geltenden Spielregeln und der GAV eingehalten werden müssen. 
Die Kommunikation kann auf verschiedene Arten gehört werden, sogar wenn sie schriftlich verfasst ist. 
Ob eine Information beim Abgang, namentlich von Frau Bögli, an die gesamte Belegschaft der soH nö-
tig gewesen ist, kann man in Frage stellen. Erscheint aber mein Chef oder meine Chefin morgen nicht 
zur Arbeit, wäre ich froh, das von meinem Arbeitgeber sobald als möglich zu erfahren und nicht aus 
dem Tagesgeschäft oder aus den Medien. So oder so kommuniziert kann es eine Vertrauensbasis oder 
eine Misstrauensbasis sein. Es liegt in der Sache der Natur, dass es bei der Kommunikation, wie in jedem 
anderen Bereich, zu Fehlern kommen kann. In diesem Fall hat die Kommunikation leider nicht zu einer 
Verbesserung oder Beruhigung der Situation geführt. Aus den Antworten des Regierungsrats haben wir 
sonst nicht viel mehr Informationen erhalten, als bereits durch die Medien bekanntgemacht wurden. 
Erfreut können wir festhalten, dass die Kommunikation zwischen der soH und dem Regierungsrat an-
scheinend bestens funktioniert. Wir setzen trotz allem weiter auf das Vertrauen in die Führung, in den 
Verwaltungsrat sowie in die zuständige Regierungsrätin. Wir erwarten durch das interne Wissen ein 
aktives Handeln der Personen, gestützt auf ihre Möglichkeiten, zur Verbesserung des Vertrauens der 
Bevölkerung und der Politik. Nur so kann das Schiff aus der momentan herrschenden stürmischen Lage 
wieder in ruhigere Gewässer überführt werden und zielführend Kurs aufnehmen. Wir begrüssen eine 
unabhängige, anonymisierte Umfrage bei den Mitarbeitenden, um die Verunsicherung verringern zu 
können. Wir hoffen, dass damit die Probleme, die am Standort Solothurn vorhanden sind, erfasst und 
die nötigen Interventionen eingeleitet werden können. Als wichtig erachten wir, dass die Befragung 
unabhängig, anonymisiert und ohne Druck auf die Mitarbeitenden stattfindet, um das gewünschte 
Resultat zu erhalten. Das kann eine Selbstverständlichkeit sein, steht aber nicht so in der Antwort des 
Regierungsrats geschrieben. Die Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP ist von der Beantwortung der Fragen 
teilweise befriedigt. 

Luzia Stocker (SP). Wir bedanken uns beim Regierungsrat für die Beantwortung der Fragen. Die Inter-
pellation gab dem Regierungsrat die Möglichkeit, Stellung zu nehmen und aufzuzeigen, was er macht. 
Einleitend möchte ich sagen, dass wir hinter der soH stehen und die Spitäler stärken und nicht schwä-
chen wollen und das war auch nicht die Absicht der Interpellation. Die jüngsten Ereignisse im Bürgerspi-
tal haben aber nicht dazu beigetragen, dass das Vertrauen und die Sicherheit in die soH und speziell ins 
Bürgerspital Solothurn gestärkt werden. Daher braucht es diese Klärung. Wir sind mit der Beantwortung 
der von uns gestellten Fragen zufrieden. Mehr konnte der Regierungsrat dazu nicht sagen. Wir sind 
aber mit der ganzen Situation nicht zufrieden. Der Regierungsrat zeigt einleitend auf, welche rechtliche 
Situation vorhanden ist, nämlich dass die soH eine eigenständige Aktiengesellschaft ist. Damit zeigt er 
auf, welcher Handlungsspielraum möglich ist. Dieser ist sowohl beim Regierungsrat wie auch bei uns im 
Kantonsrat auf die strategische Ebene beschränkt. Ich komme am Schluss noch einmal darauf zu spre-
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chen. Zu den einzelnen Fragen: Bei den Fragen 1 und 2 nehmen wir beruhigt zur Kenntnis, dass der 
Regierungsrat zu jeder Zeit über die Vorkommnisse im Bürgerspital informiert wurde und somit im Bild 
war. Auch über die Gründe der Freistellung und der Kündigungen war er informiert. Zur Frage 3: Der 
Regierungsrat ist über die aktuelle Stimmung im Bürgerspital und somit wahrscheinlich auch in der gan-
zen soH nicht informiert. Es liegt auf der Hand, dass das nicht für alle Angestellten gleich gilt und dass 
ein Teil der Personals - oder ein grösserer Teil, aber das kann ich nicht beurteilen - im Bürgerspital zu-
frieden ist. Wir hoffen jedoch sehr, dass man die Anliegen und Sorgen von allen ernst nimmt und darauf 
reagiert. Die Verunsicherung beim Personal ist nicht, wie das der Regierungsrat ausführt, nur aufgrund 
der Berichterstattung gross, sondern auch durch die Nichtkommunikation oder durch die unglückliche 
Kommunikation der soH. Eine Mitarbeitendenumfrage ist sicher eine Möglichkeit, um die Stimmung zu 
erfragen. Wir hoffen dabei, dass möglichst alle oder viele an dieser Umfrage teilnehmen und sich auch 
dazu äussern, was sie bewegt oder was sie stört. Dies sollte in dem Sinn sein, wie sich viele Mitarbeiten-
de bei uns gemeldet haben. Sie sollen ihre Sorgen ebenfalls so mitteilen, wie sie das bei uns gemacht 
haben. Selbstredend erwarten wir je nach Ergebnis auch entsprechende Massnahmen. Es ist zu begrüs-
sen, dass sich der Regierungsrat über die Resultate informieren lassen will. Schliesslich ist es wichtig, dass 
der Regierungsrat grundsätzlich weiss, was die Angestellten des grössten Arbeitgebers im Kanton be-
wegt. Zur Frage 5: Die Kommunikation der soH ist unglücklich und zeugt von wenig Fingerspitzenge-
fühl. Es liegt auf der Hand, dass die Kommunikation in einer solchen Situation nicht einfach ist. Umso 
mehr erwarten wir aber von der soH eine transparente und korrekte Information der Öffentlichkeit, um 
das Vertrauen in die soH zu stärken und möglichst wenige Fragen aufkommen zu lassen. Der Regie-
rungsrat führt aus, dass die Kommunikation zu einer Freistellung schwierig und heikel ist. Das sehen wir 
auch so. Aber dafür hat die soH eine professionelle Kommunikationsabteilung. Wir begrüssen es, dass 
der Regierungsrat die eher unglückliche Kommunikation auch so sieht. Wir finden es gut, dass der Re-
gierungsrat die soH aufgefordert hat, transparent zu informieren. Wir haben vom Regierungsrat nicht 
erwartet, dass er sich inhaltlich zu den Vorkommnissen äussert. Aber ein Hinweis, dass man sich der 
Sache annimmt, wäre in dieser Situation vielleicht sinnvoll gewesen. Zu den Fragen 7 und 8: Sie beinhal-
ten den Hauptpunkt. Wir nehmen beruhigt zur Kenntnis, dass die Grundversorgung zu keiner Zeit ge-
fährdet ist oder war. Wir begrüssen es sehr, dass das Gesundheitsamt genau hinschaut, seine Aufsicht 
wahrnimmt und allfällige nötige Massnahmen einleiten würde, wenn das angezeigt wäre. Wir hoffen, 
dass in der soH bald Ruhe einkehrt und sie sich wieder auf ihren Auftrag konzentrieren kann. Anna 
Engeler hat es in ihrem Votum bereits ausgeführt. Das Umfeld im Gesundheitswesen ist so oder so äus-
serst anspruchsvoll und die Herausforderungen sind gross. Es braucht nicht noch zusätzliche Spannun-
gen, die das weiter erschweren. Wie bereits am Anfang erwähnt, sind wir mit der Beantwortung zufrie-
den, nicht aber mit der Situation als solche. Wie der Regierungsrat aber in der Einleitung ausführt, ist 
die soH eine selbständige Aktiengesellschaft. Der Kanton ist für die Sicherstellung der Grundversorgung 
für die Bevölkerung zuständig und nicht für das operative Geschäft. Wir hoffen sehr, dass die ganze 
Situation auch dazu beiträgt, dass künftig transparent, offen und korrekt kommuniziert wird und dass 
die eine oder andere Lehre aus dem Ganzen gezogen wird, damit sich eine solche Situation nicht wie-
derholt. 

Christian Ginsig (glp). Vorweg danke ich dem Regierungsrat bestens für die schnelle Beantwortung der 
gestellten Fragen. Wie der Regierungsrat selber festhält, ist die soH als Aktiengesellschaft nach dem 
Obligationenrecht organisiert. Der Kanton ist alleiniger Aktionär und der Verwaltungsrat ist das strate-
gische Leitorgan. Die soH ist entsprechend öffentliches Gut. Es ist wichtig, dass wir diese wichtigste Insti-
tution in der Gesundheitsversorgung in unserem Kanton auch pflegen und ihr Rechnung tragen. Wenn 
es zu so vielen personellen Veränderungen auf der Führungsebene kommt, löst das automatisch Fragen 
aus. Der Grünliberalen Fraktion ist bewusst, dass - und das gilt bei der Beantwortung von beiden Anfra-
gen - die Persönlichkeitsrechte gewahrt werden müssen. Es trifft jedoch auch zu, dass die Politik bei 
Freistellungen, die mehrfach und gehäuft erfolgen, hinschauen muss. Die soH gehört uns, sie gehört der 
Solothurner Bevölkerung. Die Fragen stellen sich also, ob auch der Regierungsrat seine eigene Strategie 
korrigieren sollte, nämlich beispielsweise, ob er in den erwähnten Leistungsvereinbarungen mit der soH 
klare Spielregeln im Bereich Human Resources definieren und das Thema Mitarbeiterzufriedenheit so-
wie Qualitätsmessungen gegebenenfalls schärfen muss. Das wäre aus unserer Sicht notwendig, um die 
Stimmungslage beim Personal frühzeitiger zu erkennen und somit das Management auch frühzeitig 
Gegenmassnahmen definieren kann. Wir nehmen zu den einzelnen Interpellationen wie folgt Stellung: 
Bei der Interpellation der Fraktion SP/Junge SP wurde gefragt, ob der Regierungsrat informiert wurde. 
Die Kernfrage stellt sich dort, ob die Nachfolge sichergestellt ist. Es ist klar, dass man eine Lösung hat. 
Die Frage blieb jedoch unbeantwortet, warum es gleichzeitig zu mehreren Wechseln gekommen ist. Ich 
komme nun zur Frage 2,  nämlich zum Nicht-Kommunizieren. Es ist zwar verständlich, wenn es nicht zu 
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einer konsolidierten Kommunikation kommen kann. Das heisst aber nicht, dass man auf der strategi-
schen Ebene nicht bereits über Kommunikationskonzepte verfügen würde, um in solchen Fällen trotz-
dem eine gewisse Transparenz gegenüber den Mitarbeitenden möglich zu machen. Zur Frage 4, zur 
Einschätzung des Regierungsrats und zur Stimmungslage: Dort erhalten wir folgende Information, die 
uns schon etwas zu denken gegeben hat: «Die generelle Stimmung beim Personal im Bürgerspital ist uns 
nicht bekannt.» Diese Aussage muss man bei einer so wichtigen Institution tatsächlich mit einem gros-
sen Fragezeichen betrachten. Es sollten regelmässig Kennzahlen zur Mitarbeiterzufriedenheit abgerufen 
werden können. Dass diese im Moment fehlen, ist sicher ein Punkt, der angegangen werden muss. Das 
sollte entweder durch entsprechende Leistungsvereinbarungen seitens des Regierungsrats definiert oder 
über den Verwaltungsrat eingefordert werden. Aus Sicht der Grünliberalen Fraktion braucht es nicht 
nur eine Umfrage zur Mitarbeiterzufriedenheit im Frühling, wie es ausgewiesen wurde. Wir sind der 
Auffassung, dass es eine kontinuierliche Mitarbeiterzufriedenheitsumfrage braucht. Eine solche kann 
jährlich erfolgen und - das ist uns wichtig - sie sollte über alle Standorte gemacht werden. So ist es mög-
lich, einen gewissen Benchmark zu bekommen, wie die Stimmungslage an den verschiedenen Standor-
ten aussieht. Wir stellen fest, dass nur immer das Bürgerspital in der öffentlichen Wahrnehmung ge-
nannt wird. Die soH ist noch an anderen Standorten aktiv. Interessanterweise hört man von dort nichts. 
Da stellen sich Fragen. Ich bin der Meinung, dass sie durch eine kontinuierliche Mitarbeiterzufrieden-
heitsumfrage offengelegt werden können. Ich komme zur Frage 5, nämlich wie der Regierungsrat die 
aktuelle Kommunikation beurteilt. Dieser Spruch gilt auch hier: «Man kann nicht nicht kommunizieren.» 
Wir haben Verständnis für Persönlichkeitsrechte und es ist klar, dass der Persönlichkeitsschutz wichtig 
ist. Umso wichtiger ist aber, dass aufgrund von regelmässigen Personalbefragungen entsprechend 
transparent und kontinuierlich ein Vertrauen wiederhergestellt werden kann gegenüber den Mitarbei-
tenden, aber auch gegenüber der Öffentlichkeit. Die Grünliberale Fraktion ist der Meinung, dass bei so 
vielen Veränderungen insbesondere beim Verwaltungsrat eine Verantwortung liegt, vor allem mit der 
operativen Geschäftsleitung noch mehr kontrollierend hinzuschauen. Der Regierungsrat muss aus unse-
rer Sicht zudem prüfen, ob allfällige Vorgaben in der Leistungsvereinbarung in dieser Beziehung ge-
schärft werden müssen. Ich komme nun noch zur Interpellation der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP. In 
der Frage 4 wird gefragt, ob der Regierungsrat die Probleme kennt, die der Personalfluktuation zu 
Grunde liegen. Aus unserer Sicht wurde das sehr allgemein beantwortet. Bei der Frage geht es nicht 
darum, ob die operative Leitung der soH alle erforderlichen Massnahmen getroffen hat, um den Betrieb 
weiterzuführen. Es geht vielmehr darum, wie es zu dieser Personalfluktuation kommen konnte. Das ist 
die Schlüsselfrage. Ich bin der Meinung, dass der Verwaltungsrat als Aufsichtsorgan eindeutig noch 
deutlicher hinschauen muss und dies vermutlich von der Geschäftsleitung entsprechend noch mehr ein-
fordern sollte. Ansonsten ist die Ausgangslage schwierig. Die Frage 6 wirft die Frage auf, ob der Regie-
rungsrat nicht mehr Einfluss nehmen will. Aus Sicht der Grünliberalen Fraktion braucht es nicht nur die 
Erwartung, dass transparenter kommuniziert wird, sondern nach so vielen Vorfällen sicher auch eine 
klare Erwartung, dass solche Forderungen an die entsprechenden Gremien gestellt werden, insbesonde-
re an den Verwaltungsrat der soH. Es soll noch gezielter hingeschaut werden. Wir danken dem Personal 
der soH für seine tägliche Arbeit, die es in diesen momentan sehr stürmischen Zeiten verrichtet. Wir 
haben die Erwartung, dass sich die Situation hoffentlich bald klären wird. 

Stephanie Ritschard (SVP). Die aktuellen Ereignisse überraschen mich leider nicht. Es zeichnet sich schon 
länger ab, dass in der soH, in der Führung und in der Struktur Probleme bestehen. Wir fragen uns schon, 
wie lange sich der Verwaltungsrat und auch der Regierungsrat hinter ihrer angeblich strategischen Rolle 
verstecken möchten und keine Auskunft geben wollen. Solche negativen Ereignisse sind ein grosser 
Vertrauensverlust. Die schlechte Kommunikation und die Personalprobleme auf der obersten Führungs-
stufe sind sehr wohl strategische Probleme. Da kann sich der Regierungsrat nicht salopp herausnehmen, 
indem er sagt, dass er jetzt lieber nicht in die operative Ebene eingreifen möchte. Das hat hier mit wol-
len nichts mehr zu tun. Er muss endlich handeln und eingreifen. Es ist auch ein gesundheitspolitisches 
und finanzpolitisches Problem für den Kanton als Eigner und als Verantwortlicher für die Versorgungssi-
cherheit, wenn solche Missstände ans Tageslicht kommen. Ich erwarte ganz klar, dass jetzt konkrete 
Massnahmen von Seiten des Regierungsrats und des Verwaltungsrats ergriffen werden. Es braucht allen-
falls eine externe Untersuchung und es braucht dringend eine Veränderung in der Führungskultur, denn 
ansonsten bleiben der Schaden und die Ursache im Raum stehen. Vielleicht wäre es auch hilfreich zu 
sehen, weshalb andere Spitäler keine solchen Probleme haben. Damit hätte man einen Vergleich und 
man könnte daraus lernen. Womöglich macht es Sinn, noch weiter über den Gartenzaun zu blicken, ob 
es erfolgreiche und innovative Spitäler gibt, von denen man etwas abschauen und daraus lernen könn-
te. So, wie das jetzt läuft, ist es definitiv keine Option mehr. Die akuten Missstände müssen behoben 
werden. Die Kommunikation muss transparenter und offener werden - so, wie es das Leitbild wunder-
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bar vorsieht. Nun, bekanntlich nimmt Papier viel an. Hier müssen wir unbedingt von der Theorie in die 
Praxis übergehen. Die oft propagierte Dialogkultur ist leider nicht oder schon lange nicht mehr zu spü-
ren. Für mich ist aber auch klar, dass wir als Parlament und Aufsicht mehr Verantwortung übernehmen 
müssen. Wenn nicht wir, wer sonst? 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Auf der Besuchertribüne begrüsse ich die Schulklasse 
Sek E1b, die gerade eintrifft. Es sind 20 Jugendliche unter der Leitung des Klassenlehrers Philipp Müller 
inklusive einer Praktikantin. Ich wünsche Ihnen allen viel Vergnügen. Wir fahren nun fort mit den Ein-
zelsprechern. 

Thomas Giger (SVP). Aus meiner Sicht sind die folgenden zwei Aspekte in der Antwort des Regierungs-
rats interessant: erstens, wenn es um Corporate Governance geht. Der Regierungsrat erklärt, dass er 
gemäss Gesetz für die Ausübung aller Aktionsrechte zuständig ist. Er ist somit, so verstehe ich es, dafür 
verantwortlich, dass die Spitäler ihren Auftrag ausüben können und dass die Investitionen sowie die 
Interessen des Kantons am Unternehmen nicht gefährdet sind. Gleichzeitig führt er das eigene Hand-
buch der Wirkungsorientierten Verwaltungsführung (WoV) an mit den Richtlinien zur Corporate Gove-
rance, welches vorgibt, wie das zu tun ist. Weiter verweist er auf die Trennung zwischen strategischer 
und operativer Führung. Es ist aber allgemein bekannt, dass die operative und strategische Führung 
nicht klinisch sauber getrennt werden können. So können operative Tätigkeiten schnell eine stark stra-
tegische Komponente erlangen, insbesondere bei Fehlern auf der operativen Ebene. Das sieht man nun 
in diesem Fall. Ebenfalls haben strategische Entscheidungen per Definition einen einschneidenden Ein-
fluss auf die operative Ebene. Wer strategische Entscheidungen fällt, muss sich bewusst sein, was er 
damit operativ bewirkt. Die Antworten des Regierungsrats und das Zitieren der Handbücher zeigen auf, 
dass sich der Regierungsrat diesen Zusammenhängen vielleicht nicht ganz bewusst ist. Er ist etwas gar 
weit weg vom wichtigsten Arbeitgeber und Dienstleister in unserem Kanton. Hier den richtigen Mix 
zwischen strategischer und operativer Einflussnahme zu finden, ist sicher nicht einfach, macht aber wohl 
den Reiz dieser Aufgabe aus. Als Zweites komme ich auf die Kommunikation zu sprechen. Auch hier 
scheint mir der Regierungsrat etwas stark formaljuristisch zu argumentieren. Wenn die oberste Leitung 
einer Institution freigestellt wird und am nächsten Tag nicht mehr zur Arbeit erscheint, muss man den 
Untergebenen eine Geschichte erzählen - wenn möglich eine wahre Geschichte. Nach fünf Minuten 
wissen nämlich alle, dass etwas nicht stimmt, wenn der Chef plötzlich nicht mehr da ist und niemand 
etwas sagen kann oder darf. Dann schiessen die Gerüchte ins Kraut und man verliert schnell einmal die 
Kommunikationsinitiative, wie dieser Fall es wieder beweist. Das Ganze hat dann unabsehbare Folgen. 
Entweder sind die zitierten Gesetze und Regelungen für den vorliegenden Fall nicht brauchbar oder sie 
werden falsch interpretiert. Ich tendiere eher auf den zweiten Fall, weil ich mir nicht vorstellen kann, 
dass ein Gesetz, Richtlinien, Regelungen oder auch ein GAV eine solch absurde Situation herbeiführen 
sollen. Ich möchte noch etwas Generelles anmerken. Der Rat hat gestern beschlossen, dass wir diese 
Sache nur besprechen und den Regierungsrat nicht zum Handeln zwingen wollen. Daher wäre ich per-
sönlich froh, wenn der Regierungsrat den Dialog aufnehmen könnte, um die Situation zu verbessern, sei 
es mit dem Spital oder auch mit dem Rat. Aus meiner Sicht braucht es eine engere Führung des Verwal-
tungsrats und der Geschäftsleitung. In diesem Zusammenhang möchte ich mich weiter erkundigen, wa-
rum im Zusammenhang mit dem Dialog meine Kleine Anfrage aus der letzten Session noch nicht be-
antwortet und keine Begründung dafür abgegeben wurde. Die Antworten auf einige der Fragen wären 
in diesem Zusammenhang jedenfalls von Interesse gewesen, wäre doch das innere Betriebsklima im 
Bürgerspital beleuchtet worden. Der Regierungsrat konstatiert in seiner Interpellationsantwort, dass er 
das Klima nicht kennen würde - dies, obschon eine professionell geführte Organisation wie die soH von 
dieser Grösse jederzeit in der Lage sein müsste, fundierte Aussagen zu diesem Thema zu machen. Ge-
spannt warte ich daher auf eine zeitnahe und fundierte Beantwortung meiner Fragen. 

Marie-Theres Widmer (Die Mitte). Schade ist, dass die Frage 5 der Interpellation der Mitte-Fraktion. Die 
Mitte - EVP nicht ausgeführt wurde. Sind die berufsethischen Grundsätze tatsächlich nur persönliche 
Grundsätze, die den Chefarzt zur Kündigung bewogen haben oder sind es Fragen, die er sich in Bezug 
auf die Abläufe im Spital gestellt hat? Dazu äussert sich der Regierungsrat leider nicht. Ich hoffe doch, 
dass es sich hier nur um persönliche Prinzipien gehandelt hat. Ich wäre froh um eine Antwort. 

Rémy Wyssmann (SVP). Ich teile die Auffassung des Regierungsrats dezidiert nicht, dass hier aus Grün-
den des Persönlichkeitsschutzes keine öffentliche Kommunikation stattfinden durfte. Ich möchte gerne 
begründen, warum das so ist. Es sind zwei wichtige Punkte. Im Fall des Steueramtschefs hat das Verwal-
tungsgericht des Kantons Solothurn gesagt, dass ein Chefbeamter eine öffentliche Person ist und sich 
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nicht auf einen Persönlichkeitsschutz berufen kann. Ich bin der Ansicht, dass eine Spitaldirektorin, die 
nach dem GAV des Staatspersonals angestellt ist, formell und materiell den gleichen Stellenwert wie ein 
Chefbeamter hat. Sie ist eine öffentliche Person. Ich bin auch der Meinung, dass ein Chefarzt beim Kan-
tonsspital, also bei der soH, eine öffentliche Person ist. Das ist der erste Aspekt und ich komme nun zum 
zweiten. In den letzten zehn Jahren erfolgten in der soH insgesamt 250 Freistellungen. Das sind Freistel-
lungen, die im Einvernehmen mit den Angestellten geschehen sind. Auf der anderen Seite gab es 
22 Freistellungen gegen den Willen der Angestellten. Ich spreche hier vom oberen Kader. 
22 erzwungene Freistellungen brauchen nach GAV-Gesetz und nach dem Staatspersonalgesetz einen 
gewichtigen öffentlichen Grund. Ein gewichtiger öffentlicher Grund impliziert das öffentliche Interesse 
an einer Kommunikation, und zwar nicht nur gegenüber der Belegschaft, sondern auch gegenüber den 
280'000 Eigentümern der soH, also auch gegenüber unserer Bevölkerung. Daher teile ich diese Auffas-
sung nicht. Ich frage nun den Regierungsrat öffentlich, welche öffentlichen Interessen im Fall der Spi-
taldirektorin vorlagen, dass man sie gegen ihren Willen freistellen musste. 

Susanne Schaffner (Vorsteherin des Departements des Innern). Ich danke Ihnen für die gute Aufnahme 
der Antworten und für - so habe ich es auf jeden Fall verstanden - die grundsätzliche Aussage, dass die 
Solothurner Spitäler AG eine wichtige Funktion in diesem Kanton inne hat, ein wichtiger Arbeitgeber ist 
und eine wichtige Aufgabe hat, nämlich die Gesundheitsversorgung in unserem Kanton zu gewährleis-
ten. Daher ist es auch dem Regierungsrat ein grosses Anliegen, dass das Spital nicht nur auf der strategi-
schen Ebene funktioniert, sondern auch operativ. Ein noch grösseres Anliegen ist ihm, dass die Mitarbei-
tenden in den Spitälern geschätzt und wertgeschätzt werden und Arbeitsbedingungen vorfinden, damit 
sie zufrieden arbeiten können. Wie wir alle wissen, hat sich die Situation mit der Pandemie verschärft. Es 
gibt ganz viele Faktoren, die grundsätzlich die Situation beim Personal nicht einfacher machen, sondern 
immer schwieriger. Das war bei diesen Antworten auch unsere Hauptaussage. Je knapper die Personal-
ressourcen sind, umso schlechter wird die ganze Arbeitssituation. Das ist uns allen sehr bewusst. Es trifft 
nicht zu, dass sich ein Arbeitgeber, wie das die soH ist, nicht um das Personal kümmert. Selbstverständ-
lich hat man in den letzten Jahren regelmässig Personalumfragen durchgeführt. Die Resultate sind uns 
bekannt. In den letzten zwei Jahren während der Pandemie hat man dem weniger Gewicht gegeben. 
Wir haben die Frage so verstanden, dass man wissen will, wie die Stimmung in der aktuellen Situation 
ist. Diesbezüglich sind wir darauf angewiesen, dass aktuelle Erhebungen gemacht werden können. 
Während der Pandemie habe ich alle Spitalstandorte besucht und mir wurde sehr wohl bewusst, wie 
schwierig die Situation ist. Aber ein persönlicher Eindruck einer Person, die überall nur eine Situation 
sieht, ist nicht massgebend. Ich bin der Ansicht, dass es dazu umfassende Erhebungen braucht. Selbst-
verständlich hat die soH als Arbeitgeber jederzeit auch den Anspruch zu wissen, wie es ihrem Personal 
geht. Das wurde anscheinend missverstanden. Es ging darum, dass man jetzt aktuell eine Erhebung 
macht und den Regierungsrat entsprechend informiert. Von mir aus gesehen wurde richtig erwähnt, wo 
die Verantwortlichkeiten liegen. Wenn es um das Operative geht, so sind dies der Verwaltungsrat und 
die Geschäftsführung der soH. Weiter ist es der Kanton als Eigentümer, der über die Eigentümerstrate-
gie sehr eng im Austausch ist und das, was in der Eigentümerstrategie geschrieben steht, auch ernst 
nimmt. Wir haben schon vor Monaten gesehen, dass wir unsere Eigentümerstrategie überarbeiten müs-
sen, denn sie ist auch schon zehn Jahre alt. Wir werden in diesem Zusammenhang das, was heute gesagt 
wurde, aufnehmen. Es ist ganz klar, dass man gewisse Faktoren verstärken muss, damit man auf eine 
Aktiengesellschaft, die einem gehört, mehr Einfluss nehmen kann. Das heisst aber nicht, dass die Akti-
engesellschaft heute ihren Aufgaben nicht nachkommt. Die Aufgaben im Gesundheitswesen sind heut-
zutage sehr anspruchsvoll. Das habe ich von allen so gehört. Auch in Bezug auf die Personalsituation ist 
die Aufgabe sehr anspruchsvoll, sei es mit den Bedingungen, die bestehen oder mit den finanziell engen 
Korsetts, die es gibt, um diese Aufgaben zu erfüllen. Als Regierungsrat haben wir einerseits die Leis-
tungsaufträge mit den Spitälern. Andererseits übt das Gesundheitsamt grundsätzlich die Aufsicht über 
die Qualität der Gesundheitsversorgung aus. In diesem Zusammenhang ist es uns natürlich ein grosses 
Anliegen - und das nehmen wir auch wahr - immer wieder hinzuschauen, ob die Gesundheitsversorgung 
und die Qualität gewährleistet sind. Unabhängig von den Vorfällen, die nun hier zur Diskussion stehen, 
sind wir der Überzeugung, dass wir die Aufgaben gut wahrnehmen und entsprechend reagieren, wenn 
das nicht so sein sollte. Wir werden aber ein besonderes Augenmerk auf den Standort Solothurn halten, 
um zu sehen, dass auch dort die Qualität gesichert ist, wie das in der Interpellation ausgeführt wurde. 
Im Weiteren möchte ich zur Kommunikation Folgendes sagen: Selbstverständlich verfügt die soH über 
ein Kommunikationskonzept. Wir haben nicht gesagt, dass die soH kein Kommunikationskonzept hat. 
Sollte das nicht so sein, so wäre das tatsächlich sehr bedenklich. Wir sind als Regierungsrat der Auffas-
sung, dass man noch einmal überprüft, wie man die Kommunikation machen möchte, wenn es um Per-
sonalangelegenheiten geht. Es sind öffentlich-rechtliche Arbeitsverhältnisse, bei denen man besondere 
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Einschränkungen hat. Vor allem bei solchen Kündigungen geht es darum, die soH noch einmal aufzu-
fordern zu überprüfen, wie sie die Kommunikation tatsächlich vornimmt und ob es dort Verbesse-
rungsmöglichkeiten gibt. Wir sagen einzig, dass wir wissen möchten, was sie aus dieser Situation gelernt 
haben. Zur Situation der Freistellung kann ich mich nicht äussern. Ich bin der Meinung, dass es sich da-
bei um eine rechtliche und persönliche Abwägung handelt, die die soH als Unternehmen in der Frage 
machen muss, wann und wie sie kommuniziert. Mir erscheint aber ganz wichtig, dass der Regierungsrat 
den Verwaltungsrat aufgefordert hat - so auch den Verwaltungsratspräsidenten - zu kommunizieren. Im 
ersten Moment, als die Freistellung erfolgt ist, hat er selber nicht zur Freistellung kommuniziert. Seit-
dem gab es jedoch noch andere Vorkommnisse. Kurt Fluri ist jederzeit bereit, auch entsprechende Me-
dienanfragen zu beantworten. Er wurde bis heute jedoch nicht mehr angefragt. So gesehen, kann man 
nicht sagen, dass die soH nicht kommuniziert, wenn man gar nicht fragt. Wenn ich die Fragen gehört 
habe, die hier in diesem Raum gestellt wurden, bin ich der Meinung, dass der Verwaltungsrat ganz viele 
Fragen beantworten kann. Es ist nicht Sache des Regierungsrats, diese Position zu übernehmen. Das 
wurde zum Teil auch richtig gesagt. Fazit: Es ist wichtig und richtig, dass wir zu unserer Gesundheitsver-
sorgung und zu einem Unternehmen wie der soH Sorge tragen. Wir müssen aber auch hinschauen, und 
zwar dort, wo wir die Möglichkeiten haben und wo wir als Eigner auch befugt sind. Dort werden wir 
auch hinschauen. Wir sind ständig im Austausch mit der soH, und zwar nicht nur dann, wenn es Proble-
me gibt. Wir stehen dauernd in einem Austausch. Das ist wichtig und wir nehmen das Ganze auch ernst. 
Wir sind überzeugt, dass die Solothurner Spitäler AG einen guten Job macht und die Gesundheitsver-
sorgung gewährleistet ist. Wir sind weiter froh, wenn die Arbeitsbedingungen für das Personal entspre-
chend verbessert werden. 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Besten Dank für diese Erläuterungen und Ausführungen. 
Wir nehmen von den Interpellanten der dringlichen Interpellation von der Fraktion SP/Junge SP zur 
Kenntnis, dass sie von der Antwort befriedigt sind. Die Interpellanten der dringlichen Interpellation der 
Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP sind teilweise befriedigt. 

A 0121/2022 

Auftrag Christof Schauwecker (Grüne, Zuchwil): Veloabstellplätze in Gestaltungsplänen 

Es liegen vor: 

a) Wortlaut des Auftrags vom 6. Juli 2022 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats vom 
24. Oktober 2022: 

 
1. Auftragstext. Der Regierungsrat wird beauftragt, gesetzliche Bestimmungen zu schaffen, um Infra-
struktur sowie Abstellplätze für Velos im Rahmen von Gestaltungsplänen sicherzustellen. Insbesondere 
sollten diese Bestimmungen verpflichtende qualitative sowie quantitative Angaben bezüglich der Be-
reitstellung von Veloabstellplätzen beinhalten. 
2. Begründung. Gemäss § 14 des kantonalen Planungs- und Baugesetzes können Einwohnergemeinden 
Gestaltungspläne erlassen. In diesen können von den Zonenvorschriften abweichende Sondernutzungen 
festgelegt werden. Gestaltungspläne sind das geeignete Instrument, mit denen die Gemeinde Anreize 
zur Nutzung des platzsparenden Veloverkehrs schaffen beziehungsweise einfordern kann. Eine sichere 
und attraktive Veloinfrastruktur mit qualitativ guten Abstellmöglichkeiten ist dafür massgebend. Es 
besteht von Seiten Bauherrschaft kein Anrecht auf Erlass eines Gestaltungsplans. Entsprechend kann der 
Erlass an Bedingungen geknüpft werden, welche den verkehrlichen und/oder umweltpolitischen Zielen 
einer Gemeinde entsprechen. Der Kanton stellt den Gemeinden eine Planungshilfe für den Gestaltungs-
plan zur Verfügung («Der Gestaltungsplan nach solothurnischem Recht – Richtlinie zur Nutzungspla-
nung»). So wird darin unter anderem festgehalten, dass mögliche Inhalte des Gestaltungsplans die Er-
schliessung sowie die Parkierung sind. Im Beispiel für mögliche Sonderbauvorschriften ist unter anderem 
folgendes festgehalten: «Für Mopeds und Velos müssen gedeckte Abstellplätze sichergestellt werden, 
die ebenerdig oder über Rampen zugänglich und der Grösse des Bauvorhabens angepasst sind». Trotz 
der Erwähnung von Abstellplätzen für Velos/Mopeds gilt dies nur als Empfehlung. Es sind also keine 
Pflichtplätze für Velos/Mopeds vorgeschrieben. In der Praxis wird immer wieder festgestellt, dass eben-
erdige Abstellplätze für Velos in den Sonderbauvorschriften vergessen gehen. Im Sinne der Förderung 
des umweltfreundlichen Veloverkehrs sollen verbindliche Bedingungen betreffend Infrastruktur und 
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Abstellplätzen für Velos im Rahmen von Gestaltungsplänen geschaffen und gesetzlich verankert wer-
den. 
3. Stellungnahme des Regierungsrates. Der Veloverkehr und dessen Stellenwert gewannen in den ver-
gangenen Jahren immer mehr an Bedeutung. Insbesondere die Pandemie erwies sich als regelrechter 
Katalysator mit Blick auf die Nutzung des Velos. Naturgemäss führt der Besitz eines Velos dazu, dass 
dieses bei Nichtbenutzung abgestellt werden muss. Der vorliegend zu beantwortende Vorstoss bringt 
vor, gerade in Sonderbauvorschriften von Gestaltungsplänen ginge die Festlegung von Veloabstellplät-
zen oftmals vergessen, weswegen seitens Kanton rechtsverbindlich auf die Errichtung von Veloabstell-
plätzen zu beharren sei. Wie der Auftraggeber zu Recht erwähnt, besteht bei der Erarbeitung von Ge-
staltungsplänen, aber auch bei grösseren Bauvorhaben, die im Baugesuchsverfahren ohne 
Gestaltungsplan realisiert werden, keine kantonale Vorschrift zur Bereitstellung von Veloabstellplätzen. 
Werden also Veloabstellplätze realisiert, so geschieht dies - jedenfalls seitens Gemeinde - auf freiwilliger 
Basis. Hierzu ist anzumerken, dass aus wirtschaftlichen Überlegungen gegenwärtig bei grösseren Über-
bauungen kaum auf Veloabstellplätze oder sogar gesicherte Veloräume verzichtet werden könnte, oh-
ne dass dies der Attraktivität der entsprechenden Wohnüberbauung abträglich wäre. Wird ein Gestal-
tungsplan erarbeitet, so werden im Rahmen der Vorprüfung die kantonalen Fachstellen jeweils zur 
Stellungnahme eingeladen. Dabei äussert sich insbesondere das Amt für Verkehr und Tiefbau (AVT) zu 
Fragen des Strassenverkehrs und der übergeordneten Verkehrsplanung aber auch zum Fuss- und Velo-
verkehr. In diesem Rahmen empfiehlt das AVT jeweils, die Geltung der VSS Normen 40'065 (Bedarfser-
mittlung und Standortwahl von Veloparkierungsanlagen) wie auch SN 40'666 (Projektierung von Velo-
parkierungsanlagen) in den Sonderbauvorschriften zu normieren und äussert sich hierbei zur Lage der 
entsprechend ausgeschiedenen Bereiche im jeweiligen Gestaltungsplan. Dabei handelt es sich um Emp-
fehlungen und nicht um zwingende Vorgaben. Planungsbehörde bei Gestaltungsplänen ist (in den al-
lermeisten Fällen) der Gemeinderat. Es obliegt somit diesem, Gestaltungspläne mit Sonderbauvorschrif-
ten zu beschliessen und - sollten diese (faktisch) von privaten Bauherrschaften erarbeitet werden - 
entsprechende Anforderungen zu stellen. Die Gemeinden können also bereits heute in ihrer Rolle als 
Planungsbehörde auf die Errichtung von Veloabstellplätzen beharren und damit der vom Auftraggeber 
geforderten sicheren und attraktiven Veloinfrastruktur Nachachtung schenken. In den allermeisten 
Fällen dürfte es denn auch - wie bereits vorstehend erwähnt – bereits aus wirtschaftlichen Überlegun-
gen im Interesse der Bauherrschaft aber auch der Gemeinde liegen, zur Steigerung der Attraktivität der 
projektierten Überbauung Veloparkplätze vorzusehen. Es liegt aber der Meinung des Regierungsrats 
nach nicht am Kanton, zu diesem Thema zwingende Vorgaben zu machen, zumal den Gemeinden im 
Rahmen des Erlasses von Sonderbauvorschriften die Möglichkeit offensteht, auf die Erstellung von Ve-
loparkplätzen zu beharren. Abschliessend sei darauf hingewiesen, dass gemäss § 39 Abs. 4 der Kantona-
len Bauverordnung vom 3. Juli 1978 (KBV; BGS 711.61) die Flächen von Velounterständen bei der Ge-
schossflächenziffer privilegiert werden. Eine weitere Förderung von Veloabstellplätzen mittels 
verbindlichen Vorgaben seitens Kanton ist jedoch nicht angezeigt. 
4. Antrag des Regierungsrates. Nichterheblicherklärung. 
 
b) Zustimmender Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission vom 10. November 2022 zum 

Antrag des Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Thomas Lüthi (glp), Sprecher der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission. Dieser Auftrag möchte den 
Regierungsrat beauftragen, gesetzliche Bestimmungen zu schaffen, um die Infrastruktur sowie Abstell-
plätze für Fahrräder im Rahmen von Gestaltungsplänen sicherzustellen. Es sollen verpflichtende, quanti-
tative und qualitative Angaben bezüglich der Bereitstellung von Fahrradabstellplätzen in den Gestal-
tungsplänen enthalten sein. Bereits heute verfügen die Gemeinden über umfassende Möglichkeiten, in 
den Gestaltungsplänen entsprechende Vorschriften zu erlassen. Unsere Kommission hat sich die Frage 
gestellt, ob es reicht, wenn eine Gemeinde die Möglichkeit hat, solche Sonderbauvorschriften in den 
Gestaltungsplänen zu verankern oder ob wir in der kantonalen Gesetzgebung eine Pflicht für solche 
Abstellplätze einführen sollen. Wir haben das Geschäft an unserer Sitzung vom 10. November 
2022 beraten. Eine Kommissionsminderheit argumentiert, dass die Gemeinden sehr wohl die Möglich-
keit haben, Vorschriften in den Gestaltungsplänen zu erlassen. Sie würden aber zu wenig genutzt und 
die Bedürfnisse der Mieter und Mieterinnen, die heute dank der enormen Entwicklungen, beispielsweise 
bei E-Bikes, ganz andere Anforderungen haben, würden zu wenig Gewicht erhalten. Im Gegensatz zur 
frühzeitigen Planung der Autoinfrastruktur, die gesetzlich geregelt ist, würde die Planung der Fahrrad-
infrastruktur bei solchen Projekten entsprechend zu kurz kommen. Die Kommissionsmehrheit argumen-



100 I. Session – 2. Sitzung - 25. Januar 2023 

tiert vor allem mit den Bedenken gegenüber zusätzlichen Regulierungen durch den Kanton im Kompe-
tenzbereich der Gemeinden. Die Mehrheit der Kommission war ausserdem der Meinung, dass sich eine 
gute Fahrradinfrastruktur in solchen Überbauungen durch die Mieterwünsche und den entsprechenden 
Markt automatisch durchsetzen wird. Daher hat die Kommission den Antrag des Regierungsrats auf 
Nichterheblicherklärung mit 10:4 Stimmen ohne Enthaltungen unterstützt. Ich gebe Ihnen noch kurz die 
Fraktionsmeinung der Grünliberalen Fraktion bekannt. Auch unsere Fraktion lehnt den Auftrag ein-
stimmig ab beziehungsweise unterstützt die Nichterheblicherklärung des Regierungsrats. 

Mark Winkler (FDP). Der Kommissionssprecher hat schon vieles gesagt. Ein Investor, der für ein Bauvor-
haben einen Gestaltungsplan auflegt, plant automatisch genügend Plätze für Fahrräder, für Fahrradan-
hänger, aber auch genügend Abstellplätze für Kinderwagen ein. Das entspricht dem heutigen Anspruch 
der Käuferschaft oder der Mieterschaft. Bei einem Verkauf oder einer Vermietung entscheidet schluss-
endlich der Markt. Das ist auch den Investoren bekannt. Sie werden sich nämlich hüten, ohne die genü-
gende Anzahl von Fahrradabstellplätzen zu planen. Zudem haben verschiedene Städte bereits heute 
solche Auflagen. Es braucht folglich keine weiteren unnötigen Vorschriften für die Gemeinden und für 
die Bauwilligen. Unsere Fraktion folgt dem Regierungsrat einstimmig und wird diesen Auftrag nicht 
erheblich erklären. Lassen wir als Kanton die Finger davon, den Gemeinden bei den Gestaltungsplänen 
weitere Auflagen zu machen. 

Susan von Sury-Thomas (Die Mitte). Die Nutzung von Fahrrädern und insbesondere von E-Bikes nimmt in 
der Bevölkerung stark zu. Es ist zudem unbestritten, dass mit einer grösseren Anzahl von Fahrrädern 
und Bikes auch der Bedarf an Infrastruktur, besonders für Abstellplätze, zunimmt. In den Sonderbauvor-
schriften der Gestaltungspläne können Anforderungen an Fahrradparkplätze erwähnt werden. Bei der 
Vorprüfung der Gestaltungspläne weist der Kanton, das Amt für Raumplanung, systematisch auf die 
Möglichkeiten hin. Es ist auch unsere Meinung, wie diejenige des Regierungsrats, dass dafür keine neu-
en gesetzlichen Grundlagen nötig sind. Die Gemeinden sind bei der Erarbeitung von Gestaltungsplänen 
die Planungsbehörde. Es ist Sache der Gemeinde, der Bauherrschaft die richtigen Anforderungen zu 
stellen. Das ist zwar freiwillig, aber vor allem seit Corona ist sich die Bauherrschaft der Bedeutung von 
Fahrrädern und E-Bikes bewusst. Ohne die Infrastruktur von Abstellplätzen, die es dafür braucht - vor 
allem auch für Fahrräder mit Anhänger - sind neue Überbauungen nicht so attraktiv. Es braucht hier 
Überzeugungsarbeit, aber keinen Zwang. Vertrauen wir darauf, dass die Gemeinderäte und Gemeinde-
rätinnen zusammen mit der Bauherrschaft und unter Anleitung und Aufsicht der kantonalen Behörden 
den richtigen Entscheid fällen. Die Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP ist aus diesen Gründen für die Nicht-
erheblicherklärung des Auftrags. 

Marianne Wyss (SP). Wer schon in Frankreich, Deutschland oder Italien mit dem Fahrrad unterwegs war, 
staunt nicht schlecht. Da gibt es ganze Fahrradstationen. Solches ist man sich sonst nur für Autos ge-
wöhnt. Es sind richtig ausgearbeitete Fahrradlandschaften zur Förderung der Fahrradmobilität. Ich dan-
ke Christof Schauwecker für diesen Auftrag. Für Autoabstellplätze bestehen bereits gesetzliche Vorga-
ben, für Fahrräder sind es nur Richtlinien. Die Pflichtplätze für Fahrräder und Mopeds, welche überdacht 
sind, sind in den Gestaltungsplänen nicht vorgeschrieben. Für die Erstellung von guten, leicht zugängli-
chen Abstellplätzen ist man auf Investoreninteresse angewiesen. Ein vermehrter Trend zum Fahrradver-
kehr und zur Elektrifizierung des Fahrradverkehrs zeichnet sich in den letzten 20 Jahren ab. Umsichtige 
Investoren achten bereits darauf, bei Neubauten genügend Einstellplätze für Fahrräder zu schaffen. Es 
ist aber auch auf Gemeindegebiet wichtig, gedeckte Abstellplätze für Fahrräder am richtigen Ort zu 
schaffen. Leider gibt es aber Bauherren, die das versäumen. Oftmals werden Abstellplätze geschaffen, 
die aber gar nicht an einer geeigneten Lage sind. Den Abstellplätzen für Fahrräder wird nur am Rande 
Gewicht beigemessen. Mit einer geeigneten Infrastruktur kann weiter dazu beigetragen werden, den 
Fahrradverkehr noch attraktiver zu gestalten. Den Fahrradverkehr mehr zu fördern, ist nicht nur ein 
lauter Appell von Pro-Fahrrad-Organisationen. Wie kann das gefördert werden? So steht zum Beispiel 
die Förderung des Fahrradverkehrs im Kanton Basel-Stadt seit über 30 Jahren oben auf der politischen 
Agenda. Die Fahrradinfrastruktur ist gut ausgebaut. Entsprechend legen die Basler und Baslerinnen 
auch rund 17 % ihrer Wege mit dem Fahrrad zurück. Die Gründe für die Förderung des Fahrradverkehrs 
sind leicht ersichtlich. Rasch, direkt und sicher - so sollen alle mit dem Fahrrad von A nach B gelangen. 
Eine funktionierende Kombination von Schienen- und Fahrradverkehr ist besonders in siedlungsdichten 
Gebieten wichtig. So stehen bei der Fahrradinfrastruktur der Stadt Basel drei Schlüsselaspekte im Fokus. 
Wenn auf Strassen Unterhaltsarbeiten stattfinden, wird auch die Infrastruktur für den Fahrradverkehr 
verbessert. Weiter soll Basel-Stadt mehr und bessere Fahrradabstellplätze erhalten und die Fahrradrou-
ten sollen zu einem sicheren und zusammenhängenden Netz weiterentwickelt werden. Die Parkiersitua-
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tion für Fahrradfahrende ist ein wichtiger Faktor für eine fahrradfreundliche Gemeinde. Daher baut die 
Fahrradstadt Basel das Angebot an Fahrradabstellplätzen im öffentlichen Verkehr laufend aus und ver-
bessert damit auch die Parkiersituation für Fahrradfahrende. Im Teilrichtplan Fahrrad der Stadt Basel 
sind die Fahrradparkieranlagen von kantonaler Bedeutung festgehalten. Mit der kantonalen Fahrrad-
parkplatz-Verordnung liegen zudem qualitative und quantitative Anforderungen an Bauprojekte von 
Privaten vor. So ist sichergestellt, dass die Fahrradparkierung auch bei den Privaten angemessen berück-
sichtigt wird. Wird die Fahrradparkierung in den Gestaltungsplänen der Gemeinden aufgenommen, 
könnte der Kanton Solothurn mit dem vorliegenden Auftrag dem Beispiel der Stadt Basel folgen. Die 
Fraktion SP/Junge SP unterstützt diesen Auftrag und wird mehrheitlich für die Erheblicherklärung stim-
men. 

Johannes Brons (SVP). Die SVP-Fraktion ist bei diesem Auftrag auch der Meinung, dass die Planungsbe-
hörde für die Gestaltungspläne die Gemeinden sind. Als Beispiel kann ich speziell erwähnen, dass bei 
der ÖV-Drehscheibe Schönenwerd die SBB beim Bahnhof automatisch Parkplätze für Fahrräder erstellt 
haben. Es hätte keinen Sinn gemacht, wenn die Gemeinde noch zusätzliche Abstellplätze für Fahrräder 
realisiert hätte. In Wöschnau gib es neue Bushaltestellen. Auch dort wurden automatisch gedeckte Fahr-
radabstellplätze eingerichtet. Bei Neubauten ist das schon seit mehreren Jahren Standard. Ich kenne 
keinen Neubau, der keine Abstellplätze für Fahrräder hat. Es werden immer genügend Abstellplätze für 
Fahrräder mitgebaut. Bei Renovierungen und Umbauten von Altbauwohnungen kann es vorkommen, 
dass auch neu keine Abstellplätze für Fahrräder realisiert werden können, weil es schlicht und einfach 
aus Platzgründen nicht möglich ist oder nur mit hohen Kosten realisiert werden kann. Wenn nun Aufla-
gen erzwungen werden, kann es vorkommen, dass bei Altliegenschaften nicht mehr investiert wird oder 
dies nur mit einem hohen finanziellen und zeitlichen Aufwand für die Bewilligungsverfahren geschieht. 
Das ist für beide Seiten nicht wünschenswert und bringt auch nichts. Die SVP-Fraktion wird diesen Fahr-
radauftrag klar ablehnen. 

Christof Schauwecker (Grüne). Zuerst möchte ich mich dafür bedanken, dass wir das Geschäft von ges-
tern auf heute verschieben konnten und dass heute die Traktandenliste kreativ und flexibel angepasst 
wurde, unter Berücksichtigung meiner Funktion im Wahlbüro. In meiner Funktion als Präsident des VCS 
Sektion Kanton Solothurn sehe ich fast täglich, dass bei grossen Bauprojekten entsprechende Infrastruk-
turen für Fahrräder fehlen oder nicht genügend bedacht werden. Hier möchte ich betonen, dass dieser 
Auftrag grössere Projekte betrifft, die einen Gestaltungsplan bedingen. Es geht nicht um Umbauten von 
Altbauliegenschaften oder um die Erstellung von Einfamilienhäusern. Das heisst beispielsweise, dass bei 
grossen Bauprojekten keine oder zu wenig Abstellplätze für Fahrräder eingeplant werden. Die Abstell-
plätze sind nicht überdacht, die Fahrräder können nicht genügend angekettet werden, die Abstellplätze 
sind bei Dunkelheit nicht beleuchtet, schlecht zugänglich oder es besteht keine Möglichkeit, um das 
Strom-Elektrofahrrad aufzuladen. Es gibt natürlich bereits jetzt erfreuliche Beispiele. Wir haben es vor-
hin schon einige Male gehört. Ich habe den Auftrag jedoch nicht für diejenigen eingereicht, die schon 
auf freiwilliger Basis fahrradfreundlich planen und bauen, sondern um die Qualität von allen Projekten 
zu verbessern. Fahrradfahren ist bekanntlich nicht nur für die eigene Gesundheit förderlich, sondern 
belastet auch die Umwelt um ein Vielfaches weniger, als das mit anderen Fortbewegungsmitteln der Fall 
ist. Hinzu kommt, dass diejenigen, die das Fahrrad benutzen, unsere Strassen praktisch nicht belasten 
und so die Strassenkasse nur unwesentlich in Anspruch nehmen. Noch in diesem Jahr veröffentlicht der 
Kanton den Fahrradnetzplan. Dieser wird Fahrradrouten für den Alltag, aber auch für die Freizeit auf-
zeigen. Es ist klar, dass ein attraktiver Fahrradkanton neben attraktiven Fahrradrouten auch genügend 
und vor allem richtig platzierte Abstellplätze für Fahrräder braucht. Vergleichbar wäre das, wenn man 
ein toll ausgebautes und dichtes Eisenbahnnetz hat, aber nur ungenügende und zu wenig Bahnhöfe. 
Gerne möchte ich Sie daran erinnern, dass im Jahr 2018 die Solothurner Stimmbevölkerung den Bundes-
beschluss zur Fahrradförderung mit über 70 % deutlich angenommen hat. Damit haben wir von der 
Bevölkerung einen klaren und deutlichen Auftrag bekommen, konkrete Fahrradförderung zu betreiben. 
Ganz im Sinn einer umfassenden Fahrradförderung hin zu einem Fahrradkanton, bitte ich Sie, den vor-
liegenden Auftrag erheblich zu erklären. Besten Dank für Ihre Unterstützung. 

Remo Bill (SP). Ich unterstütze den Auftrag von Christof Schauwecker, dass Abstellplätze für Fahrräder 
im Rahmen von Gestaltungsplänen sicherzustellen sind. Zum Beispiel in der Stadt Grenchen wird der 
Gestaltungsplan bei Projekten an städtebaulich wichtigen Standorten vom Gemeinderat als Planungs-
behörde gefordert und vom Gemeinderat auch zur öffentlichen Auflage genehmigt. Die notwendigen 
planerischen Auflagen wie auch die gedeckten Fahrradparkplätze müssen im Gestaltungsplan explizit 
ausgewiesen werden. Nebst den geplanten Gebäuden oder Bauten muss das ganze Grundstück mit den 
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Nutzungen in die Planung miteinbezogen werden und im Gestaltungsplan ersichtlich sein. Dazu gehö-
ren im Gestaltungsplan auch die Standorte der ebenerdigen oder über Rampen zugänglichen Parkplätze 
für Autos sowie die gedeckten Abstellplätze für Mopeds und Fahrräder. Zudem sind im Gestaltungsplan 
auch die Standorte für Abfallcontainer, die Anordnung von Bäumen mit den Grünflächen, die Zu-
gangswege und je nach Projekt auch die Kinderspielplätze und anderes auszuweisen. Die Fraktion 
SP/Junge SP befürwortet daher, wie im Auftrag verlangt, dass vom Regierungsrat die verbindlichen Best-
immungen geschaffen werden, damit auch die Abstellplätze für Fahrräder im Rahmen von Gestaltungs-
plänen geschaffen und gesetzlich verankert werden. 

Christian Thalmann (FDP). Ich möchte die Diskussion nicht verlängern, aber mich hat im Votum von Kol-
legin Marianne Wyss etwas gestört. Sie hat ungefähr die Hälfte ihrer Zeit dafür verwendet, Vergleiche 
mit der Stadt Basel anzustellen. Das geht nicht, denn wir sind hier im Kanton Solothurn. Es gibt ver-
schiedene Abweichungen zwischen den Kantonen Solothurn und Basel-Stadt. Basel ist eine grosse Stadt, 
sehr modern oder sie möchte sich zumindest modern geben. Wenn man nun für jede Einwohnerge-
meinde Vorgaben oder Auflagen machen will, so wäre das unvernünftig, ist doch unser Kanton sehr 
ländlich geprägt. In Städten wie Olten oder Solothurn mag das Sinn machen. Ich denke zwar auch nicht, 
dass dies so ist, denn es sind alles noch ländliche Städte. Wir wollen das doch bewahren. Aktuell geht 
die Stadt Basel so weit - das habe ich heute in der Basellandschaftlichen Zeitung (bz) gelesen - dass Ein-
sprachen gemacht werden, weil auf ganzen Strassenzeilen die Parkplätze aufgehoben werden. Die 
Menschen, die dort wohnen, haben keine Möglichkeit mehr zu parkieren. Der Grund dafür ist, dass 
schon ein Radweg besteht, er aber 20 Zentimeter zu wenig breit ist. Das macht doch auch keinen Sinn. 
Ich bin für das Fahrradfahren, das ist eine wunderbare Sache, aber ich bin für ein vernünftiges Fahrrad-
fahren und für das Betreiben einer vernünftigen Politik. 

Markus Spielmann (FDP). Der Kollege Christian Thalmann von der eigenen Fraktion hat schon fast das 
Gleiche gesagt. Aber wenn wir nun am Replizieren sind, so möchte ich nicht auf Basel blicken, sondern 
etwas in der Nähe bleiben und nach Grenchen schauen. Gerne möchte ich auf den Fraktionssprecher der 
Fraktion SP/Junge SP zurückkommen, der Grenchen als Beispiel genannt hat. Er sagt im Ergebnis, dass 
das in Grenchen schon gemacht wird. Daher stimmen wir als Fraktion SP/Junge SP zu. Er liefert damit 
aber genau das Argument, warum man hier Nein sagen muss. Die Städte machen es bereits dort, wo es 
notwendig ist. Wir können nicht eine ländliche Gemeinde im Bucheggberg über den gleichen Leisten 
schlagen wie Grenchen, wo vielleicht mehr Fahrrad gefahren wird. Wenn ich in Grenchen an den Bahn-
hof gelangen möchte und im zweiten Tal im Bucheggberg bin, benötige ich mehr Zeit, um zum Bahnhof 
zu gelangen. Man muss den Gemeinden die Autonomie belassen, die Gestaltungsplanvorgaben so zu 
machen, wie es vor Ort Sinn macht und nicht alles so zu tun, wie es in Grenchen oder in Olten ist. In 
Olten gibt es das übrigens aus, indem man sehr weitreichende Auflagen in Gestaltungsplänen macht. 
Das beweist, dass es funktioniert. Es braucht nun nicht wieder den Kanton, der für alle Gestaltungspläne 
im ganzen Kanton das Gleiche vorgibt. Daher: nicht erheblich erklären. 

Tobias Fischer (SVP). Ich möchte auch kurz ein Votum abgeben in Bezug auf die Abstellplätze für Fahr-
räder. Eigentlich kann ich mich den Ausführungen von Mark Winkler anschliessen. Schlussendlich gehört 
das Thema in den Bereich eines Bauherrn, der die Immobilien plant. Das ist ganz klar, die Attraktivität 
der Überbauung wird damit erhöht. Ich komme nun noch auf das Votum in Bezug auf die Lichtver-
schmutzung zu sprechen, vor allem bei den Parkplätzen, die im Aussenraum angesiedelt werden. Man 
muss beachten, dass es dort auch wieder Auflagen hinsichtlich der Lichtverschmutzung gibt. Für die 
Umwelt ist die Beleuchtung nicht so gut. Daher muss man aufpassen, dass man nicht allzu viele Aufla-
gen in die ganze Sache aufnimmt. Im Allgemeinen muss ich sagen, dass die Gestaltungsplanverfahren 
heute schon sehr kompliziert sind. Ich kenne Personen, die sich seit sechs Jahren mit Gestaltungsplänen 
beschäftigen und es bestehen noch keine Aussichten, dass die Baubewilligung erfolgen wird. Wenn man 
nun hier noch mehr hineinpackt, so bedeutet das, dass es noch unattraktiver ist. Vor allem für die Be-
völkerung bedeutet das wiederum, dass ein Grundstück einen Minderwert hat, wenn diesem Grund-
stück eine Gestaltungsplanpflicht auferlegt wird. Weiter kann man auf den Grundstücken, auf denen 
keine Pflicht besteht, machen, was man will. So gesehen, bin ich unbedingt der Meinung, dass man 
diesen Auftrag nicht erheblich erklären darf. 

Sandra Kolly (Vorsteherin des Bau- und Justizdepartements). Ich möchte gerne zwei, drei Dinge erwäh-
nen. Wenn der Regierungsrat auf die Nichterheblicherklärung plädiert, so heisst das nicht, dass wir den 
Fahrradverkehr nicht fördern wollen - ganz im Gegenteil. Es wurde erwähnt, dass wir im Legislaturplan 
einen Fahrradnetzplan aufgeführt haben. Wir befinden uns in der nächsten Richtplananpassung und 
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dort wollen wir auch die Vorrangrouten verankern. Gerne möchte ich den Bezug auf den Kanton Basel-
Stadt aufnehmen und auf die Aussagen von Marianne Wyss zurückkommen. In diesem Fall müssen wir 
den Vergleich nicht scheuen. Sie hat erwähnt, dass der Kanton Basel-Stadt bei der Sanierung von Stras-
sen darauf achtet, was man für den Fahrradverkehr machen kann, damit dieser sicherer wird. Das ma-
chen wir ebenfalls. Das gehört standardmässig dazu. Weiter wurde erwähnt, dass die Fahrradrouten 
weiterentwickelt und vernetzt werden. Auch das machen wir. Ich nenne hierzu noch einmal das Stich-
wort Fahrradnetzplan. Dieser hört nicht an den Kantonsgrenzen auf, sondern er führt weiter in die 
Nachbarkantone und daher ist das Ganze ziemlich komplex. Ich muss sagen, dass ich in diesem Bereich 
den Vergleich nicht scheue. Ehrlich gesagt war ich beim Votum von Remo Bill etwas baff. Ich hätte er-
wartet, dass er am Schluss sagt, dass man aus diesem Grund die Vorschriften nicht brauchen würde. Er 
hat schön aufgezeigt, was der Regierungsrat sagt, nämlich dass die Gemeinden und die Städte das tun 
dürfen und tun können. Dazu braucht es nicht den Kanton und es braucht nicht das Amt für Raumpla-
nung (ARP), die wieder einmal eine neue Vorschrift erlassen. Daher habe ich eigentlich erwartet, dass 
Remo Bill sagt, dass er den Auftrag aus diesem Grund nicht erheblich erklären wird. Vielleicht habe ich 
da etwas nicht verstanden. Ich möchte weiter darauf hinweisen, dass der Markt die Regelung über-
nimmt. Ich persönlich würde in keine neue Überbauung ziehen, in der weit und breit kein Abstellplatz 
für die Fahrräder vorhanden ist. Das gilt auch, wenn ich an der Fulenbacherstrasse wohnen würde und 
der Abstellplatz bei der Dorfhalle oben platziert ist. Ich bin der Meinung, dass der Markt das alles selber 
regelt. Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass sich der Regierungsrat für die Nichterheblicher-
klärung ausspricht, weil er der Meinung ist, dass es diese Vorschrift nicht braucht. Aber die Fahrräder 
und der Fahrradnetzplan sind dem Regierungsrat sehr wichtig und wir werden ihn forcieren. Ich danke 
Ihnen, wenn Sie für die Nichterheblicherklärung stimmen. 
  
Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 13] 
 
Für Erheblicherklärung 28 Stimmen 
Dagegen 66 Stimmen 
Enthaltungen 1 Stimme 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), Präsidentin. Damit kommen wir zum Ende dieser Session und zum 
Ende des heutigen Sessionstages. Ich möchte es nicht unterlassen - und das muss ich formell auch so 
handhaben - die eingereichten Vorstösse der Januar-Session zu verlesen. Sie haben Platz auf einer Seite, 
aber nicht, weil es so wenige sind, sondern weil es so klein geschrieben ist. Als Neuerung für den Kan-
tonsrat habe ich beliebt gemacht, dass man die Titel parallel zu meiner Aufzählung auch am Bildschirm 
mitlesen kann. Die Schrift ist dort nicht viel grösser als auf meiner Vorlage. Eingegangen sind total 
26 Vorstösse, und zwar neun Aufträge, sechs Interpellationen, zehn Kleine Anfragen und ein Veto. Wir 
haben sehr gut gearbeitet. Ich danke Ihnen für die sachliche Diskussion. Ich danke Ihnen auch, dass Sie 
ein wenig Verständnis gezeigt haben für meine anfängliche technische Einarbeitungszeit. Ich schliesse 
diese Session und wünsche allen schöne Skiferien sowie eine schöne Fasnacht. Wir sehen uns im März 
wieder. 
 
Neu eingereichte Vorstösse: 

A 0007/2023 

Auftrag Fraktion SVP: Aktionärsrechte des Volkes an die Volksvertreter: Transparenz schon 

2023 schaffen 

 
Die Rechtsbeziehung zwischen dem Kanton und dem kantonalen Spital ist so auszugestalten, dass der 
Kantonsrat alle dem Kanton zustehenden Aktionärsrechte ausübt. Neu soll der Kantonsrat auch zustän-
dig sein für die Genehmigung der Leistungsaufträge. 
 
Begründung: Die jüngsten Ereignisse rund um den Abgang der Direktorin des Bürgerspitals und eines 
weiteren Chefarztes haben einmal mehr gezeigt, dass die Spitalpolitik des Regierungsrates und die Per-
sonalpolitik des Verwaltungsrates des kantonalen Spitals gescheitert ist. 22 erzwungene Freistellungen 
in den letzten 10 Jahren belegen dies. Offensichtlich erfolgen wiederholt kostspielige Personalmutatio-
nen, welche nicht oder im Falle des Chefarztes der Klinik für Allgemeine Innere und Notfallmedizin 
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sogar zugestanden falsch und für die Öffentlichkeit bewusst irreführend, kommuniziert werden, ob-
wohl öffentliche Interessen tangiert sind. CEO, Verwaltungsrat und die zuständige Regierungsrätin hül-
len sich in Schweigen. Die Direktorin erfährt erst aus den Medien von ihrer eigenen Freistellung. Zur 
Schaffung von Transparenz ist es erforderlich, dass die Aktionärsrechte der Solothurner Spitäler (soH) 
neu vom Kantonsrat ausgeübt werden. Mindestens das sind wir der Belegschaft des Spitals, aber auch 
den 281'415 Eigentümerinnen und Eigentümern des Spitals schuldig. Zugunsten einer Kompetenz des 
Regierungsrates kann mittlerweile auch deshalb nicht ausgegangen werden, weil sich die Arbeit des 
Regierungsrates in den vergangenen Jahren durch Inkompetenz und offensichtlich fehlenden Willen, 
seine Aufsichtsfunktion wahrzunehmen, auszeichnete und sich ansonsten auf Unzuständigkeitserklä-
rungen beschränkte. Auch im Bereich der Leistungsaufträge nehmen Regierungsrat und das zuständige 
Departement ihre Verantwortung nicht wahr. Die bestehenden Leistungsaufträge sind derart dünn und 
nichtssagend, dass sie die Bezeichnung «Leistungsauftrag» nicht verdienen. Der Leistungsauftrag an das 
kantonale Spital sollte zumindest die Anforderungen betreffend Grundversorgung und erweiterter 
Grundversorgung eindeutig festlegen und der schleichenden Verlagerung der soH im Bereiche der Lu-
xusmedizin zu Lasten der Grundversorgung Einhalt gebieten. Der heute bloss rudimentäre Leistungsauf-
trag, der den kantonalen Spitälern jedes Jahr rund 300 Millionen Franken an Steuergeldern zusichert, 
beweist, dass Regierungsrat und Departement sich auch hier durch kompletten Führungsunwillen aus-
zeichnen. Dem Kantonsrat soll deshalb hier neu eine Genehmigungsfunktion zukommen. 
Zur Dringlichkeit: Es besteht ein akutes Führungs- und Kommunikationsproblem mit Wiederholungsge-
fahr, das dringend nach Abhilfe verlangt. Wenn wir als gewählte Vertreter des Volkes nicht jetzt die 
politische und aktionärsrechtliche Verantwortung für das Solothurner Spital übernehmen, wird es auch 
2023 keine Besserung geben und die unersetzliche Belegschaft des kantonalen Spitals verliert endgültig 
jegliches Vertrauen in die politischen Institutionen.  
 
Unterschriften: 1. Rémy Wyssmann, 2. Werner Ruchti, 3. Roberto Conti, Richard Aschberger, Matthias 
Borner, Johannes Brons, Markus Dick, Tobias Fischer, Josef Fluri, Thomas Giger, Walter Gurtner, Sibylle 
Jeker, Kevin Kunz, Beat Künzli, Adrian Läng, Andrea Meppiel, Christine Rütti, Silvia Stöckli (18) 

ID 0008/2023 

Dringliche Interpellation Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP: Ungeklärte wiederholte personelle 

Unruhen und Abgänge bei der Solothurner Spitäler AG 

  
Die Solothurner Spitäler AG (soH) kommt aus den vorwiegend negativ behafteten Schlagzeilen nicht 
mehr heraus. Der Druck auf die Geschäftsleitung, namentlich den CEO und den Verwaltungsrat, nimmt 
zu und man wird den Verdacht nicht los, das Problem nicht an der Wurzel packen zu können. Die neus-
ten Personalabgänge hinterlassen viele offene Fragen zur aktuellen Lage. Diese Fragen müssen drin-
gend geklärt werden, um die Grundversorgung durch die soH für unsere Bevölkerung nicht zu gefähr-
den. Der Reputationsschaden muss schnellstmöglich behoben werden. Die Fraktion Die Mitte - EVP steht 
hinter der Institution Solothurner Spitäler AG und ihren Mitarbeitenden. Damit dieses Vertrauen länger-
fristig sichergestellt werden kann, bitten wir die Regierung um die Beantwortung folgender Fragen: 
1. Wie/Wann wurde die zuständige Regierungsrätin über die Vorfälle und die Kommunikation der 

Freistellung der Direktorin des Bürgerspitals, des Chefarztes und des stellvertretenden Chefarztes 
Allgemeine Innere Notfallmedizin informiert? 

2. Warum wurden weder Mitarbeitende der soH, die Öffentlichkeit noch die Sozial- und Gesundheits-
kommission proaktiv informiert? 

3. Nicht zu kommunizieren ist bekanntlich die schlechteste Kommunikation. Wie beurteilt die Regie-
rung die Kommunikationskultur der soH? Welche Schritte werden eingeleitet, um diesen Umstand zu 
verbessern? 

4. Kennt die Regierung die der Personalfluktuation zu Grunde liegende Problematik? Was kann/wird 
die Regierung unternehmen, um diese rasch zu beheben? 

5. Unsicherheit und Schrecken schürte unseres Erachtens die Aussage vom Chefarzt Klinik Allgemeine 
Innere und Notfallmedizin. Was verbirgt sich hinter den berufsethischen Grundsätzen, welche es 
dem Arzt nicht mehr erlaubten, weiter seine Arbeit bei der soH auszuführen?  

6. Wie wird die Regierung Einfluss nehmen, damit die soH den Reputationsschaden schnellstmöglich 
beheben kann? 



 I. Session – 2. Sitzung - 25. Januar 2023 105 

7. Ist sichergestellt, dass trotz der aktuellen Turbulenzen die Versorgung der Patienten und Patienten 
ordentlich funktioniert? 
 

Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Rolf Jeggli, 2. Patrick Friker, 3. Michael Ochsenbein, Rea Eng-Meister, Kuno Gasser, 
Fabian Gloor, Karin Kissling, Edgar Kupper, Matthias Meier-Moreno, Tamara Mühlemann Vescovi, Georg 
Nussbaumer, Daniel Nützi, Patrick Schlatter, Sarah Schreiber, Thomas Studer, Bruno Vögtli, Benjamin 
von Däniken, Susan von Sury-Thomas, Marie-Theres Widmer, André Wyss (20) 

ID 0009/2023 

Dringliche Interpellation Fraktion SP/Junge SP: Situation im Bürgerspital Solothurn der Solo-

thurner Spitäler AG 

  
Am 8.1.2023 wurde via Medien bekannt, dass die Direktorin des Bürgerspitals Solothurn bereits am 
19.12.2022 freigestellt worden ist. Am 11.1.2023 reichte der Chefarzt der Inneren Medizin und Notfall-
medizin seine Kündigung mit der Begründung ein: «Er habe berufsethische und moralische Grundsätze, 
die es ihm in der aktuellen Situation nicht mehr erlauben, in diesem Betrieb tätig zu sein». Dies wurde 
von der Solothurner Spitäler AG (soH) kommuniziert, allerdings mit einer anderen Begründung. Am 
13.1.2023 konnte den Medien entnommen werden, dass sich die soH für die fehlerhafte Kommunikation 
entschuldigt. Die Regierung äusserte sich zu der ganzen Situation nicht und verwies auf die operative 
Ebene.  
In diesem Zusammenhang bitten wir den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 
1. Ist der Regierungsrat über die Situation im Bürgerspital Solothurn informiert?   
2. Wann wurde der Regierungsrat über die Freistellung informiert und wurden ihm die Gründe darge-

legt?   
3. Warum wurde die Freistellung intern den Mitarbeitenden nicht kommuniziert?  
4. Wie schätzt der Regierungsrat die Stimmung beim Personal im Bürgerspital Solothurn ein? Wird er 

die Stimmungslage erfragen? Und wenn ja, wie?  
5. Wie beurteilt der Regierungsrat die aktuelle Kommunikation der soH?  
6. Wie beurteilt der Regierungsrat die eigene Kommunikation in dieser Sache?  
7. Wie stellt der Regierungsrat sicher, dass in dieser Situation die medizinische Grundversorgung der 

Bevölkerung gewährleistet ist?   
8. Kann sich der Regierungsrat vorstellen, eine interne Untersuchung einzuleiten, um Gewissheit zu 

haben, dass die Grundversorgung gewährleistet ist?   
 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Luzia Stocker, 2. Nadine Vögeli, 3. Hardy Jäggi, Melina Aletti, Markus Ammann, 
Matthias Anderegg, Remo Bill, Simon Bürki, Simon Esslinger, Silvia Fröhlicher, Philipp Heri, Stefan Hug, 
Karin Kälin, Franziska Rohner, Farah Rumy, Marianne Wyss, Nicole Wyss (17) 

K 0010/2023 

Kleine Anfrage André Wyss (EVP, Rohr): Künstliche Intelligenz 

  
Das Thema Künstliche Intelligenz (KI) schreitet rasant voran und führt in mancherlei Hinsicht zu ver-
schiedenen neuen Herausforderungen. Für den Kanton Solothurn dürfte sich primär die Frage stellen, 
wie die KI im Rahmen der Verwaltungstätigkeiten des Kantons und der Gemeinden zielgerichtet einge-
setzt werden kann. Andererseits geht es aber auch darum, allfälliges Missbrauchspotential frühzeitig zu 
erkennen und diesem entgegenzuwirken. Auch im Bereich der Schulbildung eröffnen sich neue Fragen, 
ist doch das Erkennen von KI-gestützten Texten je länger, je weniger auf den ersten Blick möglich. So 
gibt es bereits heute Berichte darüber, dass KI fähig ist, wissenschaftliche Arbeiten zu schreiben. Da die 
Kantone für das Schulwesen und somit auch für die Qualitätssicherung zuständig sind, sind sie gefor-
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dert, den Schulen und den Lehrpersonen frühzeitig die nötige Unterstützung bereitzustellen und im 
Rahmen der Ausbildung nötige Richtlinien zu erlassen. Trotz der hohen Aktualität und der raschen Ent-
wicklung sucht man in der Digitalisierungsstrategie «Impulsprogramm SO!Digital 2023 bis 2025» 
(SGB 0192/2022) vergebens nach Hinweisen zum Thema KI. Auch in den Leitlinien für die Schulen fehlt 
dieses Kapitel. 
Aus diesem Grund wird die Regierung gebeten, folgende Fragen zu beantworten: 
1. Wo sieht der Regierungsrat die grössten Chancen der KI für die Verwaltung? Welches sind die Risi-

ken? Wie will man diesen begegnen? 
2. In welchen Verwaltungsbereichen und wie wird bereits heute im Kanton Solothurn KI eingesetzt? 

Welche Erfahrungen hat man damit gemacht? 
3. In welchen weiteren Bereichen sind in Zukunft Einsätze von KI angedacht bzw. möglich? Wie sieht 

der Zeitplan dazu aus? 
4. Wie stellt die Regierung sicher, dass sie mit der rasanten Entwicklung in diesem Bereich mitgehen 

kann? 
5. Welche Chancen und Risiken sieht der Regierungsrat im Bereich der Schulbildung? Wie will man 

diesen begegnen? 
6. Wie werden die Lehrpersonen und Schulen auf die neuen technischen Möglichkeiten sensibilisiert 

und welche Hilfsmittel werden zur Verfügung gestellt? 
 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. André Wyss (1) 

A 0011/2023 

Auftrag Nadine Vögeli (SP, Hägendorf): Erlass der Hundesteuer für Therapie- und Assistenz-

hunde 

  
Der Regierungsrat wird beauftragt, die gesetzlichen Voraussetzungen zu schaffen, damit die Hunde-
steuern von Therapie- und Assistenzhunden von den Einwohnergemeinden erlassen werden müssen, 
sofern die Hunde regelmässig, mehrmals pro Monat, im Einsatz sind. 
 
Begründung: Ein ähnlich lautender Antrag wurde bereits vor einigen Jahren eingereicht und diskutiert. 
Damals wurde der Antrag (A 0079/2016, Markus Dietschi) von der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskom-
mission (UMBAWIKO) und dem Regierungsrat zur Ablehnung empfohlen. Der Kantonsrat ist dieser 
Empfehlung leider gefolgt. Therapie- und Assistenzhunde leisten einen wichtigen Beitrag in der Beglei-
tung und Betreuung von betagten Menschen oder Menschen mit Beeinträchtigungen. Die Besuche in 
den Institutionen bieten eine sehr willkommene Abwechslung für die Bewohner und Bewohnerinnen, 
und sie entlasten auch das Pflege- und Betreuungspersonal während dieser Zeit. Für viele Menschen mit 
Beeinträchtigungen wären die Hürden im Alltag ohne Assistenzhunde noch um einiges höher als sie es 
sowieso bereits sind. Die Ausbildung und das Training der Hunde sind zeitintensiv und aufwändig. Es 
müssen Spezialspielzeuge angeschafft werden und der jährliche Besuch beim Tierarzt ist Pflicht. Der 
Einsatz der Hunde erfolgt gänzlich ohne Entschädigung/Honorar. Natürlich kommt der Erlass der Hun-
desteuer keiner Entschädigung gleich. Es wäre aber ein Zeichen der Wertschätzung für diese wichtige 
Freiwilligenarbeit. Es ist unverständlich, weshalb beispielsweise Blindenhunde von der Steuer befreit 
sind, Assistenzhunde aber nicht. In anderen Kantonen sind Therapie- und Assistenzhunde bereits von 
der Steuer befreit. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb dies im Kanton Solothurn nicht auch so gehand-
habt wird.  
 
Unterschriften: 1. Nadine Vögeli, 2. Remo Bill, 3. Marianne Wyss, Melina Aletti, Markus Ammann, 
Matthias Anderegg, Silvia Fröhlicher, Urs Huber, Stefan Hug, Farah Rumy, Nicole Wyss (11) 
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K 0012/2023 

Kleine Anfrage Stephanie Ritschard (SVP, Riedholz): Kantonales Spital-Debakel geht weiter 

  
Die Unruhen im Bürgerspital nehmen kein Ende. Schon lange gibt es Anzeichen, dass es strukturelle 
Schwierigkeiten und Führungsprobleme gibt. Da die Personalnot grundsätzlich gross ist, braucht es hier 
dringend eine strategische Kurskorrektur.  
Der Regierungsrat wird gebeten, folgende Fragen zu beantworten: 
1. Wie will der Regierungsrat verhindern, dass sich die wiederholten und akuten Personalfluktuationen 

an der Spitze des Bürgerspitals auf den allgemeinen Personalnotstand, die Qualität und Versor-
gungssicherheit auswirken? 

2. Wieso haben der Verwaltungsrat und der Regierungsrat als Eigner keine Massnahmen ergriffen, 
obwohl es schon seit längerem kritische Personalwechsel und Unruhen im Betrieb gibt? 

3. Wie gedenkt der Regierungsrat, der Verbreitung von Falschaussagen bezüglich Kündigungsgründen 
durch das Bürgerspital auf den Grund zu gehen? 

4. Wie steht der Regierungsrat dazu, dass Personen an der Spitze des Bürgerspitals das Spital verlassen, 
weil sie gemäss eigenen Aussagen die Arbeit in Solothurn mit ihren berufsethischen und moralischen 
Grundsätzen nicht mehr vereinbaren können? 

5. Wie gedenkt der Regierungsrat, die grosse Unzufriedenheit mit der Führungskultur, mit der offen-
bar fehlenden Wertschätzung sowie das Klima des Misstrauens und der Angst durch die Spitalfüh-
rung zu beenden? 

6. Wie sieht die Vergleichssituation im Kantonsspital Olten aus und wie könnte man daraus lernen? 
7. Welche Massnahmen ergreifen der Verwaltungsrat und die Regierung, um die oft propagierte, aber 

leider fehlende offene Dialogkultur auch wirklich zu leben, gegenüber dem Personal, gegenüber der 
Führungscrew, gegenüber der Politik und der Bevölkerung? 

6. Wie gedenken der bisher zurückhaltende Verwaltungsrat und die Kantonsregierung proaktiv und 
strategisch Einfluss geltend zu machen, um das öffentliche Vertrauen in die Spitalleitung und Füh-
rung wiederherzustellen? 

 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Stephanie Ritschard (1) 

K 0013/2023 

Kleine Anfrage Nicole Hirt (glp, Grenchen): Auswirkungen von schlechter respektive einseiti-

ger Ernährung bei Schulkindern 

  
Abklärungen beim Schulpsychologischen Dienst steigen in den letzten Jahren sprunghaft an, ebenso 
psychische Erkrankungen bei Schülerinnen und Schülern.  
Mit dieser Kleinen Anfrage möchte ich den Fokus auf die möglichen Ursachen dieser Zunahme legen. 
Nicht nur eine Studie belegt, dass der Mangel an Omega-3-Fettsäuren, Vitamin B3 sowie Mineralstoffen 
einen grossen Einfluss auf unser Gehirn hat. Nicht umsonst heisst es: Unser Hirn ist, was es isst 
(https://www.arte.tv/de/videos/082725-000-A/unser-hirn-ist-was-es-isst/). Umfragen zeigen, dass die Men-
schen zwar wissen, dass eine gesunde Ernährung wichtig ist. Dass aber die Qualität unserer Nahrung 
einen nicht zu unterschätzenden Einfluss auf unser Verhalten und unsere Psyche hat, wissen die wenigs-
ten.  
Vor diesem Hintergrund bitte ich die Regierung, folgende Fragen zu beantworten: 
1. Wie viele Abklärungen hat der Schulpsychologische Dienst (SPD) in den letzten fünf Jahren vorge-

nommen und welche Quote davon resultierte in einer Diagnose mit Massnahmen? (absolute und re-
lative Zahlen und aufgeteilt nach Zyklus 1, 2 und 3) 

2. Wie viele Massnahmen davon sind verhaltensauffälliger, wie viele kognitiver, wie viele entwick-
lungsphysiologischer Art? (absolute und relative Zahlen) 

3. Wie lange dauern die unterschiedlichen Massnahmen durchschnittlich? 
4. Wie hoch sind die Kosten für die einzelnen Massnahmen und insgesamt pro Jahr respektive die letz-

ten fünf Jahre? 
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5. Teilt die Regierung die Meinung, dass dem Thema Ernährung in der Öffentlichkeit zu wenig Beach-
tung geschenkt wird, vor allem in Bezug auf die Tatsache, dass das Fehlen von oben erwähnten Stof-
fen vermehrt zu aggressivem/emotionalem Verhalten und psychischen Krankheiten führen kann? 
Wenn ja, warum? Wenn nein, warum nicht? 

6. Teilt die Regierung die Meinung, dass viel in die Symptombekämpfung und wenig in die Ursachen-
bekämpfung investiert wird? Wenn ja, warum? Wenn nein, warum nicht? 

7. Was könnte die Regierung unternehmen, um das Thema der Öffentlichkeit näherzubringen oder die 
Situation zu verbessern? 

 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Nicole Hirt (1) 

K 0014/2023 

Kleine Anfrage Fraktion SP/Junge SP: Sicherung der Qualitätsanforderungen nach dem Ge-

sundheitsberufegesetz (GesBG) und Finanzierung von genügenden Praktikumsplätzen für die 

Ausbildung der Hebammen 

  
Seit dem 1. Februar 2020 ist das Gesundheitsberufegesetz (GesBG) in Kraft. Dieses regelt schweizweit die 
Anforderungen an die Ausbildung und die fachlich eigenverantwortliche Berufsausübung. Für die Ertei-
lung der Berufsausübungsbewilligungen und die Aufsicht sind die Kantone zuständig. Neben den Kom-
petenzprofilen des GesBG regeln verschiedene Bundesgesetze und Verordnungen, welche Leistungen 
und in welcher Menge eine Hebamme über die obligatorische Krankenversicherung erbringen kann und 
welche Zulassungsbedingungen sie erfüllen muss:  
• Art. 29 Abs. 2 Bst. a des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (KVG): Leistungen bei Mutter-

schaft 
• Art. 16 Kpt. 4 der Krankenpflege-Leistungsverordnung (KLV): Leistungen der Hebamme 

• Art. 45 und 45a der Verordnung über die Krankenversicherung (KVV): Zulassungsbedingungen für 
Hebammen und Organisationen der Hebammen 

Die KL-Verordnung regelt, dass Hebammen Leistungen während der Schwangerschaft, Geburt und im 
Wochenbett bis 56 Tage nach der Geburt des Kindes erbringen können, bzw. im Falle einer Stillberatung 
solange eine Mutter ihr Kind stillt. Seit der Einführung der «Diagnosis Related Groups» (DRG) 2015 in 
der Schweiz hat sich die stationäre Aufenthaltsdauer drastisch verkürzt. In der Regel werden Frauen 
nach einer unkomplizierten Spitalgeburt maximal vier Tage hospitalisiert, nach einem unkomplizierten 
Kaiserschnitt fünf Tage. Die durchschnittliche Aufenthaltsdauer in der Solothurner Spitäler AG betrug 
2020 5,3 Tage (ohne Austrittstag). Diese verkürzte Aufenthaltsdauer in Verbindung mit der längeren 
Betreuungsdauer der Hebamme im ambulanten Wochenbett erfordert Kompetenzen, welche studie-
rende Hebammen auf stationären Wochenbettabteilungen nicht erarbeiten können. Die kompetente 
Ausbildung studierender Hebammen erfordert von den Ausbildnerinnen und Ausbildnern ein hohes 
Mass an Fach- und Sozialkompetenz sowie zeitlicher und finanzieller Ressourcen. Im Kanton Solothurn 
gibt es (im Gegensatz zu anderen Kantonen) keine Finanzierung der Ausbildungsleistung im ambulan-
ten ausserklinischen Bereich. Um seinen Auftrag der qualitativ hochwertigen und quantitativ genügen-
den Gesundheitsversorgung im Perinatal-Bereich erfüllen zu können, muss der Kanton Solothurn eine 
geeignete Strategie entwickeln und seinen Beitrag leisten.  
Aus diesen Gründen wird der Regierungsrat gebeten, folgende Fragen zu beantworten:  
1. Welche konkreten Massnahmen sieht der Kanton im Zusammenhang mit der Annahme der Pflege-

initiative im Bereich Hebammen vor? 
2. Wie schätzt der Kanton die Grundversorgungssicherheit im perinatalen Bereich ein und wie will er 

diese langfristig sicherstellen?  
3. Wo sieht der Kanton die Rolle und Zuständigkeiten der (ausserklinisch tätigen) Hebammen in Zu-

sammenhang mit der bundesrätlichen «Politik der frühen Kindheit»? 
4. Wie sichert der Kanton Solothurn die langfristige, qualitativ hochstehende und den Kompetenzen 

entsprechende Ausbildung der Hebammen?  
5. Wo sieht der Kanton Solothurn das grösste Potential zum Ausbau der Praktikumsplätze? 
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6. Inwiefern gewährleistet der Kanton Solothurn die Ausbildung der Hebammen gemäss den Qualitäts-
anforderungen des GesBG in den verschiedenen Settings (stationär und ambulant während der ge-
samten Perinatalzeit)?  
6.1. Wie können Hebammen in Ausbildung in den Praktika ausserklinische Geburten begleiten? 
6.2. Wie können Hebammen in Ausbildung in den Praktika Erfahrungen bei hebammengeleiteten 

Geburten erwerben? 
7. Wie werden die Ausbildungsleistungen der Fachpersonen in den verschiedenen stationären und 

ambulanten Settings entschädigt/finanziert? 
8. Wie steht der Kanton zur Tatsache, dass den gesunden Low-risk-Schwangeren lediglich eine sehr 

beschränkte Möglichkeit zur hebammengeleiteten, also interventionsarmen Geburt offensteht? 
 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Farah Rumy, 2. Franziska Rohner, 3. Melina Aletti, Markus Ammann, Matthias Ande-
regg, Remo Bill, Simon Bürki, Silvia Fröhlicher, Philipp Heri, Urs Huber, Stefan Hug, Hardy Jäggi, Thomas 
Marbet, Luzia Stocker, Nadine Vögeli, Marianne Wyss (16) 

K 0015/2023 

Kleine Anfrage Patrick Friker (Die Mitte, Niedergösgen): Fussgängerstreifen auf Kantons-

strassen 

  
In den vergangenen Monaten wurden durch den Kanton im Niederamt zwei Fussgängerstreifen ent-
fernt, was in beiden Fällen zu grösserem Unmut in der Bevölkerung führte. Beide Fussgängerstreifen 
bestanden seit Jahrzehnten, in beiden Fälle erfolgte deren Entfernung ohne Einbezug oder Information 
der Gemeindebehörden und ohne eine Alternative zu schaffen, was zu gefährlichen Verkehrssituatio-
nen für Fussgänger und Schulkinder führt. 
Der Regierungsrat wird deshalb höflich gebeten, folgende Fragen zu beantworten: 
1. Wie viele Fussgängerstreifen wurden im Kanton Solothurn auf Kantonsstrassen in den letzten 

24 Monaten entfernt? 
2. Welches sind die Gründe, die aus Sicht des Kantons eine solche Entfernung rechtfertigen? Auf wel-

che gesetzlichen Grundlagen beruft sich der Kanton dabei? 
3. Ist der Regierungsrat der Ansicht, dass fehlende Fussgängerstreifen zu weniger Verkehrsunfällen 

führen, obschon die Fussgänger und Fussgängerinnen die Strasse auch ohne Fussgängerstreifen 
überqueren? 

4. Weshalb werden die Einwohnergemeinden in solche Entscheide nicht miteinbezogen, ja nicht einmal 
informiert? 

 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Patrick Friker, 2. André Wyss, 3. Patrick Schlatter, Rea Eng-Meister, Kuno Gasser, Fabi-
an Gloor, Karin Kissling, Edgar Kupper, Matthias Meier-Moreno, Georg Nussbaumer, Daniel Nützi, Mi-
chael Ochsenbein, Sarah Schreiber, Thomas Studer, Bruno Vögtli, Benjamin von Däniken, Susan von 
Sury-Thomas, Marie-Theres Widmer (18) 

I 0016/2023 

Interpellation Samuel Beer (glp, Oberdorf): Too government to fail: Ist das soH-

Firmenkonstrukt zielführend? 

  
Die Solothurner Spitäler AG (soH) ist eine Aktiengesellschaft gemäss den Bestimmungen des Schweizeri-
schen Obligationenrechts mit Sitz in Solothurn und zu 100 % im Besitz des Kantons Solothurn. Sie be-
treibt verschiedene Spitäler und hält Beteiligungen von Firmen im Gesundheitswesen. Gemäss Statuten 
ist der Zweck der Gesellschaft die Führung von Betrieben unter Beachtung des Spitalgesetzes des Kan-
tons Solothurn. Die Gesellschaft verfolgt eine gemeinnützige Zweckbestimmung im Sinne von 
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Art. 620 Abs. 3 des Obligationenrechts (OR). Geführt wird die Firma wie üblich strategisch durch den 
Verwaltungsrat und operativ durch das Management. Als Revisionsstelle ist die Finanzkontrolle des 
Kantons Solothurn eingetragen. Der Kanton Solothurn als Alleinaktionär hat lediglich Einfluss via Gene-
ralversammlung, einen oder mehrere Verwaltungsräte stellt er nicht. Der Kanton Solothurn verfügt also 
über wenig Einfluss, obwohl die soH eine grosse und wichtige Organisation mit Grundversorgungsauf-
trag ist und zudem ein wesentliches finanzielles Asset des Kantons Solothurn darstellt. Diese Konstella-
tion ohne direkten Einfluss im Verwaltungsrat ist speziell, ist der Kanton Solothurn doch alleiniger Ei-
gentümer. Die Rolle als Aktionär muss der Kanton Solothurn selbstverständlich wahrnehmen: Bei 
schlechtem Geschäftsgang und/oder Krisen muss er finanziell einspringen und einen möglichen Konkurs 
verhindern, denn dieser ist für die Solothurner Bevölkerung nicht hinnehmbar. Ein funktionierendes 
Gesundheitswesen sicherzustellen ist eine grundlegende Staatsaufgabe: Too government to fail. Die 
Oberaufsicht über die soH hat gemäss Statuten der Verwaltungsrat, wobei gemäss Spitalgesetz der Kan-
ton die Aufsicht über alle privaten und öffentlichen Spitäler und Heime hat. 
In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 
1. Wer hat die Aufsicht bzw. Oberaufsicht über die soH? 
2. Hat die Geschäftsprüfungskommission (GPK) des Kantonsrates die üblichen Kompetenzen? Darf die 

GPK z.B. Inspektionen im ordentlichen Rahmen bei der soH durchführen? Wenn nein, wie übt der 
Kanton die Aufsicht aus? 

3. Gemäss Statuten ist die Ausrichtung von Dividenden und Tantiemen ausgeschlossen. Was passiert bei 
positivem Geschäftsgang mit dem Gewinn? Wird dieser an den Aktionär zurückgeführt? Reduziert 
sich der Leistungsauftrag? 

4. Wie nimmt der Kanton Solothurn als Alleinaktionär Einfluss auf die strategische Führung? Wieso 
stellt er keine eigenen Verwaltungsräte? 

5. Wer schreibt und genehmigt die Eignerstrategie der soH? 
6. Wie sieht die finanzielle Mittelfristplanung der soH aus? Sind finanzielle Probleme erkennbar 

(z.B. Assetübertrag Neubau Bürgerspital Solothurn vom Kanton zur soH)? 
7. Im Falle einer finanziellen Schieflage der soH: Ist der Regierungsrat bereit, die soH zu unterstützen? 

Wenn ja, unter welchen Bedingungen? 
8. Ist die strukturelle Konstellation rund um die Firmen- und Organisationsstruktur für den Regierungs-

rat sinnvoll oder sieht er Korrekturmöglichkeiten? Will der Regierungsrat mehr Einfluss bei der soH 
auf strategischer Führungsebene? 

9. Wie sind Spitäler in anderen Kantonen strukturiert und organisiert? Ist der Einfluss anderer Kantone 
vergleichbar oder gibt es Kantone, die mehr Einfluss auf ihre 100 %-eigenen Spitalorganisationen 
nehmen? 

10. Kann das neue Solothurner Spital im aktuellen und zukünftigen Umfeld (Thema Arbeitskraftmangel) 
ausgelastet und rentabel betrieben werden? 

11. Wer ist für die strategische Planung des neuen Spitals in Solothurn verantwortlich? Der Regierungs-
rat oder der Verwaltungsrat der soH? 

 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Samuel Beer, 2. Christian Ginsig, 3. Thomas Lüthi, Matthias Borner, Nicole Hirt, Simon 
Michel, Daniel Probst, Simone Rusterholz, Beat Späti, Christian Thalmann, Jonas Walther, Mark Winkler, 
Rémy Wyssmann (13) 

A 0017/2023 

Auftrag fraktionsübergreifend: Ausweichverkehr A1 durch Siedlungsräume im Gäu unterbin-

den 

  
Der Regierungsrat wird aufgefordert, mit dem Bundesamt für Strassen (ASTRA) und der Kantonspolizei 
Solothurn ein Konzept auszuarbeiten, wie der Ausweichverkehr durch die Gemeinden am Jurasüdfuss 
und im Mittelgäu verhindert werden kann. Eine Umsetzung des entsprechenden Konzepts – gegebe-
nenfalls auch als Pilotprojekt wie im Kanton Graubünden – wird zwingend noch im Jahr 2023 erwartet.  
 
Begründung: Es gehört zu den täglichen Verkehrsmitteilungen: «Region Solothurn, Stau in Richtung 
Bern ab Gunzgen/Härkingen und/oder ab Oensingen Stau in Richtung Zürich». Reflexartig verlassen 
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viele Automobilisten mit Reiseziel Bern oder Zürich die A1 bei den Ausfahrten Egerkingen und Oensin-
gen. Es kommt praktisch tagtäglich zu Staus durch die Dörfer entlang dem Jurasüdfuss und bei hohem 
Verkehrsaufkommen auch im Mittelgäu. In Extremsituationen wie Wochenenden, Feiertagen und Feri-
enbeginn ist die Situation in den betroffenen Gemeinden noch unerträglicher und je nach Platzverhält-
nissen auch gefährlich. In der Bevölkerung macht sich grosser Unmut bemerkbar und mit Sorge blickt 
man auf die kommenden Ausbauarbeiten der Autobahn. Es wird befürchtet, dass es dann noch zu ext-
remeren Situationen kommen wird. Das verlangte Konzept respektive Pilotprojekt könnte somit auch 
bereits eine Vorleistung für die Zeit der Bauarbeiten A1 Luterbach–Härkingen 6-Streifen-Ausbau sein. 
Als eines der geeigneten Mittel zur Verhinderung des Ausweichverkehrs sehen wir die temporären Sper-
rungen der Ausfahrten Egerkingen und Oensingen für den Transitverkehr.  
 
Unterschriften: 1. Johanna Bartholdi, 2. Fabian Gloor, 3. Georg Lindemann, Rea Eng-Meister, Tobias 
Fischer, Patrick Friker, Kuno Gasser, Christian Ginsig, David Häner, Nicole Hirt, Karin Kissling, Freddy 
Kreuchi, Edgar Kupper, Barbara Leibundgut, Marco Lupi, Matthias Meier-Moreno, Simon Michel, Georg 
Nussbaumer, Daniel Nützi, Simone Rusterholz, Patrick Schlatter, Beat Späti, Markus Spielmann, Thomas 
Studer, Bruno Vögtli, Benjamin von Däniken, Susan von Sury-Thomas, Marie-Theres Widmer, André Wyss 
(29) 

K 0018/2023 

Kleine Anfrage David Häner (FDP.Die Liberalen, Breitenbach): Doppelspurausbau Grellingen-

Duggingen 

  
Der geplante Doppelspurausbau der SBB zwischen Grellingen-Duggingen wird Realität. Hierzu wird ein 
zweites Gleis auf diesem Streckenabschnitt geschaffen. Der Zeitplan sieht einen Baubeginn im Frühling 
2025 vor. Damit zusammen hängt eine rund fünfmonatige Totalsperre zwischen Laufen und Aesch. 
Diese fünfmonatige Totalsperre ist die Schattenseite dieses sonst positiven Projektes. Diese Sperre lässt 
sich nach heutigem Projektstand nicht vermeiden. Die Sperre ist bekannt. Wie jedoch die Logistik für 
den Personen- und den Güterverkehr während dieser Zeit aussehen wird, ist nicht bekannt. Ebenfalls 
nicht bekannt ist, wie sich die Regierung einsetzten wird, diese Sperre so kurz wie nötig und so erträg-
lich wie nötig zu gestalten. Die Bahnlinie nach Basel ist die wichtigste Pendlerroute für den Bezirk Thier-
stein und das Laufental. 
 
Der Regierungsrat wird deshalb gebeten, die folgenden Fragen zu beantworten: 
1. Wie sieht der Regierungsrat die Tragweite einer solchen Sperre der Hauptpendlerroute für die Bezir-

ke Thierstein und Dorneck? 
2. Wie sehen die Massnahmen für die Pendler aus dem Bezirk Thierstein aus, welche durch diese Sperre 

direkt betroffen sind?  
3. Steht der Regierungsrat mit dem Kanton Baselland sowie auch mit der SBB im Austausch mit Blick 

auf die Sperre und den nötigen Massnahmen? 
4. Wie sehen die konkreten Massnahmen aus?  
5. Was ist vorgesehen auf den Entlastungsachse Chall und der Route via Nunningen, damit diese Rou-

ten nicht überbelastet werden?  
6. Welche Ersatzmassnahmen sind geplant?  
7. Wieso wird die Sperrung nicht in der Nacht, an Wochenenden oder während den Ferien vorgenom-

men?  
 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. David Häner, 2. Mark Winkler, 3. Christian Thalmann, Simon Esslinger, Kuno Gasser, 
Thomas Giger, Sibylle Jeker, Karin Kälin, Susanne Koch Hauser, Daniel Urech, Bruno Vögtli (11) 
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K 0019/2023 

Kleine Anfrage Mark Winkler (FDP.Die Liberalen, Witterswil): Ausbaupläne Spital Dornach 

  
Das Spital Dornach ist eine für die Region wichtige Institution. Allerdings sind verschiedene Einrichtun-
gen in die Jahre gekommen. Die Auslastung liegt zurzeit bei über 95 % bei einer Bettenzahl von 
66 Betten. 
1. Welche Ausbaupläne respektive Renovationspläne sind vorgesehen? 
2. Wenn solche vorgesehen sind; wie ist der Zeitplan? 
3. Könnte bei einem möglichen geplanten Ausbau der Betrieb während der Bauphase aufrechterhalten 

werden? 
4. Was könnte gegen einen möglichen Ausbau sprechen respektive wo sind die Hürden? 
5. Wie hoch ist der Stellenwert der Tagesklink? 
6. Die Notfallstation ist stark ausgelastet. Soll diese ausgebaut werden? 
 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Mark Winkler, 2. Christian Thalmann, 3. David Häner, Johanna Bartholdi, Daniel Car-
tier, Thomas Fürst, Freddy Kreuchi, Michael Kummli, Barbara Leibundgut, Georg Lindemann, Simon 
Michel, David Plüss, Beat Späti, Hansueli Wyss (14) 

K 0020/2023 

Kleine Anfrage Remo Bill (SP, Grenchen): Mit intelligenten Ampeln gegen Stau 

  
Lichtsignalanlagen (LSA) oder Ampeln sind ein wichtiges Element des Verkehrsmanagements. Sie haben 
die Aufgabe, den Verkehr an den Kreuzungen innerhalb eines Strassennetzes effizient, sicher und um-
weltschonend abzuwickeln. Dabei müssen die Interessen von vielen verschiedenen Verkehrsteilnehmern 
berücksichtigt und in einer Steuerung vereint werden: Die Ampelsteuerung des Motorfahrzeugverkehrs, 
des öffentlichen Personennahverkehrs sowie von Fussgängern und Radfahrern muss bestmöglich aufei-
nander abgestimmt sein. Im Unterschied zu herkömmlichen Lichtanlagen teilt die intelligente Ampel die 
Verkehrsführung nicht in vorprogrammierte Grün- oder Rot-Phasen ein. Sie entscheidet von Sekunde zu 
Sekunde neu, ob die Ampeln auf Grün oder Rot schalten sollten. Dieser Entscheid übernimmt ein Algo-
rithmus, der pro Sekunde bis zu 10'000 Varianten prüft. Zum Beispiel im luzernischen Sursee werden 
sieben Kreisel durch intelligente Ampeln ersetzt. Die Kreisel verstopfen zunehmend und sind dem wach-
senden Verkehrsaufkommen nicht mehr gewachsen. An anderen Orten in der Schweiz kennt man das 
Problem auch. Für den Kanton Solothurn könnte die intelligente Ampel Lösungen gegen den Verkehrs-
stau bieten. Eine Kreisellösung benötigt Land und kostet viel. 
Ich bitte den Regierungsrat, folgende Fragen zu beantworten: 
1. Wie stellt sich der Regierungsrat grundsätzlich zum Einsatz von intelligenten Ampeln? 
2. Wird im Kanton Solothurn das Element mit intelligenten Ampeln im Verkehrsmanagement schon 

eingesetzt? Wenn ja, an welchem Ort? Wie sind die Erfahrungen? 
3. Sind bei der Planung von laufenden, kantonalen Strassenprojekten anstatt einer Kreisellösung Lö-

sungen mit intelligenten Ampeln schon geprüft worden? Wenn ja, bei welchen Strassenprojekten? 
4. Ist vorgesehen, Kreisel wegen wachsendem Verkehrsaufkommen (Stau) durch intelligente Ampellö-

sungen zu ersetzen, um den Verkehrsfluss zu verbessern, ohne Strassen auszubauen? Wenn ja, an 
welchen Orten? 

 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Remo Bill (1) 
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I 0021/2023 

Interpellation Rolf Jeggli (Die Mitte, Mümliswil): Spitex-Organisationen unter finanziellem 

Druck. Wie lange kann das noch gut gehen? 

  
Die Krankenkassenkosten, die Behandlungskosten für den Kanton an die stationären Gesundheitskosten 
und auch die ambulanten Pflegekosten steigen. Die Krankenkassen können die entstehenden Kosten 
auf die Prämienzahler abwälzen. Die Spitäler müssen seit dem 1.1.2012 das Swiss Diagnosis Related 
Groups (DRG) Vergütungssystem anwenden. Seither bekommen die Spitäler je nach Operati-
on/Diagnoseliste fixe Pauschalen für die entsprechende Behandlung. Diese sollen die Spitäler dazu 
zwingen, betriebswirtschaftlich und effizient zu arbeiten. Vor allem ist es lukrativ, die Aufenthalte der 
Patienten und Patientinnen möglichst gering zu halten. Die stationären Behandlungen liegen im Zu-
ständigkeitsbereich des Kantons, dieser teilt sich die entstandenen Kosten in einem Verteilschlüssel mit 
den Krankenkassen. Die Gesundheitsstrategie «ambulant vor stationär» führt seit 1.1.2019 zu zusätzli-
chem Druck auf das letzte Bindeglied der Gesundheitsversorgungskette, der ambulanten Gesundheits-
versorgung. Gleichzeitig nehmen die Fälle in der ambulanten Gesundheitsversorgung stetig an Komple-
xität und Mengengerüst zu. Die spitalexternen Pflegeorganisationen (Spitex) sind massiv gefordert: 
Flexibilität, Kurzfristigkeit, Komplexität sowie Qualität werden in höchster Kompetenz gefordert. An 
diesem Umstand sind Bund und Kanton nicht unschuldig. Die Aufwanddeckung teilen sich hier Patien-
ten, Patientinnen, Krankenkassen und die Einwohnergemeinden. Seit 2021 ist im Kanton Solothurn die 
maximale Restkostenfinanzierung für Gemeinden festgelegt worden. Inzwischen steht fest, dass die 
Beträge trotz vieler Rechnungsdefizite und roten Budgetzahlen bei den Spitexbetrieben auch im lau-
fenden Jahr 2023 immer noch nicht korrigiert werden. 
In diesem Zusammenhang wird der Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen gebeten: 
1. Ist der Regierung die momentan fragile Situation der Spitex-Pflege bewusst? Wie schätzt die Regie-

rung die Lage ein? 
2. Möchte die Regierung auch in Zukunft eine kantonal flächendeckende Spitex-Versorgung für die 

Einwohner und Einwohnerinnen gewährleitet wissen? 
3. Es ist bekannt, dass einige Spitexbetriebe mit jeder verrechenbaren Stunde mehr Kosten als Einnah-

men generieren. Findet die Regierung die momentan gültige Vergütung mit dem Median ein kor-
rektes, faires System? Falls Nein, warum hat die Regierung die Restkostenbeträge gutgeheissen? 

4. Denkt die Regierung, mit dem vereinheitlichten Vergütungssystem den unterschiedlichen Gegeben-
heiten des Kantons und somit der verschiedensten Einsatzgebiete Rechnung zu tragen? 

5. Wie müssten die Spitexorganisationen nach Auffassung der Regierung die aus dem Grundauftrag 
erwirtschafteten Defizite kompensieren?  

6. Wer würde die Spitex-Versorgung gewährleisten, für den Fall, dass eine Spitex auf Ende eines Mo-
nats kurzfristig eine Insolvenz deponieren müsste? 

7. Ist es einer Gemeinde erlaubt, höhere Beträge als die vorgegebenen Restkostenbeträge an eine Spit-
exorganisation zu entrichten? Falls ja, in welcher Form wäre das möglich? 

 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Rolf Jeggli, 2. André Wyss, 3. Farah Rumy, Melina Aletti, Markus Ammann, Matthias 
Anderegg, Matthias Borner, Rea Eng-Meister, Patrick Friker, Silvia Fröhlicher, Kuno Gasser, Fabian Gloor, 
David Häner, Urs Huber, Stefan Hug, Hardy Jäggi, Karin Kissling, Freddy Kreuchi, Kevin Kunz, Edgar 
Kupper, Barbara Leibundgut, Matthias Meier-Moreno, Simon Michel, Tamara Mühlemann Vescovi, 
Georg Nussbaumer, Daniel Nützi, Michael Ochsenbein, Sarah Schreiber, Beat Späti, Luzia Stocker, 
Thomas Studer, Nadine Vögeli, Bruno Vögtli, Benjamin von Däniken, Susan von Sury-Thomas, Marie-
Theres Widmer, Marianne Wyss, Barbara Wyss Flück (38) 

K 0022/2023 

Kleine Anfrage Fraktion SP/Junge SP: Versorgungssituation der Grund- und Notfallversorgung 

im Kanton Solothurn 

  
Wie bereits 2019 in einem Schreiben der Gesellschaft der Ärztinnen und Ärzte des Kantons Solothurn an 
die Regierung festgehalten, verschärft sich die Unterversorgung im Bereich der ärztlichen Grundversor-
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gung des Kantons Solothurn sowohl im Erwachsenen- wie auch im Kinderbereich und in der Folge auch 
im Bereich der Notfallversorgung. Daneben sind aber auch die Spezialisten betroffen, wenn auch nicht 
in allen Fachbereichen gleich. Die Demographie unter den Grundversorgern führt dazu, dass in den 
nächsten Jahren die Hälfte im Pensionsalter stehen werden und 10 bis 17 % der berufstätigen Hausärzte 
in den Ballungszentren Solothurn, Grenchen und Olten bereits das 70. Lebensjahr erreicht haben. Viele 
dieser Ärzte und Ärztinnen arbeiten nicht zuletzt mangels einer Nachfolgelösung für ihre Patienten und 
Patientinnen weiter. Selbstverständlich gibt es immer wieder jüngere Ärzte und Ärztinnen, welche sich 
als Hausärzte und Kinderärzte im Kanton niederlassen. Diese arbeiten aber immer seltener in einem 
100 % Pensum. Das hat einerseits mit der gestiegenen Arbeitslast nicht zuletzt im administrativen Be-
reich zu tun, andererseits mit der Feminisierung des Ärzteberufes und mit der schwierigen Vereinbarkeit 
der Praxistätigkeit mit dem Familienleben. Erschwerend hinzu kommt das Pensum, welches neben der 
Praxistätigkeit an Notfalldiensten geleistet werden muss, wozu jeder Arzt und jede Ärztin mit einer 
Berufsausübungsbewilligung und von Gesetzes wegen verpflichtet ist. Im Moment wird diese Notfall-
dienstpflicht von den Grundversorgern an den der Notfallstationen der Solothurner Spitäler AG (soH) 
vorgelagerten, hausärztlichen Notfallpraxen (Olten/Solothurn) geleistet. Hinzu kommen die Einsätze im 
Hintergrunddienst, welche jeweils 24 Stunden abdecken und vor allem die Beurteilung von immobilen 
Patienten zu Hause mit nicht klarer Hospitalisationsindikation, Todesfälle oder Einsätze bei fürsorgeri-
scher Unterbringung (FU) betreffen. Diese Notfalldiensteinsätze bedingen Stillstand in der eigenen Pra-
xis. Die ambulante Gesundheitsversorgung der Bevölkerung kann somit nicht mehr prioritär durch die 
privaten Leistungserbringer sichergestellt werden. Den Patienten und Patientinnen ohne hausärztliche 
Versorgung bleibt nichts Anderes übrig, als die vorgelagerte Notfallstation aufzusuchen. Dies beweist 
auch die seit einigen Jahren bestehende Verschiebung der Gesundheitskosten vom ambulanten Bereich 
in das ambulant-stationäre Angebot. Dies führt nicht zuletzt auch auf Grund des höheren Taxpunktwer-
tes zu einer Kostensteigerung.  
In diesem Zusammenhang bitten wir den Regierungsrat um Beantwortung der folgenden Fragen: 
1. Der aktuell hohe und belastende Einsatz der Grundversorger in den vorgelagerten Notfallstationen 

der soH führt zu einer Verknappung der Ressourcen in den ebenso überlasteten Hausarztsprechstun-
den. Diesbezüglich muss der Kanton als Verantwortlicher für die Gesundheitsversorgung die nötigen 
Massnahmen treffen. Wie stellt sich die Regierung zu diesem Thema? 

2. Wie steht die Regierung zu einem Ausbau der vorgelagerten Notfallstationen in walk-in-Praxen als 
Anlaufstelle für Patienten ohne Hausarzt? 

3. Die heute aktuell 12 subventionierten Praxisassistenzstellen sind voll besetzt. Studien zeigen, dass die 
Erfolgsquote dieses Projekts hoch ist und sich weit über die Hälfte der Teilnehmenden im Kanton 
niederlassen. Ist eine Erhöhung der Stellen für die Regierung denkbar? 

4. Welche weiteren Verbesserungsmöglichkeiten, wie zum Beispiel die Schaffung von Kin-
derbetreuungsmöglichkeiten unter Berücksichtigung der speziellen Arbeitszeiten der  
Ärzte und Ärztinnen, kann sich die Regierung vorstellen?  

 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Luzia Stocker, 2. Matthias Anderegg, 3. Nadine Vögeli, Melina Aletti, Markus Am-
mann, Remo Bill, Simon Bürki, Simon Esslinger, Silvia Fröhlicher, Philipp Heri, Urs Huber, Stefan Hug, 
Hardy Jäggi, Karin Kälin, Thomas Marbet, Franziska Rohner, Farah Rumy, Marianne Wyss, Nicole Wyss 
(19) 

I 0023/2023 

Interpellation Fraktion FDP.Die Liberalen: Hart aber fair - Fragen zum kantonalen Vollzug der 

einschlägigen Ausländer- und Asylgesetzgebung 

  
Die Einwanderung von Asylsuchenden in die Schweiz steigt und somit auch die Zahl von Asylsuchenden, 
die einen Ausweis F erhalten. Diese vorläufig Aufgenommenen sind die grösste Gruppe von Schutzsu-
chenden in der Schweiz. Dies ist unbefriedigend, da viele der vorläufig Aufgenommenen über einen 
längeren Zeitraum in einem ungeklärten Status verbleiben. Die Praxis zeigt, dass die Rückkehr für meh-
rere Jahre nicht möglich, zulässig oder zumutbar ist. Dies führt zu unterschiedlichen Herausforderun-
gen. Der Regierungsrat wird gebeten, zu den folgenden Fragen eine Antwort zu geben: 
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1. Modalität der Erteilung der Aufenthaltsbewilligung an vorläufig aufgenommene Ausländer und 
Ausländerinnen: Die Rechtsgrundlage (Art. 84 Abs. 5 Ausländer- und Integrationsgesetz [AIG]) er-
laubt für vorläufig aufgenommene Ausländer und Ausländerinnen die Beantragung einer Aufent-
haltsbewilligung nach fünf Jahren Aufenthalt in der Schweiz. Ist dem Regierungsrat bekannt, wie 
viele im Kanton Solothurn wohnende vorläufig aufgenommene Ausländer und Ausländerinnen 
durchschnittlich pro Jahr ein solches Gesuch einreichen, nach welchen Kriterien solche Bewilligungen 
erteilt werden und wie viele davon bewilligt werden? Wie stellt die Regierung sicher, dass nur solche 
Personen berücksichtigt werden, die integriert sind und die Rechtsordnung beachten? 

2. Bewilligung zur Ausbildung: Wie vielen im Kanton Solothurn lebenden Drittstaatsangehörigen mit 
einem Schweizer Abschluss der Stufe Tertiär A oder B (aus Bereichen mit ausgewiesenem Fachkräf-
temangel) wird durchschnittlich pro Jahr ermöglicht, einfach und unbürokratisch nach ihrem Ab-
schluss in der Schweiz zu bleiben und zu arbeiten? 

3. Vollzug der Rückkehr bzw. Wegweisung bei einem Negativentscheid: 
3.1 Wenn der Bund bzw. das Staatssekretariat für Migration (SEM) negative und wegweisende Ent-
scheide gefällt haben, müssen gemäss Art. 46 des Asylgesetzes (AsylG) die Kantone die Wegweisun-
gen vollziehen. Wie viele Wegweisungsentscheide hat der Kanton Solothurn in den letzten 12 Mona-
ten effektiv vollzogen? Wie viele Prozente aller Personen mit rechtskräftigen 
Wegweisungsentscheiden sind effektiv weggewiesen worden? 
3.2 Wie viele Personen, für die das SEM bereits Ersatzreisedokumente beschafft hat, konnten letzt-
lich nicht weggewiesen werden? Aus welchen Gründen konnten diese Wegweisungen nicht vollzo-
gen werden? 
3.3 Abgewiesene Asylsuchende, die sich in der Ausschaffungsphase befinden, müssen sich vor dem 
Zwangs-Rückkehrflug durch eine vom SEM beauftragte Privatgesellschaft einer medizinischen Prü-
fung unterziehen, um die Reisefähigkeit zu prüfen. Wie viele davon konnten aus medizinischen 
Gründen nicht zwangsweise rückgeschafft werden?  
3.4 Was wird unternommen um die offenen Fälle schnellstmöglich abzuarbeiten, das heisst, diese 
Wegweisungen effektiv zu vollziehen? 

4. Organisation der Unterkünfte: 
4.1 Gibt es Bestrebungen, um kantonübergreifend in Asyl- und Migrationsfragen besser zusam-

menarbeiten zu können? Wo gibt es mögliche Synergien? 
4.2 Gibt es genügend Unterkünfte im Kanton für die Flüchtlinge und vorläufig Aufgenommenen? 
4.3 Wie funktioniert die Kooperation mit dem Zivilschutz für die Sicherstellung der Unterkünfte in 

Krisenzeiten? 
 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Johanna Bartholdi, 2. Stefan Nünlist, 3. Markus Spielmann, Daniel Cartier, Martin Flu-
ry, Thomas Fürst, David Häner, Freddy Kreuchi, Michael Kummli, Barbara Leibundgut, Georg Lindemann, 
Marco Lupi, Simon Michel, Manuela Misteli, David Plüss, Daniel Probst, Martin Rufer, Beat Späti, Mark 
Winkler, Hansueli Wyss (20) 

K 0024/2023 

Kleine Anfrage André Wyss (EVP, Rohr): Kontrolle von adaptiven Mobilfunkantennen 

  
Adaptive Mobilfunkantennen ermöglichen es, die Daten gezielt dorthin zu senden, wo sie nachgefragt 
werden und reduzieren die Strahlung in andere Richtungen. Dazu können sie ihre Einstellungen innert 
Millisekunden verändern. Am 23. Februar 2021 hat das Bundesamt für Umwelt (BAFU) den Kantonen 
und Gemeinden in einer Vollzugshilfe aufgezeigt, wie die Adaptivität dieser Antennen berücksichtigt 
werden soll. Die angepasste Verordnung über den Schutz von nichtionisierender Strahlung (NIS) trat vor 
einem Jahr (1. Januar 2022) in Kraft, welche es diesen adaptiven Antennen erlaubt, die Anlagengrenz-
werte deutlich zu überschreiten, respektive nur noch im 6-Minuten-Mittel einzuhalten. Für den Vollzug 
sind gemäss NIS-Verordnung die Kantone zuständig. Soweit die Theorie. In der Praxis scheint es schwie-
rig, diese Antennen, die ihre Einstellungen permanent ändern können, kontrollieren zu können. Bei 
Abnahmemessungen müssen die Betreiber einbezogen werden und Daten zum aktuellen Betrieb lie-
fern. Selbst das BAFU hat in einer Stellungnahme an das Bundesgericht im Januar 2022 eingeräumt, dass 
Manipulationen bei Abnahmemessungen und in den Qualitätssicherungssystemen nicht ausgeschlossen 
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werden können. Es ist daher zum Schutz der Bevölkerung wichtig, dass zusätzlich noch unabhängige 
Kontrollmessungen stattfinden. 
Aus diesen Gründen wird der Regierungsrat geben, folgende Fragen zu beantworten: 
1. Wie viele adaptive Antennen sind im Kanton Solothurn bereits in Betrieb? 
2. Bei wie vielen davon wurde bis jetzt eine Kontrollmessung ohne Mitwirkung der Betreiber durchge-

führt? Wie sind die Resultate ausgefallen? 
3. Wie viele Kontrollmessungen sind im laufenden Jahr geplant und welche Messmethode wird dabei 

angewendet? 
4. Falls keine unabhängigen Kontrollmessungen durchgeführt werden: Warum nicht? Wie stellt der 

Kanton sicher, dass die Grenzwerte eingehalten werden? 
 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. André Wyss (1) 

I 0025/2023 

Interpellation Thomas Lüthi (glp, Hägendorf): Genügend Fläche für die Biodiversität im Kan-

ton Solothurn 

  
Biodiversität ist überlebenswichtig. Die Schweiz verpflichtete sich deshalb an der UNO-Bio-
diversitätskonferenz von 2010 (Nagoya Japan) und im Dezember 2022 (COP15) in Montreal zu umfang-
reichen Massnahmen, um den Rückgang der Biodiversität zu stoppen. Der Zustand der Biodiversität in 
der Schweiz ist besorgniserregend. In keinem anderen OECD-Staat, der über eine genügende Datenbasis 
verfügt, sind anteilsmässig mehr Arten auf der Roten Liste. Im Schnitt sind in der Schweiz aktuell über 
40 Prozent aller Arten pro Artengruppe gefährdet. Die Bestandestrends bei diversen Organismengrup-
pen und die Aktualisierung der Roten Listen zeigen auf, dass das Artensterben ungebremst weitergeht. 
Die Feldlerche war einst ein Allerwelts-Vogel und liess auf jedem Acker ihren minutenlangen Gesang 
ertönen. Heute erscheint sie auf der Roten Liste der Brutvögel der Schweiz; allein in den letzten 30 Jah-
ren ist ihr Bestand in der Schweiz um fast die Hälfte geschrumpft. Im Mittelland ist der Rückgang an 
vielen Orten noch katastrophaler. Ohne intakte Biodiversität sind die heimische Produktion von Nah-
rungsmitteln, die Versorgung mit sauberem Trinkwasser und die Bewältigung der Klimakrise gefährdet. 
In einer aktuellen Publikation des Forums Biodiversität Schweiz (SCNAT) werden diverse Handlungsopti-
onen für die Schweiz dargelegt. Eine zentrale Forderung betrifft die zur Verfügung stehende Fläche für 
die Biodiversität. Die Studie kommt zu folgendem Schluss: «Der Aus- und Aufbau sowie die raumplane-
rische und rechtliche Sicherung der ökologischen Infrastruktur auf mindestens 30 Prozent der Landesflä-
che sind zentral, um die Ziele der Strategie Biodiversität Schweiz zu erreichen.» Bereits in den Biodiversi-
tätszielen, die 2020 hätten erreicht sein sollen, hat sich die Schweiz dazu verpflichtet, 17 % der 
Landesfläche für den Schutz der Biodiversität zur Verfügung zu stellen. Im aktuellen Abkommen an der 
UNO-Biodiversitätskonferenz (COP15) in Montreal hat sich die Schweiz zudem verpflichtet, bis 
2030 30 % der Landesfläche zu schützen.  
In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 
1. Wie gross ist der prozentuale Anteil an Fläche, die im Kanton Solothurn unter Schutz steht und um 

wie viel haben die Flächen seit 2010 zugenommen? 
2. Wie beurteilt die Regierung den Zustand der Biodiversität im Kanton Solothurn im Schweizer Ver-

gleich?  
3. Bei welchen Flächen, in welchen räumlichen Kategorien bestehen im Kanton Solothurn die grössten 

Defizite beim Biodiversitätsschutz (z.B. im Gewässerraum, im Wald, in der Landwirtschaft, im Sied-
lungsraum, bei Verkehrsflächen)? 

4. Wie lässt sich die ökologische Qualität auf bestehenden Biodiversitätsflächen, insbesondere in 
Schutzgebieten steigern?  

5. Kann mit den aktuell zur Verfügung stehenden Flächen der Rückgang der Biodiversität im Kanton 
Solothurn gestoppt werden? 

6. Wie hoch wird dieser Flächenanteil 2032 sein, wenn die Ziele der laufenden Perioden im Mehrjahre-
sprogramm Natur- und Landschaft und Programm Biodiversität im Wald erreicht werden? 
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7. Welche Massnahmen sind aus Sicht der Regierung nötig, um genügend Fläche in der geforderten 
Qualität und der nötigen Vernetzung für den Schutz der Biodiversität im Kanton Solothurn sicherzu-
stellen? 

8. Welche Daten stehen zur Verfügung, um die kantonalen Investitionen in den Schutz der Biodiversi-
tät auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen? 

9. Inwiefern ist der Regierungsrat gewillt, angesichts der nötigen Massnahmen zur Behebung der Bio-
diversitätskrise für die Biodiversitätsförderung zusätzliche personelle und finanzielle Mittel bereitzu-
stellen? 

 
Begründung: Im Vorstosstext enthalten. 
 
Unterschriften: 1. Thomas Lüthi, 2. Jonas Walther, 3. Samuel Beer, Melina Aletti, Markus Ammann, Re-
mo Bill, Simon Bürki, Anna Engeler, Rea Eng-Meister, Simon Esslinger, Marlene Fischer, Heinz Flück, 
Myriam Frey Schär, Silvia Fröhlicher, Kuno Gasser, David Gerke, Christian Ginsig, Fabian Gloor, David 
Häner, Philipp Heri, Nicole Hirt, Urs Huber, Stefan Hug, Rolf Jeggli, Karin Kälin, Karin Kissling, Kevin 
Kunz, Adrian Läng, Barbara Leibundgut, Thomas Marbet, Rebekka Matter-Linder, Matthias Meier-
Moreno, Simon Michel, Tamara Mühlemann Vescovi, Georg Nussbaumer, Daniel Nützi, Michael Ochsen-
bein, Stephanie Ritschard, Farah Rumy, Simone Rusterholz, Christine Rütti, Sarah Schreiber, Beat Späti, 
Silvia Stöckli, Thomas Studer, Christian Thalmann, Daniel Urech, Bruno Vögtli, Susan von Sury-Thomas, 
André Wyss, Nicole Wyss, Barbara Wyss Flück (52) 

A 0026/2023 

Auftrag Fraktion FDP.Die Liberalen: Hoheit über Ratsgeschäfte klären, Lücke im Kantonsrats-

gesetz schliessen 

  
Die Ratsleitung wird beauftragt, die gesetzlichen Grundlagen zu schaffen, um die Rücknahme von zu 
Handen des Kantonsrats verabschiedeten Vorlagen durch die Regierung zu regeln. Die Umsetzung ist 
innert höchstens sechs Monaten durchzuführen, allenfalls losgelöst von und zeitlich vor der angedach-
ten Revision des Kantonsratsgesetzes. 
 
Begründung: Der Regierungsrat hat am 20. Dezember 2022 Botschaft und Entwurf an den Kantonsrat 
betreffend die «Durchführung des Darmkrebs-Früherkennungsprogramms im Kanton Solothurn; Bewil-
ligung eines Verpflichtungskredites» (RRB Nr. 2022/1986) beschlossen. Mit RRB Nr. 2023/85 vom 
23. Januar 2023 hat der Regierungsrat am Vorabend der Kantonsratssession den eigenen Beschluss wie-
der aufgehoben und damit das kantonsrätliche Geschäft SGB 0227/2022 der Debatte und Beschlussfas-
sung eigenmächtig wieder entzogen. Dies, nachdem das Geschäft in einer vorberatenden Kommission 
und den Fraktionen vorberaten, durch das Ratspräsidium traktandiert und die Traktandenliste im Amts-
blatt publiziert worden war. Entgegen den mündlichen Ausführungen der Regierung im Kantonsrat 
kann ein an den Kantonsrat überwiesenes Geschäft nicht mehr «aufgehoben» werden, allenfalls zu-
rückgenommen. Dies gebietet die Gewaltenteilung. Dem Regierungsrat ist zugute zu halten, dass die 
gesetzlichen Grundlagen nicht genügen, was offenbar wurde. Weder die analoge Anwendung des Ge-
setzes über den Rechtsschutz in Verwaltungssachen (VRG) noch die Bestimmungen des Geschäftsregle-
ments des Kantonsrats über die parlamentarischen Vorstösse (Systematisch Titel 6.1) vermag zu über-
zeugen. Andere Kantone haben die Frage geregelt, wann die Hoheit über das Geschäft wechselt. Nach 
Auffassung der Fraktion FDP.Die Liberalen beschliesst der Regierungsrat Vorlagen «zu Handen des Kan-
tonsrats» und er übergibt sie damit aus seiner Obhut in die Hand des Parlaments. Änderungswünsche 
des Regierungsrats etwelcher Art können ab diesem Zeitpunkt nur noch mit Zustimmung des Kantons-
rats erfolgen (Änderungsanträge, Rückweisungsantrag etc.). Es steht dem Regierungsrat frei, solche zu 
stellen oder sich Anträgen aus dem Kantonsrat oder seiner Kommissionen oder Fraktionen anzuschlies-
sen, nicht jedoch, sie eigenmächtig vorzunehmen. Der Auftrag richtet sich an die Ratsleitung 
(§ 35 Abs. 1 2. Satz Kantonsratsgesetz [KRG]). Der Wortlaut des Auftrags überlasst es jedoch der Ratslei-
tung, eine geeignete Lösung des Problems vorzuschlagen. Die Schaffung klarer Grundlagen eilt. Ansons-
ten drohen mit der neuen Praxis Ungemach und langwierige Debatten über Formalitäten, anstatt Lö-
sungen. 
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Unterschriften: 1. Markus Spielmann, 2. Stefan Nünlist, 3. Daniel Probst, Johanna Bartholdi, Daniel Car-
tier, Martin Flury, Thomas Fürst, David Häner, Freddy Kreuchi, Michael Kummli, Barbara Leibundgut, 
Georg Lindemann, Marco Lupi, Simon Michel, Manuela Misteli, David Plüss, Martin Rufer, Beat Späti, 
Christian Thalmann, Mark Winkler, Hansueli Wyss (21) 

A 0028/2023 

Auftrag Thomas Marbet (SP, Olten): Schaffung einer Koordinationsstelle Baugesuche 

  
Die Regierung schafft eine Stelle für die Koordination von Baugesuchen, welche eine Stellungnahme 
respektive Zustimmung oder Bewilligung von kantonalen Ämtern bedürfen. 
 
Begründung: Die aktuelle Situation bei den Baugesuchen, in welchen kantonale Ämter von Gesetzes 
wegen involviert werden müssen, zeigt sich unnötig komplex für die Gemeinden. Dies führt auch zu 
unnötigen Verlängerungen in der Behandlung von Baugesuchen. Auch im Zusammenhang mit der Ein-
führung des digitalen Baugesuches sollten die Prozesse im Baubewilligungsverfahren vereinheitlicht 
werden, damit diese neue Möglichkeit auch eine deutliche Verbesserung für die Gesuchsteller oder 
Gesuchstellerinnen beinhaltet. Die Situation präsentiert sich heute so, dass jede kantonale Amtsstelle 
die Abläufe für ihre Themen selber gestaltet. Daher ist es möglich, dass für Baugesuche je nach Bauvor-
haben, für die Publikation eine Freigabe durch die Amtsstelle erforderlich ist, oder diese je nach Betrof-
fenheit, während des Verfahrens eingeholt werden muss, oder das Dossier erst nach der öffentlichen 
Auflage und Behandlung der Einsprachen von den kantonalen Amtsstellen behandelt wird. Dies führt 
immer wieder zu Missverständnissen, insbesondere, da auch in den Gemeinden die involvierten Perso-
nen wechseln. Im Widerspruch zur Prozesseffizienz steht auch, dass so Widersprüche der Auflagen von 
kantonalen Fachstellen entstehen können. Das Baubewilligungsverfahren entwickelt sich nicht als Pro-
zess weiter, sondern ist ein Flickenteppich von den jeweiligen kantonalen Fachstellen, welche ihr Teil-
problem lösen wollen. Die Einführung einer Koordinationsstelle Baugesuche ermöglicht es, die Prozesse 
zu vereinheitlichen, deren Effizienz zu steigern und auch zeitgemäss weiterzuentwickeln. Damit wird 
der Austausch mit den Gemeinden vereinfacht und Transparenz und Dienstleistungen für die Bauherr-
schaften verbessert. Gewisse Kantone kennen entsprechende Koordinationsstellen (z.B. Kanton AG). 
 
Unterschriften: 1. Thomas Marbet (1) 

A 0029/2023 

Auftrag Rebekka Matter-Linder (Grüne, Oekingen): Feuerwerksverbot Kanton Solothurn 

  
Der Regierungsrat wird beauftragt, zuhanden des Kantonsrats eine Gesetzesvorlage vorzubereiten, die 
die Verwendung von Feuerwerkskörpern im Kanton Solothurn verbietet. Ausnahmen sind für organi-
sierte, zeitlich begrenzte Feuerwerke bei öffentlichen Anlässen und für leises oder geräuscharmes Feu-
erwerk vorzusehen. 
 
Begründung: Alle Jahre wieder sind die Zeitungen nach dem Jahreswechsel voll mit Nachrichten über 
die schädlichen Auswirkungen von Feuerwerken. Nicht nur in der Silvesternacht oder am Nationalfeier-
tag führen Feuerwerke zu negativen Schlagzeilen, auch zu beliebigen anderen Tages- und Nachtzeiten 
werden Feuerwerke abgefeuert und hinterlassen Abfall und Schäden. Die schädlichen Auswirkungen, 
die das Abbrennen von Feuerwerkskörpern auf Umwelt, Gesundheit und insbesondere auf die Tierwelt 
(Wildtiere wie Haustiere) hat, sind bekannt. Feuerwerkskörper werden im privaten Gebrauch zu jeder 
Tages- und Nachtzeit abgefeuert. Aber die Freude weniger Menschen beeinträchtigt die Lebensqualität 
aller anderen. Ein Feuerwerksverbot schützt Menschen, Tiere sowie unsere Umwelt. Menschen mit 
Atemwegserkrankungen leiden besonders. Flüchtende aus Kriegsgebieten können durch die Knallerei 
retraumatisiert werden. Eine Luft- und Bodenverschmutzung durch pyrotechnische Mittel ist zu vermei-
den, denn durch diese gelangen Feinstaub und giftige Substanzen wie Dioxine zunächst in die Luft und 
dann in die Erde. Restmaterial von Feuerwerksgeschossen fällt auf den Boden und kann auf Weiden für 
Nutztiere tödliche Folgen haben. Feuerwerksknallerei ist unzeitgemäss. Laser-Shows und Drohnen kön-
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nen längst die schädliche Pyrotechnik ablösen. In der Schweiz werden gemäss dem Bundesamt für Poli-
zei im Durchschnitt 1'650 Tonnen Feuerwerkskörper pro Jahr abgebrannt. Dadurch entstehen rund 
300 Tonnen Feinstaub, der die Luft belastet. Gemäss Bundesamt für Umwelt entspricht dies rund zwei 
Prozent der jährlichen Feinstaubemissionen in der Schweiz. Es ist nun an der Zeit, etwas dagegen zu 
unternehmen. Mit einem kantonalen Verbot kann der Kanton Solothurn eine Vorreiterrolle einnehmen, 
zugunsten unserer Umwelt, unserer Tiere und uns Menschen - zugunsten unserer Zukunft. 
 
Unterschriften: 1. Rebekka Matter-Linder, 2. Barbara Wyss Flück, 3. Christof Schauwecker, Melina Aletti, 
Markus Ammann, Remo Bill, Anna Engeler, Heinz Flück, Myriam Frey Schär, Silvia Fröhlicher, David Ger-
ke, Philipp Heri, Stefan Hug, Hardy Jäggi, Thomas Lüthi, Thomas Marbet, Manuela Misteli, Farah Rumy, 
Luzia Stocker, Daniel Urech, Nadine Vögeli, Marianne Wyss (22) 

A 0030/2023 

Auftrag Philipp Heri (SP, Gerlafingen): Schaffung eines Förderprogramms für mehr Biodiver-

sität in den Gemeinden 

  
Die Regierung erarbeitet ein Förderprogramm (Anschubfinanzierung, Unterstützung bezüglich Planung, 
Umsetzung und Pflege von naturnahen Grünflächen durch Fachwissen sowie Zurverfügungstellen von 
Saatgut) für mehr Biodiversität in den Gemeinden. 
 
Begründung: Die Gemeinden des Kantons Solothurn arbeiten bei der Pflege ihrer Anlagen nach bestem 
Wissen und Gewissen und versuchen, die verschiedensten Ansprüche (Sportvereine, Schule, Vogelschutz-
verein usw.) unter einen Hut zu bringen. Dass bei dieser Abwägung die Biodiversität nicht an vorderster 
Stelle steht, ist teilweise nachvollziehbar. Es muss ja auch alles mit einem vernünftigen Aufwand bewäl-
tigbar sein. Dennoch gibt es ein grosses Potenzial an Flächen in unterschiedlichen Grössen, die ökologi-
scher gestaltet werden könnten, ohne dass es zu Einschränkungen führen würde. Es wäre sehr schnell zu 
erkennen, dass an vielen Orten eine Blumenwiese nicht nur pflegeleichter ist, sondern auch schöner 
aussieht als reiner Rasen und damit insbesondere der Biodiversität dient. In der heutigen Zeit muss es 
die Aufgabe jeder Gemeinde sein, mehr Biodiversitätsflächen zu schaffen und damit auch privaten Gär-
ten als Vorbild zu dienen. Der Kanton (das Amt für Verkehr und Tiefbau [AVT]) geht bei der Pflege von 
Flächen auf Verkehrsinseln und bei der ökologischen Böschungspflege mit gutem Beispiel voran (siehe 
auch Antworten der Kleinen Anfrage K 0331/2022 oder Strategie Natur und Landschaft 2030+) und 
konnte sich in Zusammenarbeit mit Pro Natura ein entsprechendes Wissen aneignen. Zudem gibt es 
Spezialisten und Spezialistinnen im Amt für Umwelt oder im Amt für Raumplanung, die den Gemeinden 
beratend zur Verfügung stehen könnten. Es wäre für die Gemeinden ein Gewinn, auf diese Ressourcen 
zurückgreifen zu können. Mit einer Anschubfinanzierung, durch das Zurverfügungstellen von Saatgut 
oder einer Flächenpauschale könnte der Biodiversitätsförderung und damit auch der Strategie Natur 
und Landschaft 2030+ zusätzlich Schub verliehen werden. 
 
Unterschriften: 1. Philipp Heri, 2. Thomas Lüthi, 3. Jonas Walther, Melina Aletti, Markus Ammann, 
Matthias Anderegg, Anna Engeler, Simon Esslinger, Marlene Fischer, Heinz Flück, Martin Flury, Myriam 
Frey Schär, Silvia Fröhlicher, Kuno Gasser, David Gerke, Fabian Gloor, Nicole Hirt, Urs Huber, Stefan Hug, 
Hardy Jäggi, Karin Kälin, Karin Kissling, Freddy Kreuchi, Michael Kummli, Edgar Kupper, Thomas Mar-
bet, Rebekka Matter-Linder, Matthias Meier-Moreno, Manuela Misteli, Michael Ochsenbein, Franziska 
Rohner, Martin Rufer, Simone Rusterholz, Sarah Schreiber, Luzia Stocker, Thomas Studer, Nadine Vögeli, 
Susan von Sury-Thomas, Marianne Wyss, Nicole Wyss, Barbara Wyss Flück (41) 

A 0031/2023 

Auftrag Philipp Heri (SP, Gerlafingen): Ergänzung der Kantonalen Bauverordnung (KBV) 

  
In der aktuell laufenden Revision der Kantonalen Bauverordnung sollen die «Empfehlungen für Muster-
bestimmungen für Kantone und Gemeinden zu Biodiversität und Landschaftsqualität im Siedlungsge-
biet» konsequent angewendet werden. Zudem soll folgender Abschnitt hinzugefügt werden: 
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§ 63 
3 Die Aussenräume sind so zu gestalten und zu pflegen, dass angemessene Grünflächen von ökologi-
scher Qualität entstehen. Es sind standortheimische Pflanzen zu verwenden. Neu-pflanzungen von inva-
siven Neophyten nach kantonaler Strategie (Verbotsliste, Schwarze Liste und Beobachtungsliste) sind 
nicht zulässig. Das Anlegen von Stein- und Schottergärten, die keinen ökologischen Nutzen haben, ist 
verboten. 
 
Begründung: Die ökologisch qualitätsvolle Begrünung der Aussenräume, insbesondere im Siedlungsge-
biet, sind zentral für die Biodiversität und die Landschaftsqualität. Um in diesem Bereich einen Schritt 
vorwärts machen zu können, müssen auf allen Ebenen Beiträge geleistet werden. Der Bundesrat hat in 
der Strategie Biodiversität Schweiz (BAFU 2012) und im behördenverbindlichen Landschaftskonzept 
Schweiz (BAFU 2020) der Siedlungsnatur eine hohe Priorität eingeräumt. Darauf basierend sind 2022 die 
oben beschriebenen Musterbestimmungen entstanden. Der Kanton hat einen ersten Schritt im Richtplan 
umgesetzt. Nun soll in einem weiteren Schritt die Kantonale Bauverordnung (KBV) ergänzt werden 
(beispielsweise Auslösung und Kostentragung, Umsetzung und Umfang, Ersatzabgabe). Invasive Neo-
phyten sind Problempflanzen, die der einheimischen Flora und Fauna schaden, gehören deshalb verbo-
ten. Die vollkommen vegetationsfreien Schotterflächen sind als vermeintlich pflegeleichte Umgebungs-
gestaltung in Wohnquartieren auch im Kanton Solothurn in Mode gekommen. In der Studie 
«Schottergärten und Landschaft» der Stiftung Landschaftsschutz Schweiz vom Februar 2017 werden 
zahlreiche Nachteile solcher Schottergärten aufgezählt, wie negative Auswirkungen auf das Mikroklima, 
Versiegelung und Verarmung des Bodens oder Verkümmerung des Bodenlebens. Ausserdem werden in 
vielen solchen Gärten Kunststofffolien in den Boden eingebracht und/oder der Schotter wird mittels 
fortwährendem Einsatz von Herbiziden vegetationsfrei gehalten. Nicht selten werden Schottergärten 
auch beleuchtet, was unnötige Lichtemissionen generiert. Diese haben nachweislich negative Effekte, 
vor allem auf Insekten. Je nach Ausmass und Ausprägung beeinträchtigen Schottergärten ausserdem die 
ästhetische Siedlungsqualität. Das Anliegen, solche Schottergärten bereits auf kantonaler Stufe zu ver-
bieten, ist somit aus ökologischer und ästhetischer Sicht berechtigt. 
 
Unterschriften: 1. Philipp Heri, 2. Silvia Fröhlicher, 3. Markus Ammann, Anna Engeler, Rea Eng-Meister, 
Marlene Fischer, Heinz Flück, Martin Flury, Myriam Frey Schär, Kuno Gasser, David Gerke, Nicole Hirt, 
Karin Kissling, Freddy Kreuchi, Thomas Lüthi, Rebekka Matter-Linder, Matthias Meier-Moreno, Manuela 
Misteli, Martin Rufer, Simone Rusterholz, Thomas Studer, Jonas Walther, Barbara Wyss Flück (23) 

A 0032/2023 

Auftrag fraktionsübergreifend: Vorschulische Betreuung von Kindern mit besonderen Be-

dürfnissen sicherstellen 

  
Der Regierungsrat wird beauftragt, in Zusammenarbeit mit den Gemeinden und den involvierten priva-
ten Beteiligten, die Voraussetzungen zu schaffen, um die familienergänzende Betreuung von Kindern 
mit besonderen Bedürfnissen im Vorschulalter zu gewährleisten und die Kostentragung so zu regeln, 
dass keine Benachteiligung von betroffenen Familien besteht. 
 
Begründung: Familien, deren Kinder aufgrund einer Beeinträchtigung oder einer Entwicklungsverzöge-
rung einen erhöhten Betreuungsaufwand benötigen, sind in der Bewältigung ihres Alltages ausseror-
dentlich gefordert. Neben der hohen, alltäglichen Beanspruchung sind diese Familien auch wirtschaft-
lich benachteiligt: Da die Bedürfnisse ihrer Kinder das Angebot einer regulären Kindertagesstätte (Kita) 
übersteigen, können sie häufig nicht fremdbetreut werden, was die Eltern daran hindert, einer Erwerbs-
tätigkeit nachzugehen. Auch die betroffenen Kinder sind benachteiligt, sie haben oftmals weniger Kon-
takt mit Gleichaltrigen und dadurch wenig Möglichkeiten, ihre sozialen, motorischen, sprachlichen und 
kognitiven Kompetenzen auch ausserhalb ihrer Familie zu entwickeln. Im Sinne einer Chancengleichheit 
und der gesellschaftlichen Partizipation ist es von zentraler Wichtigkeit, diesen Familien den Zugang zu 
regulären Kitaangeboten zu ermöglichen. Davon profitiert letztlich auch die Volksschule, wenn die 
Kinder bei der Einschulung bereits weiter sind. Es ist wissenschaftlich unbestritten: Frühe Förderung 
lohnt sich. Es ist daher sinnvoll, wenn man nicht erst beim Eintritt in die Volksschule mit der Förderung 
startet, wie dies heute oft der Fall ist, sondern davor – besonders bei Kindern mit besonderen Bedürfnis-
sen. Eine frühzeitige Förderung kann, so beweisen Studien, die spätere schulische Entwicklung positiv 
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beeinflussen und soziale wie auch finanzielle Folgeprobleme frühzeitig verhindern bzw. deutlich redu-
zieren. Jedes Kind, welches nicht in die Sonderschule gehen muss, entlastet zudem die öffentliche Hand 
(11 Jahre Sonderschule kosten rund 1 Mio. Franken). Das Angebot von integrativen Kita-Plätzen setzt 
hier an und ermöglicht Kindern mit besonderen Bedürfnissen den Anschluss an die Volksschule oder 
eine einfachere Integration in der Sonderschule. Im Kanton Solothurn bestanden bis vor kurzem weder 
Strukturen noch entsprechende Kitaplätze und die Zuständigkeiten sind bis heute nicht abschliessend 
geklärt. Der Solothurner Verein «Kita Inklusiv» hat sich diesem Thema angenommen und auf private 
Initiative und in Zusammenarbeit mit den etablierten sonderpädagogischen Institutionen und freiwilli-
gen Kindertagesstätten Strukturen geschaffen. Im Rahmen eines Pilotprojekts wurden 2020 in einer Kita 
in der Stadt Solothurn solche integrativen Kitaplätze geschaffen. Aufgrund der Erkenntnisse und Erfah-
rung aus dem Pilotprojekt, konnten bis heute kantonsweit über 20 Vorschulkinder eine Kita besuchen. 
Aktuell unterstützt der Verein «Kita Inklusiv» 16 Kinder mit besonderen Bedürfnissen. Das Thema be-
wegt sich im Schnittstellenbereich zwischen privaten Institutionen, Gemeinden, Kanton sowie zwischen 
dem Departement des Innern (DDI) und dem Departement für Bildung und Kultur (DBK). Eine fraktions-
übergreifende kleine Anfrage (K 0242/2021) betreffend Handlungsbedarf und Zuständigkeiten wurde 
von dem Regierungsrat im Februar 2022 wohlwollend beantwortet. Er sieht klar Handlungsbedarf in 
diesem Thema. Mit dem vorliegenden Auftrag sollen nun die rechtlichen und finanziellen Rahmenbe-
dingungen für ein Regelangebot/-finanzierung für Kinder mit besonderen Bedürfnissen im Vorschulalter 
geschaffen werden. 
 
Unterschriften: 1. Markus Spielmann, 2. Fabian Gloor, 3. Luzia Stocker, Melina Aletti, Markus Ammann, 
Matthias Anderegg, Remo Bill, Daniel Cartier, Anna Engeler, Rea Eng-Meister, Simon Esslinger, Marlene 
Fischer, Heinz Flück, Myriam Frey Schär, Silvia Fröhlicher, Thomas Fürst, David Gerke, David Häner, Phi-
lipp Heri, Urs Huber, Stefan Hug, Karin Kälin, Barbara Leibundgut, Rebekka Matter-Linder, Matthias 
Meier-Moreno, Simon Michel, Tamara Mühlemann Vescovi, Daniel Nützi, David Plüss, Franziska Rohner, 
Farah Rumy, Sarah Schreiber, Beat Späti, Thomas Studer, Nadine Vögeli, Mark Winkler, Marianne Wyss, 
Nicole Wyss (38) 

0033/2023 

Einspruch gegen die Einführungsverordnung zum Bundesgesetz über dringliche Massnahmen 

zur kurzfristigen Bereitstellung einer sicheren Stromversorgung im Winter vom 12. Dezember 

2022 (VETO Nr. 497) 

 
Die unterzeichnenden Mitglieder des Kantonsrats erheben Einspruch gegen die Einführungsverordnung 
zum Bundesgesetz über dringliche Massnahmen zur kurzfristigen Bereitstellung einer sicheren Strom-
versorgung im Winter vom 12. Dezember 2022 (VETO Nr. 497). 
 
Begründung: Insbesondere § 1 Abs. 2, § 1 Abs. 3 und § 2 Abs.1 lit. b sind aus nachfolgenden Gründen 
nicht gesetzeskonform und nicht rechtmässig: 
1. § 1 Abs. 2 

Diese Bestimmung ist zu streichen, weil einerseits die Umkehr der Beweislast gegen das im Verwal-
tungsverfahren geltende Offizialprinzip nach Art. 14 des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege 
(VRPG) verstösst und andererseits die Beweislast-Verteilung Sache des Bundes ist (Art. 8 Zivilgesetz-
buch [ZGB]). 

2. § 1 Abs. 3 
Diese Bestimmung ist zu streichen, weil der Kanton mit dieser Bestimmung eigene, restriktivere Vo-
raussetzungen für eine Ausnahmebewilligung schafft. 

3. § 2 Abs. 1 lit. b 
Diese Bestimmung ist zu ergänzen mit folgendem Zusatz «… aus technischen Gründen nicht möglich 
ist, namentlich wenn die Dachfläche für andere betriebsnotwendige Einrichtungen benötigt wird 
oder die Erstellung einer Solaranlage an der Fassade nicht möglich ist; oder». Grund für diese Ände-
rung ist, dass es in Übereinstimmung mit der bundesrechtlichen Bestimmung klar sein muss, dass es 
sich in § 2 Abs. 1 um eine alternative und nicht um eine kumulative Aufzählung handelt. 

 
Weitere Begründungen im Rat werden vorbehalten. 
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Unterschriften: 1. Beat Künzli, 2. Andrea Meppiel, 3. Markus Dick, Richard Aschberger, Matthias Borner, 
Johannes Brons, Roberto Conti, Tobias Fischer, Josef Fluri, Thomas Giger, Walter Gurtner, Sibylle Jeker, 
Kevin Kunz, Adrian Läng, Stephanie Ritschard, Jennifer Rohr, Werner Ruchti, Philippe Ruf, Christine 
Rütti, Silvia Stöckli, Rémy Wyssmann (21) 
 
 
Schluss der Sitzung um 12:30 Uhr 

 


